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Bürgerrechte und Polizei 
§ 41 Allgemeine Vorschriften für den 

Schußwaffengebrauch 

(1) Schußwaffen dürfen nur gebraucht wer 

wenn andere Maßnahmen des unmittelbar 

erfolglos angewendet sind oder off 

keinen Erfolg versprechen. Geg 

ihr Gehrauch nur zulässig, we 

durch Schußwaffengebrauch geg 

werden kann. 

(2) Schußwaffen dürfen geg 

braucht werden, um angriffs-

hig zu machen. Ein Schuß, d 

grenzender Wahrscheinlichkeit 

wird, ist nur zulässig, wenn er 

Mittel zur Abwehr einer gegenwär 

gefahr oder der gegenwärtigen Gef 

schwerwiegenden Verletzung der kört 

versehrtheit ist. 

(3) Gegen Personen, die dem äußeren 

nach noch nicht 14 Jahre alt sind, (I(' 

waffen nicht gebraucht werden. Das qi 

wenn der Schußwaffengebrauch das einz 

zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr 

oder Leben ist. 

• 

Schwerpunkt: 
Schußwaffen : 

ffengebrauch gegen Personen 

'naßwaffen dürfen gegen Personen nur ge-

en 

tige Gefahr für Leib oder Le-

bevorstehende Begehung 

s Verbrechens oder ei-

ung oder Mitfüh-

oder Explosivmitteln zu 

ten, die sich der Fest-

sfeststellung durch Flucht 

wenn sie 

;ringerd verdächtig ist 

ns dringend verdächtig ist 

'e Annahme rechtfertigen, daß 

oder Explosivmittel mit sich 

lung der Flucht oder zur Ergrei-

: Person, die in amtlichem Gewahrsam 

i oder ihm zuzuführen ist 

iind richterlicher Entscheidung wegen 

brechen oder aufgrund des dringen-

h der Polizei 

Außerdem: Nordirland • Demon onsrecht • CS-Gas • Offeritliche 
Kontrolle • Datenschutz • Urteile 
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EDITORIAL 

Als die Innenminister in Bund und Län-
dern seit Mitte der siebziger Jahre an die 
Veränderung des Polizeirechts gingen, er-
regten besonders zwei Punkte das öffent-
liche Interesse: die Einführung schwerer 
Waffen und die Regelung des gezielten 
tödlichen Schusses. Für die meisten libe-
ralen und linken Kritiker des Musterent-
wurfs eines einheitlichen Polizeigesetzes 
des Bundes und der Länder war dieser 
Entwurf in erster Linie ein Versuch, dem 
gezielten „Rettungsschuß" - wie es in der 
offiziellen Diktion zynisch hieß -zu legali-
sieren. Andere grundsätzliche Neurege-
lungen, wie etwa der Passus über die Kon-
trollstellen, drangen weit schwerer ins öf-
fentliche Bewußtsein. Der Schußwaffen-
gebrauch ist eine Seite der polizeilichen 
Tätigkeit, die an Skandalträchtigkeit alle 
anderen aussticht. So ist es nicht verwun-
derlich, daß sich das Gerücht, die Polizi-
sten griffen immer häufiger zum Schießei-
sen, im Lager der Polizeikritiker schein-
bar ungebrochen gehalten hat. Mit dem 
diesmaligen Schwerpunktartikel geht es 
uns nicht darum, die Gefährlichkeit des 
Schußwaffengebrauchs, des Einsatzes 
polizeilicher Gewalt mit Todesdrohung, 
zu rechtfertigen oder zu verharmlosen. 
Allerdings kann eine Kritik, die sich selbst 
ernst nimmt, nicht über Jahre hinweg mit 
falschen Zahlen argumentieren. Anhand 
offizieller Statistiken und Presseberichten 
wurden deshalb hier genaue Daten zu 
ermitteln versucht. Das Ergebnis: Die 
Zahl der Schußwaffeneinsätze und be-
sonders der Todesschüsse schwankt von 
Jahr zu Jahr. Sie steigt und fällt aber nicht 

in statistisch signifikantem Umfang. Sie 
weist allerdings einige wichtige Besonder-
heiten auf, die die Leser auch an den 
abgedruckten Tabellen nachvollziehen 
können. 
Ansonsten informieren wir über zwei wei-
tere größere TheMenkomplexe: Polizei 
und Demonstrationen und Öffentliche 
Kontrolle und Datenschutz und bringen 
zwei größere Auslandsberichte. 
Noch ein paar Worte in eigener Sache: Im 
letzten Heft hatten wir an gleicher Stelle 
die Entscheidung darüber, ob CILIP die 
Jahreswende überdauern wird, für dieses 
Heft angekündigt. Auch dieses Mal kön-
nen wir nur eine vage Zusage machen. 
Vage vor allem deshalb, weil CILIP in 
erheblichen Finanznöten steckt. Dies 
liegt zum einen an den ständig wachsen-
den Kosten. Eine Ausgabe kostet uns 
derzeit etwa 5.000 DM. Auch schon bis-
her hatte der Informationsdienst von Zu-
schüssen der Herausgeber gelebt. Schwie-
rigkeiten macht uns aber vor allem, daß 
wir nur mit einem Teil der Abonnements-
zahlungen rechnen können. Viele Bezie-
her gehen auf die kalte Tour verloren, weil 
sie ihre neue Adresse nicht mitteilen. Säu-
mig ist vor allem der (linke) Buchhandel, 
von dem mittlerweile ganz erhebliche Be-
träge ausstehen. Andererseits können 
und wollen wir nicht die Drucker/innen 
und Setzer/innen auf ihre Bezahlung war-
ten lassen. 
Die Weiterexistenz von CILIP ist damit 
auch an die Frage gekoppelt, ob es mög-
lich ist, bei einem erträglichen Preis eine 
realistische Kalkulation vorzulegen. Der 
alte Preis (von 1978) wird wohl kaum zu 
halten sein. Auch auf die CILIP-Leser 
kommt wohl ein „Inflationszuschlag" zu. 
Genaueres in Heft 13. 
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SCHWERPUNKT: 

,,Blut ist ein ganz besond'rer Saft" 
- POLIZEILICHER SCHUSSWAFFENGEBRAUCH IM 
WANDEL? 

Einleitung 

Daß die Polizei schießwütig immer häufiger von der Waffe Gebrauch macht, gehört zum 
.,gesicherten Wissen" einer wlizei-kritischen Öffentlichkeit. Genauso heftie wird von 
okzieller Seitediese ~endenzbestritten und der Bedrohungdes Bürgersdurch schießwütige 
Polizeibeamte die Bedrohungdes Polizeibeamtendurch schießwütigeVerbrecher entgegen- 
gestellt. 
Die immer wieder erregt geführte Diskussion um die polizeiliche Schußwaffenpraxis macht 
sich in der Regel fest an der Dramatik von Einzerallen. Da die seit Jahrzehnten geführten 
internen Statistiken über den polizeilichen Schußwaffengebrauch auf Bundes- und Länder- 
ebene nur sporadisch veröffentlicht werden, gibt es für dieÖffentlichkeit kaumeine Chance, 
Tendenzen des Schußwaffeneinsatzes der bundesrepublikanischen Polizei zu beurteilen. 
Zwangsläufig muß daher die Dramatik von Einzelfällen das Bild bestimmen. 
Gemessen an der Vielzahl tagtäglicher polizeilicher Gewalteingriffe, ist dieZahlder FäUe,in 
denen die bundesrepublikanische Polizei Schußwaffen mittelbar oder unmittelbar gegen 
Menschen einsetzt, gering. Auch der Blick über die Landesgrenzen, etwa ein ~ e r g l e i s k i t  
der US-amerikanischen Polizei~raxis oder der Schußwaffeneinsatzder Polizei in Italienund 
Frankreich zeigen, dafl'die buridesdeutsche Polizei keineswegs schidwütig ist.' 
Jenseits dieker empirischen Häufigkeit des Einsatzes von SchuUwaffen hatdieDrohgebärde 
schußwaffentragender Polizeibeamter jedoch hohe symbolische Wirkung. Der waffentra- 
gende Polizeibeamte symbolisiert die Fähigkeit und den WiUen des staatlichen Gewaltme 
nopols, in letzter Instanzden staatlichen Willenauch umden PreisdesTodesdurchzusetzen. 
Entsprechend stark ist das öffentliche Interesse, wenn es um Fragen der Neuregelungdes 
Schußwaffeneinsatzes oder um Einzelfalle des Schußwaffeneinsatzes mit Verletzten oder 
Toten geht. 
Unser Interesse in dieser FaUstudie gilt nicht dem Einzelfall, sondern der Frage, ob AusPau 
und Strukturwandel der Polizei in den siebziger Jahren in der Summe Einfluß auf die 
Häufigkeit und Anlässe polizeilichen SchuUwaffengebrauchs hatten. 
Auf der Ebene der Organisation sind polizeiliche Sondereinheiten gebildet worden, bei 
denen gerade die ~ähigkeit zum treffsicheren, gezielten ~chußwaffeneimtz optimiert 
wordenist (SEKs. MEKs. Präzisionsschützenkommandos~. Aufder Kechtsebenenat Kaum 
ein einzelner paigraph so viel öffentliche ~ufmerksamkat und auch Widerstand auf sich 
gezogen wie die Regelung des Todesschusses im Musterentwurf für ein einheitliches 
Polizeigesetz. Bei der Ausrüstung der Polizei mit neuen Waffen ist eine widersprüchliche, 
aber als Widerspmch durchaus auflösbare Entwicklung festzustellen. Zumeinen wurdedas 
waffentechnische Potential der Länder- und Bundespolizeien mit unmittelbarer Todesdre 
hung verringert (Maschinengewehre, Handgranaten, Granatwerfer, leichte Kanonen) und 
viel Such- und Prüfungsaufwand betrieben, um sogenannte unschädliche Waffen zu finden, 
die technisch daraufhin optimiert worden sind, im Regelfall mit großer Wahrscheinlichkeit 
nicht zu töten. Soweit entsprechende unschädliche Waffen schon an die Polizei ausgeliefert 
wurden (speziell das Reizgas CN in Form der Chemischen Keule für den gezielten 



Einwleinsatz, in I-orm von Cirariaten und Ua~serwerferbeimischung tur den Ilachen- 
deckenden Einsatz), wurde dies gerade damit begründet, daß die Gefahr tödlichen 
Schußwaffeneinsatzes so zu senken sei. 
Gleichzeitig wurde aber die Polizei -und hier insbesonderedie Sondereinheiten - mit neuen 
Schußwaffen und Begleitgerät (wie Zielfernrohr, Restlichtaufheller etc.) sowie neuer Muni- 
tion ausgerüstet. um dieTreffsicherkit im Einzelfall zuerhöhen. DieTreffsicherheit soll mit 
zweierlei Ziel erreicht werden: Zum einen, um Todesfalle durch Fehlichüssezu verringern, 
zum anderen aber auch, um gegebenenfalls den befohlenrn oder vorsätzlichen Todesschuß 
mit optimierter Treffsicherheit anzuwenden. 
Zu welchen empirisch faßbaren Resultaten hat sich dieser spezifische Wandel von einander 
sich scheinbar widersprechenden Intentionen niedergeschlagen'? Die Verschrottung tödli- 
cher Waffen, die Ausrüstung mit nicht-tödlichem Gerät und die Verbesserung der Treffsi- 
cherheit beim Einsatz von Schußwaffen durch technisch optimiertesGerät und verbesserter 
Ausbildung im Umgang mit Schußwaffen könnten den Rückgang des Einsatzes potentiell 
tödlicher Waffen und darüberhinaus einen Rückaane.voriTodesfallen zur Folge haben. Die 
in der Todesschußregelung des ~usterentwurfs  ~ech t snorm gewordene ~i tent ion,  den 
Todesschuß als staatlichen Hoheitsakt für den Beamten und die Offentlichkeit akzeptabel 
zu machen, könnte zu einem Mehr an Todesschußfallen fuhren. Letzteres umsomehr,als in 
der Diskussion um neue rechtliche Regelungen des Schußwaffeneinsatzes sehr nüchtern 
auch der Abbau psychischer Hemmschwellen beim Schußwaffengebrauch auf Seiten der 
Vollzugsbeamten kalkuliert und intendiert wurde.' SchlieDlich: Sind die hier angeschnitte- 
nen Fragen überhaupt entscheidbar, gibt es Material zur Wirklichkeit polizeilichen 
Schußwaffeneinsatzes im letzten Jahrzehnt'? 
Systematische Studien zum polizeilichen Schußwafteneinsatz,wie sie etwa in den USA im 
Rahmen polizeikontrollierter Forschung mehrfach durchgeführt wurden,' liegen für die 
Bundesrepublik nicht vor. Immerhin gibt es seit Jahren jene bereits genannten internen 
Statistiken der Länderinnenminister und seit 1976 eine bundesweit und bundeseinheitlich 
geführte Statistik polizeilichen Schußwaffengebrauchs, die bruchstückhaft zuanglich 
gemacht worden ist und in Kombination mit Pressemeldungen eine vorsichtige Intepreta- 
tion zulassen. Darauf stützt sich diese Fallstudie zur Praxis polizeilichen Schußwaffenge- 
brauchs im Kontext des Strukturwandels der Polizei in den siebziger Jahren. 

1. SchußwalTengebrauch 1963 - 1981 in den Bundesländern Hessen und Nordrhein- 
Westfalen 

Für zwei unseres Erachtens repräsentative Bundesländer war es möglich, Statistiken 
heranzuziehen, die den Zeitraum von 1963 bis 1981 abdecken und eine erste vorsichtige 
Interpretation über Häufigkeit und Ergebnis polizeilichen Schußwaffeneinsatzes in den 
letzten zwanzig Jahren zulassen (vgl. Tabelle I und 2). 
Sowohl für Nordrhein-Westfalen (Tabelle I) wie für Hessen (Tabelle 2) ist zunächst 
erkennbar. daß trotz aller großen Schwankungen von Jahr zu Jahr seit 1963 die Zahl der 
Fälle, in denen ~chußwaffe i  insgesamt eingesetzt wurden, einedeutlich steigende Tendenz 
hat. Diese Tendenz wird allerdings in ihrer Bedeutungrelativiert.wennman beachtet.daß in 
NRW die Zahl der Schüsse z u i ~ ö t e n  von ~ i e r e n  Tm selben Zeitraum überproportional 
zugenommen hat und zwischen 1976 und 1979 fast zweiDrittelderFalleausmacht. Esist f i r  
NRW also nicht eine dramatische Zunahme der Schüsse gegen Menschen und Sachen (in 
erster Linie PKWs und PKW-Reifen), die den Anstieg in den letzten zwanzig Jahren 
verursachte. A~iffallig an  NRW ist schließlich, daß die Z;ihI der Warnschüssebeigleichzeiti- 
gern Anstieg des ~ch"ßwaffeneinsatzes rapide zurückgegangen ist, ohne daß stattdessen die 
Zahl der geziehen Schüsse gegen Menschen und Sachen (für letzteres gegen ..Menschen in 
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Sachen", also PKWs in erster Linie) in Relation hierzu zugenommen hätte. Die Statistik fiir 
NRW zeigt über den Zeitraum von 1963 bis 1979 größereSchwankungen, jedoch keinen 
stafistisch signifikanten Trend. 
Die Entwicklung in Hessen (Tabelle 2) ist aufgrund des für den gesamten Zeitrahmen 1%3 
bis 1980 lückenhaften statistischen Materials vorsichtiger zu interpretieren. Immerhin zeigt 
sich auch hier, dan der Schußwaffeneinsatz gegen Tiere die Gesamtzahl erheblich hochge- 
trieben hat. Auffällig ist auch bei Hessen wieder, daß die Zahl der Warnschüsse,erstmals 
1974 ausgewiesen, in der Tendenz abnimmt. Die Zahl der Schüsse gegen Menschen ist fiir 
den Zeitraum 1974 bis 1980 zu schwankend und unregelmäßig, um eineTendenz herausle- 
sen zu können; das gleiche gilt für die ~ntwicklun~des~chußw~ffeneinsatzes~e~en~achen. 
Zusammenfassend Iäßt sich fiir beide Länder saeen. daß die EntwicklunedesSchußwaffen- 
gebrauchs (abgesehen vom Einsatz gegen ~ i e r e )  zwischen 1963 und 1980 keine statistisch 
signifikante Steigerung zeigt. 
Für den Bürger gewichtiger als die Häufigkeit polizeilichen Schußwaffeneinsatzes sind die 
Folgen des Einsatzes, kurz: die Zahl der Toten und Verletzten. Auffällig ist hier zunächst im 
Zeitraum 1963 bis 198018 1 für beide Bundesländer, daß im gesamten Zeitraum von Jahr zu 
Jahr in beiden Kategorien große Schwankungen erkennbar sind. Während für NRW 
sowohl bei der Zahl der jährlich Erschossenen wie der Zahl der Verletzten überhaupt keine 
ab- oder zunehmende Tendenz erkennbar ist (analog zur EntwicklungdesSchußwaffenein- 
satzes gegen Menschen und Sachen insgesamt), ist für Hessen in den siebziger Jahren eine 
leichte Steigerung bei der Zahl der Erschossenen und Verletztensichtbar,dieaberstatistisch 
sichtbare Tendenzaussagen auch nicht zuläßt. 
Auf der Ebene dieses Materials aus zwei Bundesländern läßt sich die These nicht untermau- 
ern, daß die bundesdeutsches Polizei in den letzten zwanzig Jahren immer häufiger und mit 
immer härteren Folgen für den Bürger zur Schußwaffe gegriffen hätte. 

2. Poiizeilicher Schui3wafieneinsat.z in der Bmdesrepublik ab  Mitte der siebziger Jahre 

Ab 1976 wird eine bundeseinheitliche Statistik über den Schußwaffeneinsatzder Länderpo- 
iizeien, des BGS und des BKAs geführt, die uns als komplette Statistik für die Jahre 1976 bis 
1979 vorliegt, ein Zeitraum, der für große Tendenzaussagen angesichts der inder hessischen 
und nordrhein-westfälischen Statistik erkennbaren starken Schwankungen von Jahr zu 
Jahr  zu knapp ist. Auffällig ist auch hier (wie bei NRW und Hessen) der hohe Anteil des 
Schußwaffeneinsatzes gegen Tiere, der als Einzelkategorieden höchsten Anteil hat. Weiter- 
hin auffällig ist die Tendenz zur Abnahme der Warnschüsse - ein bei NRW als langfristige 
Tendenz schon herausgehobenes Merkmal. Hinzuweisen ist für den Zeitraum 1976 bis l T 9  
schließlich darauf, daßdie Zahl gezielter Schüsseauf Menschen abnimmt, diezahlgezielter 
Schüsse auf Sachen steigt und beide Kategorien zusammengenommen jährlich um 200 
Schüsse schwanken. 
Das Bundesland NRW verzichtete in seiner Schußwaffengebrauchsstatistik auf die in der 
PFA-Statistik geführte Sonderkategorie „Schußwaffengebrauch gegen Sachen" und e r f d t  
diese Fälle mit in der Kategorie „Schußwaffeneinsatzgegen Menschen". Die überzeugende 
Begründung für dieseabweichende Zählweise ist in der Venvaltungsvorschrift des Landes5 
41 Polizeigesetz von NRW formuliert: 

,,Ein Schußwaffengebrauch gegen Sachen liegt nicht vor, wenn mit Wahrscheinlichkeit damit 
gerechnet werden muß, daß hierdurdr Personm verletzt werden. Der Schußwaffmgebrauch 
auf Krgftjiahrzeuge ist daher praktisch nur unter den Voraussetzungen des Schußwaflnge- 
brauchs gegen Personm zulässig; diese müssen gegenüber jeder im Fahrzeug befindlichen 
Person vorliegen." (Ministerialblatt NR  W,  Nr. 84/1980) 



Tabelle 3 

POLIZEILICHE SCHUSSWAFFENGEBRAUCHSSTATISTIK (BUND lRiD LÄNDER) 
für die Jahre 1974 - 1981 

Anzahl der 

SchuBvaf f en- 

Personen- 
schäden ina- 

Quellen: Ab 1976 wird an der Polizai-Führungcakademie'eine bwdesein- 
heitliche St~tistik über den polizeilichen Schußwaffengebrauch 
(Länderpolizeien, Bundesgrenzschutz, BKA) geführt. Die Angaben 
von 1976 - 1979 aind dieaer Statistik entnommen. Die Todes- 
falle 1974, 1975, 1980, 1981 sind durch systematische Presse- 
auswertung ermittelt. 
Nicht enthalten in der PFA-Statistik ist der Hogadischu-Ein- 
satz der BGS-Truppe GSG 9 1977 mit vier Toten. 

L 

Der bundesweite Rückgang des Schußwaffengebrauchs gegen Menschen gemäß der PFA- 
Statistik (1976 - 1979) ist, folgt man der überzeugenden Zählweise NRWs, fiktiv,da hinter 
den gleichzeitig steigenden Ziffern der Kategorie ,.Schußwaffeneinsatz gegen Sachen" sich 
faktisch nichts anderes als der Schußwaffeneinsatz gegen Personen in PKWs verbirgt. Für 
den Schußwaffeneinsatz gegen Menschen ist von daher die Gesamtzahl der Fälle des 
Schußwafferieinsatzes gegen Menschen und Sachen aussagekrgftiger. 
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Die um Zahlen aus eigenen Recherchen im Zeitraum erweiterte Kategorie ,.Folgen des 
Schußwaffengebrauchs" Iäßt zwischen 1974 und 198 1 keine Tendenz der Steigerung oder 
~ b n a h m e  der Todesfalle erkennen, sondern nur von Jahr zu Jahr zum Teil hoheSchwan- 
kungen. Damit zeigt sich hier für diesen knappen Zeitraum dieselbe Tendenz wie für NRW 
zwischen 1963 und 198 1. 
Mithin Iäßt sich zusammenfassend feststellen, daß mit dem bisher vorgelegten statistischen 
Material sich die These nicht erhärten Iäßt, daß die bundesdeutsche Polizei immer 
häufiger und mit immer größeren Folgen an Toten und Verletzten zur Schußwaffe greift. 
Auffällig an Tabelle 4 ist allerdings, daß zwischen 1976 und 1979 die Zahl der gezielten 
Schüsse auf Menschen zurückgeht, ohne daß die Todesfalle entsprechend zurückgehen. 
lnterpretierbar wäre dieser Trend in die Richtung, daß die Polizei seltener gezielt auf 
Menschen schießt, in diesen Fällen jedoch etwa Dank der besseren Schießausbildung mit 
höhrerem tödlichen Erfolg. 

3. Die qualitative Struktur polizeilichen Schußwaffeneinsatzes 1976 bis 1981 

Das bisher präsentierte statistische Material ist zu dürr, um Aussagen darüber zu machen, 
ob derstrukturwandel der Polizei in den siebziger Jahren mitseinendenkbaren Konsequen- 
zen auch für Situationen des Schußwaffeneinsatzes (u.a. vertiefte Schießausbildung, 
Spezialisierung in Form von SEKs, MEKs, Präzisionsschützenkommandos, bessere psy- 
chologische Ausbildung usw.) darauf Einfluß hatte. daß sich die Stru ktur der Anlässe und 
Situationen, in denen von der Schußwaffe gegen Menschen Gebrauch gemacht wurde, 
verändert hat. 
Um dieser Frage zumindest ein Stück weit nachgehen zu können, haben wir inTabelle4alle 
uns bekannten Todesschußfalle ab 1976 bis 198 1 .  soweit möglich, detailliert erfaßt. 
Grundlage dieser Tabelle ist ein Zeitungsmeldungs-Archiv, in dem in der Regel mehrere 
Meldungen zu den einzelnen Fällen zu finden sind. Von den in der Statistikder Polizei-Füh- 
rungsakademie (folgend PFA-Statistik) zwischen 1976 und 1979 erfaßten44 Fällen sind in 
unserer Tabelle 37 erfaßt. Für das Jahr 1978 haben wir einen in der PFA-Statistik nicht 
aufgenommen Fall unsererseits in die Auswertung eingeschlossen. Es handelt sich umden 
Schußwaffeneinsatz eines Polizeibeamten außerhalb des Dienstes in FrankfudM. am 
8.1.1978. 
Insgesamt enthält Tabelle 4 sechzig Fäiie tödlichen Schußwaffengebrauchs zwischen 1976 
und 198 1. 
Neben Angaben zur Identifizierung des Falles (Name des Opfers, Ort und Zeitpunkt des 
Ereignisses) sind folgende, hier knapp zu begründende Rubriken aufgenommen worden: 

Szenarium 
Knappe Darstellung der Typik der Situation, in der der tödliche Schuß fwl. (Opfer mit 
SchUpwaffe). 

rap. Schußwechsei? 
Da der Grad der potentiellen undoder objektiven Gefährdung der Beamten u.a. davon 
abhängt. ob sein Gegenüber mit einer Schußwaffe droht bzw. die Schußwaffe auch einsetzt, 
wurde als Indikator für die Eigengefährdung des Beamten (rechtlich ein Rechtfertigungsgnrnd 
f l r  den polizeilichen Schußwaffeneinsatz) dieser Punkt aufgenommen. 

Sond~#einsatzbeamte? 
Seit Mitte der siebzi~er Jahre wurden bei der Polizei verschiedene Sondereinsatzkomrnandos 
aufgebaut, die u.a. auch ein intensives Schießtraining erhielten. Sie sollten speziell in schwierigen 
Situationen eingesetzt werden. 



Damir war das Versprechen verbunden. daß h r c h  eine siruarionss~ezifische, bessere Ausbil- 
dung der ~chyl(wafineinsarz eher vermieden und Fehlsc.husse mii ~odesfo l~e aufgrund der 
man~eIhufren Beherrschung der Waflen beim Dw-chschnittsbeamten in gerinferm Maße als 
bisher geschehen würden. 

Verletzte oder getötete Beamte? 
Auch diese Rubrik soll ein Indikarorfir das Ausmaß der ~igen~efähr&ng der Beamten sein. 

Pdizeioktion mit Vorbereitungteit? 
Dieser Indikaror soll unrerscheiden mischen Siruarionen,in denen Beamte oder der Polizei- 
apparat insgesamt ad hoc auf eine Situation reafieren mußten,oder ob Zeit zur Verf iwng 
srand, in denen der Apparar seine vieljaltigen, gerade in den siebziger Jahren neu enrwickelten 
Möglichkeiren an situarionsspez~ischen Ressourcen einsetzen konnte. Dahinter srehr die 
riese, daß, j e  mehr Zeit zur Lösung einer schwierigen Situation zur Verfugung steht, jegrößer 
auch die Chance zur unblutigen Lösung isr. 

Staatwnwaitschfifiches Ermittlungswrfahren und Gerichtsverfahren? 
Bei diesen Kareaorien aibr es proße Erhebunes~robleme. Svsremarische Studien zur Fraee, in 
wieviel Fällen $dlich& poli.?eikchen ~chu&aflent-insat~es es zu s~aarsanwalrschafr~chen 
Ennittlungsve$ahren und gar zur gerichrlichen Entscheidung kam. gibt es nicht. Von daher 
konnten in diese Karegorien nur jene Fällen aufaenommen werden, in denen aus Pressemeldun- 
gen enrsprechrnde viflahren erschließbqr wären. Da tler Nachrichtenwert entsprechender 
Ermirrlunaswrfahren oder aar Cerichrsurreile - von s~ekrakulären Einzelfällen abaesehen - in 
der ~egeT  sehr viel geringer isr als der ~odesfall'selbsr. sind nichr alle verfahren über 
Pressemel~+~ngen erJäßbar. Deshalb gibt es hier ein nichr kalkulierbares Dunkeyeld an 
Verfahren. 

In der Auswertungdieses Materials geht es uns nicht umdie Frageder individuellen Schuld 
bzw. um eine sonstig Wertung der FäUe nach rechtlichen Kategorien. 
Das, was juristisch bei der Einzelfallprüfung als zulässiger Schußwaffeneinsatz mit Todes- 
folge gewertet oder im Einzelfall über den Schuldausschließungsgrund .,Putativnotwehr" 
entschuldigt werden kann, qualifiziert noch nicht die Fähigkeit oder Unfähigkeit des 
Poli~eiapparates~mit einem Minimum an physischer Gewalt und vor allem unter Vermei- 
dung des Todesnsikos Konfliktsituationen zu lösen. Es zählte gerade zu den. den Ausbau 
und Strukturwandel der bundesdeutschen Polizei in den siebziger Jahren begleitenden 
Versprechungen, daß neue apparative Ressourcen und Einsatzmittel unterhalbder Schuß- 

„Der Hauptausschuß des Landtags von Nordrhein-Westfalen hat 
sich am Dienstag mit den Zusammenstößen in Essen befaßt. Er  er- 
kannte die schwierige Lage an, in der sich die Polizei befand. Die 
sozialdemokratischen Vertreter fragten jedoch. ob es richtiggewe- 
sen sei, zur Waffe zu greifen. Sie regten an, in solchen Fällen gegen 
die Demonstranten Wasserwerfer einzusetzen. Ministerpräsident 
Arnold sagte mit Zustimmung der anderen Parteien zu. eine grö- 
ßere Zahl beschaffen zu lassen." 

Landtagsdebatte in NRW nach der Erschießung des 
Demonstranten Ph. Müller (FAZ, 14.5.1952) 
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waffen, neue treffsichere Waffen in Verbindung mit einer intensivierten Schießausbildung 
und schließlich die Spezialisierung von Beamten für spezifische Gewaltsituationen in Form 
der SEKs, MEKs etc. dazu fuhren sollten, die Intensität staatlicher Gewalteinme (die in 
der Tötung des Bürger kulminieren) zu vemngern. Nimmt mandieseversprechungenbeim 
Wort, so wäre ein Rückgang an Todesfällen als Folge polizeilichen Schußwaffeneinsatzes 
zu erwarten bzw. die Konzentration von Todesfällen auf Situationen, in denen Beamte ad 
hoc auf eine gefährliche Situation reagieren mußten, o h n e d d  ein Zeitvorlauf war, um das 
vielfältige neue apparative Instrumentarium in die Entscheidungsfindung und in den 
Einsatz ZU bringen. 
In Tabelle 5 a) und 5b) sind die in Tabelle 4 erfdten 60 Todesfälle nach verschiedenen 
situativen Momenten geordnet und ausgewählt worden. 
In beiden Tabellen (5a) und 5b)) ist zunächst danach unterschieden worden,obTodesschüs- 
se in ad hcc-Situationen oder in Situationen gefallen sind, die aufgrund eines Zeitverlaufs 
dem Polizeiapparat die Chance zur Minimierung von Gewalt, kurz: die Chance zur nicht 
tödlichen Lösung, geboten haben. DieHälfteallerTodesschüsse(vgl. Tabelle5b), Polizeiak- 
tionen mit Vorbereitungzeit) fiel in Situationen, in denen die Polizei aufgrund des 
Zeitvorlaufs Einfluß auf den Ort und den Zeitpunkt der Konfliktlösunp. nehmen konnte. 

Z 

Tabelle 5 

Situetive Aspekte der Todesschtisse 1976 - 1981 

Der ZeitvorlaufgibtzudemdieChance,ausdem'breiten ~e~ertoire~olizei icher  Einsatzmit- 
tel (von technischen Mitteln bis hin zur Auswahl geeigneter Taktiken und spezialisierter 

Zahl der Felle: 60 

.) 
Familienstreitig- 
keitenfCeistes- 
kranke 9 

Ceise lnahme 
(mit finalem Todes- 
schu8) 5 (3 )  

goutine-Verkehrs-/ 
Straßenkontrollef 
Kontrollstellen 4 - 
Initiativ-Fest- 
n a h n  bzw. Kon- 
trollen 7 

ad-hoc-straftaten- 
vereitelung 14 

Fluchtversuch 2 

vorbereitete Fest- 
nahme 19 

Insgesamt 60 Fllle 

Beamter) jene auszuwählen, die die Chance zur nicht-tödlichen Lösung bieten. 
In Tabelle 5a)werdendieseSituationen konkretisiert. In fast einem DnttelallerTodesschuß- 
fälle ging es um Situationen, in denen der Polizei das spätere Opfer bereits bekannt war, Ort 
und Zeitpunkt der Festnahme dem taktischen Kalkül der Polizei unterlag,inderRegel auch 

b) 
Erschossene (davon 6 Schreck- 
bewaffnet: 25 schu8-IGaspistolen, 

2 Handgranaten 

davon : 
Waffen einge- (davon 2 geziindete 
setzt: 12 Handgranaten) 

Verletzte (davon 2 durch 
Beamte: 12 Kollegenkugeln) 

Getötete 
Beamte: 

SEK/KEK/Scharf- (davon 2 ad-hoc- 
schützeneinsatz: 1 0  Situationen) 

Polizeiaktion 
mit Vorberei- 
tungszeit: 28 (von 55 Flllen) 



mehrere Beamte eingesetzt wurden (vorbereitete Festnahme). Zwei typische Fälleausdieser 
Kategorie sind die Erschießung von Elisabeth van Dyck am 4.5.1979 (Nümberg) und von 
D.Marxam 24.10.1980 (Berlin). In beiden Fällen war das Opfer der Polizei bereits bekannt, 
in beiden FäUen warteten mehrere Beamte seit Tagen respektive seit Stunden in der 
Wohnung. In drei von fünf Geiselnahme-Fällen (Landshut, 30.4.1979; Gefängnis Zwei- 
brücken, 19.3.1980; Würzburg, 1.7.1980) mit tödlichem Ausgang gab es hinreichend Zeit, 
um SEK-, MEK-Beamte bzw. Scharfschützen heranzuführen, die die Situation mit einem 
finalen, d.h. vorsätzlichen Todesschuß lösten. 
Insgesamt gingen im 2kitraum von 1976 bis 1981 zehn Todesschüsse auf das Konto von 
SEK- oder MEK-Beamten resp. Scharfschützen (vgi. Tabelle Sb)). Achtmal handelt es sich 
um vorbereitete Einsätze. Der Einsatz dieser Spezialbeamten mit besonders trainierten 
Schießfahigkeiten programmiert die tödliche Lösung von Konflikten vor. Anders formu- 
liert: Das polizeiliche Einsatzmittel definiert die tödliche Lösung, so daß mit der Entschei- 
dung, diesen Beamtentypus einzusetzen, eben auch die tödliche Lösung wahrscheinlicher 
geworden ist. 
Diesgilt in zweierlei Hinsicht. Zum einen sind diese Sonderkommandosaufgebautworden, 
um dem Polizeiapparat den vorsätzlichen, geplanten Todesschuß als Konfliktlösungsva- 
nante verfügbar zu machen. Die politische Diskussion um die Todesschußregelung des 
Musterentwurfs für ein einheitliches Polizeigesetz verdeutlicht diese Intention. Die bereits 
genannten drei Falle der Erschießung von Geiselnehmern durch Sondereinsatz-Beamte 
sind die Wirklichkeit gewordene Intention. Zum weiteren ist die tödliche Lösung beim 
Einsatz von Sondereinsatzbcamten auch jenseits des durch Dritte angeordneten Todes- 
schusses - wie bei den Geiselnehmer-Fällen - aus der Eigendynamik dieses Einsatzmittels 
wahrscheinlicher geworden. Der treffsichere, tödliche Umgang mit der Waffe ist die 
Lösung, auf die diese Beamten spezialisiertwordensind, sodaß sieinderTendenzauch ohne 
Anordnung durch Dnttegleichsam automatisch ihrespezielle Fähigkeit in Konfliktsituatio- 
nen anwenden. 
Von den situativen Bedingungen deutlich unterscheidbar ist die zweite Gruppeder Todes- 
schüsse, die in Situationen gefallen sind, in denen einzelne Beamte ohne Chance, auf die 
breite Palette apparativer Möglichkeiten zurückzugreifen, mit tödlichem Erfolg schossen. 
Zum einen sind es Situationen, in denen Beamteausdern Stand heraus aufeindeutige oder 
mutmaßmliche Straftaten reagieren mußten (vgl. Tabelle.Sa; ,.ad-hoc-Straftatenvereite- 
lung"). In diesen Situationen (vgi. etwa Bsrlin, 26.5.1977, Uberfall aufMetro-Zentrale und 
anschließenden Schdwechsel mit zufällig anwesenden Kontaktbereichsbeamten; 
29.3.1978 - Kiosk-Einbruch und Schußwechsel zwischen Einbrecher und Polizeibeamten) 
fielen ein Viertel aller Todesschüsse im Beobachtungzeitraum. Es sind Sit~iation~n, in denen 
in der Regel ein bis zwei Beamte ad hocauf sich gestellt sind und ihre professionelle Routine 
und Nervenstarke über den Ausgang der Situation entscheiden. 
Von den situativen Bedingungen her ähhnlich sind jene sieben Todesschüsse, d.h. ca. 10 
Prozent, die sich in Situationen entwickelten, in denen Polizeibeamte auf eigene Initiative 
jemand vodäufig festnehmen oder zumindest kontrollieren wollten (Initiative-Festnahme 
resp. -Kontrolle). Hierunter fällt etwa der mit einer Verurteilung endende Fall des Schäfers 
Schlaudorf, erschossen 14.4.1977, und der Fall Heidtmann, erschossen am 21.2.1980. 
Heidtrnann, der streifefahrenden Polizisten aufiel, versuchte sich einer Kontrolle durch 
Geschoßsalven aus seiner Maschinenpistole zu entziehen und wurde im Verlauf des 
Schußwechsels tödlich verletzt. 

Polizeiliche Intervention bei Familienstreitigkeiten (in der Regel nach Notrufen von 
Angehörign) und in Konfliktsituationen mit Geisteskranken führten im Untersuchungs- 
zeitraum zu neun Tod&Uen. HierfUr sind zwei Fälle im Juni 1977 typisch, in denen jeweils 



betrunkene Familienangehörige mit einem Messer herumfuchtelten. Es erging an die 
Polizei ein Notruf. Die zum Schlichten des Streits eingesetzten Beamten erwehrten sich des 
messerschwingenden und alkoholisierten Opfers mit der Schußwaffe. 
Alle vier Todesschüsse im Zusammenhangmit Verkehrskontrollen zwischen 1976 und 198 1 
(davon nur ein Todesfall an einer festen Kontrollstelle, weitere drei bei Einzelkontrollen, in 
zwei Fällen mit Verfolgungsjagden) erwiesen sich als rechtlich so problematisch, daß es in 
zumindest in drei Fällen zum Gerichtsverfahren kam. Sieendeten mit einem Freispruch und 
zwei Verurteilungen. Im vierten Fall war von vornherein der Todesschuß als „unbeabsichtig- 
ter Todesschuß" vom betreffenden Beamten qualifiziert worden(in diesem FaU ist unklar, ob  
er auch ein gerichtliches Nachspiel hatte). 
In Tabelle 5b) ist der Versuch gemacht worden, Todesschußsituationen unter dem Aspekt 
der Gefährdung der Polizeibeamten zu qualifizieren. Auffällig ist zunächst, daß nur injeder 
30. Todesschußsituation auch ein Beamter ums Leben kam, jedoch in jedem fünften 
Todesfall Verletzungen von Polizeibeamten vorausgingen(davon zwei Verletzungen durch 
Fehlschüsse von Kollegen). 
Dies heißt allerdings nicht, daß zwischen 1976und 198 1 insgesamt nurzwei Polizeibeamtein 
der Auseinandersetzung mit Bürgern ums Leben gekommen wären. Es gab zwischen 1976 
und 1981 insgesamt 23 Fälle vorsätzlicher Tötungen von Polizeibeamten. Nur in zwei 
Fällen endeten diese Situationen jedoch gleichzeitig mit dem Tod eines Bürgers, dem 
Auswahlkriterium unserer Untersuchung.' 
Als weiterer harter Indikator für die Gefährdung von Polizeibeamten (und damit als 
Rechtfertigunggrund des Schußwaffeneinsatzes im rechtlichen Sinne) sind in Tab. 5a) Fälle 
des Einsatzes von Schuß- und Explosivwaffen durch das spätere Opfer angeführt worden. 
Dies war in 20 Prozent (gleich 12 Fälle)der Todesschußsituationen der Fall. In weiteren 20 
Prozent (13 Fälle) mußten die Polizeibeamten immerhin mit der Gefahr des Schuß- oder 
Explosivwaffengebrauchs rechnen, weil das spätere Opfer eine entsprechende Waffe bei 
sich trug (wobei es aus dem situativen Kalkül der Beamten heraus wohl kaum einen 
Unterschied macht, ob  die Waffe sich später als Gas- oder Schreckschußpistole herausge- 
stellt hat, ein Unterschied, der aus mehreren Metern Entfernung kaum erkennbar ist). Nach 
herrschender Rechtsauflassung sind Todesfalle, in denen das spätere Opfer zuvor mit einer 
Schuß- oder Explosivwaffe zumindest drohte oder sie gar zum Einsatz brachte, allemal 
rechtlich gedeckt, sodaß es- soweit uns das Materialvorliegt-auchin keinemdieserFällezu 
einer Anklageerhebung kam 

4. Zusammenfassung 

Die Bewertung der situativen Momente tödlichen Polizeischußwaffepinsatzes steht 
unter einem für uns nicht lösbaren methodischen Vorbehalt. Die Analyse wäreentschieden 
aussagekräftiger, wenn es möglich wäre, polizeiliche Todesschüsse in spezifischen Situatio- 
nen in Relation zu setzen zur Häufigkeit entsprechender Situationen. die ohne Todesfolge 
gelöst worden sind. So erfolgen jährlich hunderttausende vorbereitete Festnahmen, die 
ohne Schußwaffeneinsatz ablaufen, so gibt es hunderttausende Verkehrskontrollen ohne 
Todesfälle, und auch feste Kontrollstetlen mit Sicherungposten sind inzwischen zu einer 
polizeilichen Standardmaßnahmegeworden, so daß, daran gemessen, einTodesfall insechs 
Jahren an Kontrollenstellen wiederum gering erscheint. Das gleiche Problem betrifft den 
Einsatz von MEK-, SEK- oder sonstigen Spezialeinheiten, deren Beamte im Schußwaffen- 
einsatzbesonders qualifiziert sind. Zwar ist auffällig, daß a b  1976geradedieseSondereinhei- 
ten häufiger in tödliche Lösungen verwickelt sind. In wieviel vergleichbaren Fällen aller- 
dings diese Spezialeinheiten vergleichbare Situationen ohne tödlichen Sthußwaffeneinsatz 
gelöst haben, ist vom Material her nicht entscheidbar. 



Unter diesem methodischen Vorbehalt ist der folgende Versuch, Tendenzen desschußwaf- 
feneinsatzes der bundesrepublikanischen Polizei zusammenzufassen, zu lesen. 
Es ist erstens festzustellen, daß eine Tendenz zum immer häufigeren Schußwaffeneinsatz 
mit einer wachsenden Zahl von Todesfällen nicht erkennbar ist. Umgekehrt ist aber auch 
festzustellen, daß eine bessere apparative Ausrüstung mit tödlichen und sogenannten 
unschädlichen Waffen (wie die Chemische Keule etc.) sowie die verbesserte Ausbildung im 
sicheren Umgang mit ~chußwaffen und dieSpezialisierungvon Beamten in ~ o r m  v o n ~ E ~ s  
und MEKs nicht zu einem Rückgang von Todesfällen als Folge polizeilichen Schußwaffen- 
einsatzes geführt hat. Auffällig für die Zeit ab  1976 ist der mit 50Prozentu.E. hohe Anteilan 
Todesschußsituationen, die nicht unter der Belastung von ad-hoc-Entscheidungen einzel- 
ner Beamten standen, sondern in denen der Polizeiappafataufgrund desZeitvorlaufs Raum 
hatte, seine taktische, professionelle und apparative Uberlegenheit so einzusetzen, daß 
tödliche Lösungen mit hoher Wahrscheinliche vermeidbar wären. 
Auch wenn mithin keine dramatische Entwicklung polizeilichen Schußwaffeneinsatzes in 
der Bundesrepublik erkennbar ist,entgegendem durch EinzelfäUeund zeitliche Zusammen- 
ballungen immer wieder entstehenden Eindruck. bleibt jeder Schußwaffeneinsatz, vor 
allem aberjeder Todesschuß, ein eigenes Drama, bleibt die Frage und die Forderung. den 
Schußwaffeneinsatz vermeidbarer zu machen. Die über ein Jahrhundert radikale Lösung 
der englischen Polizei. ihre Beamten im Regelfall nicht zu bewaffnen, ihre Beamten im 
RegelfaU nicht einmal an  Schußwaffen auszubilden, hatte zur Konsequenz, daß es über 
Jahrzehnte in England so gut wie keine Todesschüssegab. Der Aufbau von Sondereinsatz- 
gruppen (speciiil patrol g r ~ u p s ) ~  im letzten Jahrzehnt, die ständig Schußwaffen bei sich 
fuhren, hat nun auch in England dazu geführt, daß sich ein jährlicher Bodensatz an  
mlizeilichen Todesschüssen zu entwickeln scheint. Gerade dieses endische Beispiel zeigt. 
wie relativ unabhängig von der konkreten Situation die Verfügung oder ~ i c h t - V e r f ü ~ u n ~  
über spezifische polizeiliche Mittel über tödliche resp. nickttödliche Konfliktlösungen 
entscheidet. 
In letzter Zeit mehren sich in der Bundesrepublik wieder Stimmen, die den Einsatz von 
Schußwaffen bei Demonstrationen zur Diskussion stellen oder gar fordern7. Zwar iäßt das 
Polizeiiecht der Länder unter spezifischen Bedingungen den ~chußwaffeneinsatz gegen 
Demonstranten zu. Der letzte Fall des angeordneten Schußwaffeneinsatzes gegen Demon- 
stranten in der Bundesrepublik liegt jedoch immerhin 30 Jahre z ~ r i i c k ~ ~ ~ u  welchen 
tödlichen Konsequenzn die politische Freeabe des Schußwaffeneinsatzes gegen Demon- 
strationszügefiihren kann, zeigt inden letzten Jahrendas BeispielSpanien. Seit demToddes 
Diktators Franco im Jahre 1975, d.h. seit Beginn der Demokra6sierung Spaniens, wurden 
bis 1979 40 Demonstranten erscho~sen.~ 

ANMERKUNGEN 

I) Vgi. CILIPNr. 5/1980. S. 27 (1979aUein 
acht Demonstranien, die von der spanischen 
Polizei erschossen wurden, seit Francos Tod 
40 erschossene Demonstranten.) Für die 
USA vgl. Takagi. Forschungsergebnisse 
zum tödlichenSchdwaffengebrauch.in: CI- 
LIP Nr. 2/1979. S. 2 ff. Filr Italien vgl. 
Vincenzo Ferrari, Symbolischer Nutzen der 

.Gesetzgebung zur inneren Sicherheit in Ita- 
lien, in: E. Blankenburg(Hrsg.), Politik der 
inneren Sicherheit, Frankfurt 1980, S. 102 

2) Vgl. 2.B. Deutscher Bundestag. 8. Wahl- 
oeriode. 72. Sitzung, 16. Februar 1978, Ste- 

nograph. Protokoll. S. 5669: Forderungvon 
Dr. Wittmann (CDU/CSU), Bildung terrw 
ristischer Vereinigungen, 4 I29 a StGB. von 
Vergehen zum Verbrechen einzustufen, um 
Schdwaffengebrauch zu erleichtern. ,.Die 
Einstdung der ZugeMrlgkeit zu einer Terrw- 
bade ah Vetbredien hat auch höchst prakti- 
sche Bedeutung für VeriolgunpmPßnahmen 
h r d i  die Polizei. Wenn - wie bisher - die 
Bildung einer Terrorbande und die Zughö- 
rigkeit zu ihr Vergehen bleiben. dann mul3 
beispielsweise ein Polizeibeamter bei einem 
flüchtigen Terroristen, von dem man nur 
weiß, daO er einer solchen Bande angehört, 
ent prüfen, ob Anhaltspunkte dafür beste- 
hen. daß dieser Terrorist von einer Schuß- 



Der lqlihrige Metmar Marx wurde gestern morgen gegen 7.50 Uhr bel 
dem Versuch der Festnahme In einem Selteniitigel des Hauses Lausltzer 
Platz 12 in Kreuzberg von einem Polizelkamten erschossen. Wle der stell- 
vertretende West-Beriiner Kripo-Chef Meter Schenk am NadimIttag mlt- 
kllte, sei nköt auszuschließen, daß skh der Schub unbeabsichtigt gelöst 
habe. Der Mann stand Ln dem Verdacht, am Vorabend an einem Raubaber- 

auf elnen GeJdboten mit einer Beute von 28 000 Mark beteiligt gewcsen 
zu mein. Bel der anschiieüenden Flucht der Tfiter mlt einem Auto konnte die 
Fabrzeugnummer abgelesen werden. Daraufhln wurde dle Wohnung des 
Halters am Lnusltzer Platz von zwel Beemten besetzt. Als gestern morgen 
der 1qIMge dIe TU aufschlo6, flel der tödliche Schuß. Dletmar Marx war 
nicht bewaffnet, noch ieistete er nach der Aussage des zwelten Beamten Ge- 
genwehr. 

SPANDAUER VOLKSBLATT, 2 4 . 1 0 . 1 9 8 0  

waffe Gebrauch machen wird Im Ernstfall 
mufl also erst festgestellt werden, ob er eine 
solche besitzt. Bis dahin, meine Damen und 
Herrm, kannes für diesen Polizisten zuspät 
sein. Erst wenn diese Feststellung getroffen 
worden ist, kanndieser Polizist beidergelten- 
den Einstufung der Zugehörigkeit zu einer 
Terrorbande von der Schuflwaffe Gebrauch 
machen. 
Man soll hier nicht entgegnen, daß beiTerm 
risten ohnehin die Vermutung der Bewaff- 
nung bestehe. Das genügt eben für die An- 
wendung der Bestimmung über den Schuß- 
waffengebrauch nicht. Zumindest wird, 
wenn es bei der gegenwärtigen Rechtslage 
bleibt. die Folgesein. dafljeder Polizeibeam- 
te nach Schuflwaffengebrauch sehr einge- 
hend wirdrechtfertigen müssen, warum erso 
gehandelt hat, wenn festgestellt wird,daßder 
Terrorist, auf den er geschossen hat. zufaUi- 
genveise keine Waffe bei sich hatte. Wennes 
sich aber bei der Zugehörigkeit zu einer Ter- 
rorbande um ein Verbrechen handelt, so 
kann ein Poiizeibeamter ohne Prüfung der 
Frage der Bewaffnung notfalls - ich betone: 
notfalls; auch hier gilt die Verhältnismäßig- 
keit - von der Schuflwaffe Gebrauch ma- 
chen. Die toten undverletzten Polizisten, die 
bei der Festnahme von Terroristen Leben 
und Gesundheit geopfert haben, sollten 
Mahnung sein, daß wir hier eine Regelung 
treffen. die geeignet ist, auch der Polizei bei 
ihrem schweren Dienst zu helfen." 

3) Vgi. 2.B. Jordan/DomineUi. CaU to 
Curb. PoliccCivilian Violence, in: The Poli- 
CP Chief. 7/1980, S. 101 11; Donelly. Investi- 

gation of the Use of Deadly Force, in: The 
Police Chief, No. 5/1978, S. 24 - 26; Pyfe, 
Shou Fired: An Examination of New York 
City Police Firearms Discharges, Ann Arbor 
1979 (University Microfilms International) 

4) Mit Ausnahme von E. Burchert, Zum 
polizeilichen Schdwaffengebrauch. Lü- 
beck 1976, eine Studie, die aber nicht in 
situative Detailsgeht,sondernvomngigjun- 
stisch argumentiert. 

5) V@. zum Berufsrisikoder Polizei: FunW 
Werkentin, Der Todesschd der Polizei, in: 
Kritische Justiz, Heft 2/1976, und Sessar/ 
Baumann/Müller, Poiizeibeamte als Opfer 
vorsätzlicher Tötung, Wiesbaden 1980, Bd. 
12 der BKA-Forschungsreihe 

6) Vgl. ClLlP Nr. 5/ 1980, S. 5 ff. 

7) Berliner GdP-Vorsitzende Brosius im 
Landesteil Beriin des GdP-Organs ,.Deut- 
sche Polizei". Heft 101 1981,S.5 B. Ingleiche 
Richtung die Polizeigewerkschaft im Deut- 
schen Beamtenbund, vgi. Polizeispiegel. 
Heft 3/1982, S. 61; auch Landtag NRW, 
Plenar-Protokoll8/ 130 vom 12. MLrz 1980, 
S. 8860 

8) In diesem Jahr wurde in Essen eineverbo- 
tene Demonstration gegen die Wiederaufril- 
stung durch Schußwaffeneinsatz aufgelöst. 
Ergebnis: ein Toter. mehrere Schwerverletz- 
te. 

9) Vgi. Fdnote  I) 



Todesschüsse 
1977 

1 

P.Lichtenberg  
r e  

9.Febr.1977 

~odenbachlHanau 

Kon t ro l l e  e i n e s  
l e e r s t ehenden  
Hauses du rch  
zwei Beamte mi t  
Hund 

n e i n  

n e i n  

n e i n  

n e i n  

n e i n  

ke ine  
j a *  Anklage 

n e i n  

T a b e l l e  4 ,  1 
Todesschüsse  

T o d e s f a l l  

Name 

Datum 

OrtlL-d 

Szenarium 

Opfer  mit 
Schubwaf f e ?  
Schub- 
w c h s e l ?  
Sonderein- 
sa tzbeamte?  
V e r l e t z t e  o. 
g e t ö t e t e  
Beamte? 
Po l i ze i ak -  
t i o n m i t  
Vorberei- 
t unpsze i c?  
S t aa t s an -  
v a l t s c h a f t l .  
E rmi t t l gn . ?  
Gerichcs- 
ve r f ah ren?  

1976 (PFA-Sta t is t ik :  

I 

S t  . Breuer 

2 .  J an .  1976 

namburg 

d e r  P o l i z e i  
gemeldeter  
Bankeinbruch 

. 
J a  

j a  

nein 

nein 

? 

? 

7 

8 Tote)  
5 

26j a h r i g e r  
~ a m r i  j  anovic  
Lo.Juni 1Y /b  

F r a n k f u r t  

F luch t  nach Festnahme 
Angr i f f  m i t  zer-  
schlagenem B i e r g l a s  

I 

n e i n  

ne in  

n e i n  

j a ,  s c n n i t t v e r l e r z u n g .  

ne in  

n e i n  

? 

? 

2 

36 jäh r ige  
Ge i s t e sk ranke  
19.März 1976 

HosbachlNeckar 

Tobende Geis tes-  
kranke i m  E l t e rn -  
haus. Ärz t e  und 
P o l i z e i  mi t  Axt 
bedroht .  

Tränengaseinsatz  

n e i n  

n e i n  

ne in  

n e i n  

j a  

? 

? 

3 

3 5 j ä h r i g e r  
Mann 
24.März 1976 

MÜnchhausenlMarbg. 

Versuch d e r  Fes t -  
nahme M El t e rn -  
haus. V e r u r t e i l t  
wegen Korperver- 
l e t zung ,  Schußwaf- 
fenbesitzes 

j a  

n e i n  

ne in  

n e i n  

j a  

? 

? 

4 

2 9 j ä h r i g e r  
Mann 
2 2 . A p r ~ l  1Y7b 

Fr i ed r i chsha fen  

Bewaffneter  Mann 
d r o h t e ,  Frau und 
Kind umzubringen. 
Auf Kind m i t  Messer 
e inges tochen.  

j a  

ne in  

ne in  

n e i n  

j a  
( Y  Beamte) 

? 

7 



Tabelle 4, 2 

(pFA-Statistik: 17 Tote) 

Todesfall 

NmE? 

Datum 

ortlLand 

Szenarium 

Opfer m i t  
Schußwaf fe?  
Schuß- 
w c h s e l ?  
Sonderein- 
satzbeamte? 
Verletzte  o 
ge tö te te  
Beamte? 
Polizeiak- 
t ion  m i t  
Vorberei- 
tungszei t?  .- 

Staatsan- 
v a l t s c h a f t l  
Ermittlgn.? 
Gerichts- 
verfahren? 

nein nein nein I Beamter v e r l e t z t  nein 
nein nein 

2 

H.G.Linden. 19J. 

5.2.1977 

Nürburgring 

nein 

nein 

nein 

6 7 
Al-Halawemi 

.Schlichring 

27.6.1977 h.7.1977 

Berl in Bochum 
Festnahme nach 
langer Observa 
t i o n  auunternehmer 

? 

? 

nein 

nein 

I I I I I 

5 
P.Nöhling 

26.5.1977 

Berl in 

Uberfall auf Metro- 
zentrale .  z u f ä l l i g  
zwei Polizeibeamte 

j a  

j a  

, 

3 

H.Schlaudorf 

14.4.1977. 

Autobahn Ober- 
selsbachfliessen 
~ o n t r o l l e  
des PKWs e ines  
Schafhal ters  

nein 

nein 

Iroht m i t  Brot- 
nesser 

nein 

nein 

? 

i nein ( nein / nein 

4 

Dräsler  

22.4.1977 

"lingen 

Geiselnahme 
durch zwei 
Bewaffnete. Auto 
m i t  Täter und 
Geisel gestoppt. 
Täter im Schufl- 
vechsel mit d e r  
Po l ize i  ge tö te t .  

j a  

j a  

I nein kein 

nein 1 ja nein 

? Ja 

Ja ,  3 Mo a t e  auf 
~ewägrung 1 ? 

? 

ja F i n  
I 

? 

j a ,  e inges t .  

? 

Anklage 



Tabelle 4, 3 

I3 

Reschen 

2.11.1977 

personen- 
kontrol le  

j a  

ja 

nein 

nein 
nein 

nein 

? 

7 

Todesfall 

N P P  

Datum 

Ort/- 

sZenarirp 

O ~ f e r u t  
S c h u h f f e ?  
khu8- 
vechsel? 
Sonderein- 
eatzbeamte? 
Verletzte 
ge tö te te  
Beamte? 
Polizeiak- 
t i o n  m i t  
Vorberei- 
C v a n r z e i t f  
S t u t s i n -  
w l t r c h a f t l .  
Er i i t t lgn .  ? 
Gerichte- 
verfahren? I 

12 

Bankräuber 

28.10.1977 

Kaiserslautern 

Fluchtversuch 

j a  

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

1 

? 

I I 

14.10.1977 

Seesen 

Fluchtversuch am 
Gericht 

nein 

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

- - 

? 

I' 

8 

Pollaczek 

24.7.1977 

k r n e  

Pami l ien i t re i t .  
17jährigerBetrun-kehrskontrolle. 
kener bedroht 
Beamte mit Brot- 
measer 

ne.in 

nein 

nein 

o..„~, 
nein 

„in 

&Ioge 

? 

9 

Krimizi 

6.8.1977 

München 

Ver- 

vielunbeabsichtigter  
SchuE 

nein 

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

j a  

I? 

I lo 

16jähr.Fürsorgezögl.I8jähriger 

26.9.1977 

Ualsrode 

Versuchte Festnahme 
vonzweiEin-  
b r e c h e n  

nein 

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

? 

I' 



Tabel le  4. 4 

Todesfal l  

N a ~ e  

Datum 

&t/L.nd 

Szenarium 

Opfer m i t  
Schußuaffe? 
Schuii- 
w c h s e l ?  
Sondere in- 
satzbeamte? 
Ver le tz te  0. 

g e t ö t e t e  
BeamteZ 
Pol izeiak-  
t i o n  m i t  
Vorberei- 
tungsze i t ?  
Staatsan-  
v a i t s c i m f t i .  
Ermit t lgn.  ? 
Gerichts- 
verfahren? 

Todesschüsse 1978 
(PFA-Statistik: 7 Tote) 

I 

K.Beireit 

8.1.1978 

frank£ u r t  

Treppenhaus- 
rengelei 
W°Fung des 
Kripo-Beamten 

ne in  

ne in  

nein 

nein 
nein 

ne in  
(außer Dienst 
betrunken) 

j a .  e i n g e s t e l l t  

14 

33jähr .  Mann 

2.11.1977 

Dortmund 

Geiselnahme i n  
Bank. Drohung. 
Anges te l l t e  anzu- 
zünden. b e r e i t s  
mit  S p i r i t u s  über- 
gossen. 

ne in  

nein 

nein 

nein 
ne in  

nein 

? 

? 

2 

18.2.1978 

Aachen 

Taxikontrol le  

nein 

nein 

nein 

nein 
nein 

? 

? 

? 

3 

Einbrecher 

29.130.3.1978 

Limburgliiessen 

Kiosk-Einbruch 

j a  

j a  

nein 

ne in  
j a ,  e in  Beamter 

ne in  

? 

? 

15 

Kronthaler 

10.11.1977 

LangweidIAugsburg 

Versuch. b e i  einem 
Waffensammler Waf- 
fen einzuziehen. 

ja 

j a  

ne in  

2 Beamte 
nein 

J a  

? 

? 

16 

Alfred S. 

Dez. 1977 

Königsbronn 

Versuch.mit l o  
Beamten Gesuchten 
i n  s e i n e r  Wohnung 
festzunehmen. 

j a  

j a  

nein 

nein 
nein 

J a  

? 

? 



Tabe l l e  4, 5 I Todesschüsse 1979 

b 

W.P.Stol1 

6.9.1978 

Düsseldorf 

unvorbe re i t e t e  
Festnahme i n  
Lokal 

j a  

nein  

nein  

ne in  
nein  

nein  

? 

? 

7 8 I 

P. Leupold U .  Bö t t r i ch  A. Kontsoudopou- 
lous  

5 

Liebig 

15.8.1978 

Darmstadt 

F a m i l i e n s t r e i t ,  
e r  mit  Messer. 

Beamter Waffe 
abgelegt 

n e i n  

n e i n  

n e i n  

n e i n  
ne in  

n e i n  

? 

?.P-- 

? 

Todes fa l l  

Name 

Datum 

Ort /Land 

szenaririm 

Opfer mit 
Schußuaf f e ?  
Schufi- 
wechsel? 
Sonderein- 
satzbeamte? 
Ver l e t z t e  o 
g e t ö t e t e  
Beamte? 
Pol izeiak-  
t i o n  mi t  
Vorberei- 
t ungsze i t ?  . 
Staataan-  
u a l t s c h a f t l  
Ermit t lgn.  
Gerichts-  
ve r£  ahrenl  

19.10.1978 

Amberg 

such in der 
Uohnung, 
Drohung mit 
Gaspis tole  

j a ,  Gaspis tole  

nein  

nein 

nein  
nein  

j a  

? 

? 

4 

K. Müller 

4.8.1978 

b b u r g  

Banküberfall ,  
Flucht  i n  Taxi ,  
P o l i z i s t  a l s  
Geisel  

j a ,  Gaspis tole  

ne in  

nein 

nein 
nein 

? 

? 

? 

17.11.1978 

SoltaulLüneburg 

Angestellter 
LKW-Fahrer, der 
e i n  von d e r  
P o l i z e i  obser- 
v i e r t e s  Gelände 
ve r l a s sen  wol l t e .  

Gestorben 
Dezember 1978 

nein 

nein  

nein 

nein  
nein  

j a  

? 

7 

Ende Jan. 1979 

n d u r g  

Festnahme e ines  
Einbrechers am 
T a t o r t  i n  

j a  

nein  

nein  

nein  
nein  

? 

? 

7 



Tabelle 4 .  6 

(PFA-Statistik: 12 Tote) 

7 

W. Rabe 

5.8.1979 

OldenburgINs. 

Versuchte Fest- 
nahme eines 
Einbrechers, 
Unbeteiligte 
erschossen. 

P. benachrich- 
tigt durch 
Geschäftsführei 

Gassprühpistol~ 
d.(;e~chäitsf. 

nein 

nein 

nein 
nein 

nein 

? 

Todesfall 

Name 

Datum 

Ort /Land 

szenarium 

Opfer mit 
Schußwaffe? 
Ichuß- 
c.e.:;;;c l? 

6 

M.Wichert 

17.5.1979 

München 

Festnahme durch 
zwei Kripo-Beamte 
im Dunkeln 

lein 

Lein 

nein ? ja, Freispruch ? verfahren? 

nein 

>ein 
lein 

7 

I a 

5 

K.Mettbach 

7.5.1979 

Hagen 

Festnahme eines 
mutmaßlichen 
Autodiebes 

nein 

nein 

2 

E.Hoffmann 

21.2.1979 

Festnahme von 
Dieben am Tat- 
ort, mit Eisen- 
Stange gedroht. 

nein 

, nein 

? 

nein 

, nein 
nein 

ja 

ja 

3 

M. Drindl 

30.4.1979 

Landshut 

Geiselnahme 
in Bank 

ja 

nein 

Sonderein- rIKi (~ i , ; , ~  

4 

E.v.Dyck 

4.5.1979 

Nürnberg 

beim Betreten 
der Wohnung durch 
wartende Beamte 
erschossen. 

ja 

nein 

ja 

nein 
nein 

ja 

nein 

satzbeamte? 
Verletzte o. 
getötete 
Beamte? 
Polizeiak- 
tion mit 
Vorberei- 
t ~ s z e i t ?  
Staatsan- 
waltschaftl. 
Ermittlgn.? 
Gerichts- 

ja 

nein 
nein 

ja 

? 

„in 
nein 

nein 

? 



Tabelle 4.7 Todesschüsse 1980 
PFA-Statistik: 

Todesfall 

Name 

Datum 

ht/~and 

szenari,,,,, 

Opfer mit 
Schu8uaff e7 
SchuB- 
=chsel? 
Sonderein- 
satzbeamte'l 
Verletzte o. 
getötete 
Beamte7 
Polizei&- 
tim mit 
Vorberei- 
tungszeit'l 
Staataan- 
waitrcimfti. 
Ermittlgn.? 
Gerichte- 
verfibren'l 

8 

P.Probst 

13.9.1979 

Berlin 

Vorbereitete 
Festnahme eines 
mutmaßlichen 
lankräubers 

ja 

I 2 und 3 

K.Heidtmann Andreas u.Ervin 
cht 

4 

17.3.1980 

Zweibrücken 

Geiselnahme 
in Gefängnis, 
Geiselnehmer mit 
Messer. 19 Jahre,! 

schlici-typischer Todes- 
schut3. 

nein 

9 

Exil-Russe 

18.12.1979 

Ludwigsburgl 
BaSrn 
Festnahme eines 
Geisteskranken, 
der mit Axt 
drohte. 

nein 

nein, Handgranate 
geworfen 
nein 

nein 
nein 

ja 

nein 

nein 

21.2.1980 

Buxtehude 

Auffälligkeit 
bei Streifen- 
fahrt, Opfer 
schoß zuerst. 

5 

M. Perder 

3.4.1980 

Neu0 

Normale Straßen- 
kontrolle, durch- 
gedreht=~iche- 
rungspo~ten 

nein 

27.2.1980 

Berlin 

Prügelei im Bor- 
dell. Zwei zufäl- 
lig vorbeikonnwnd. 
MEK-Beamte ver- 
suchten zu 
ten u.erwehrten 
sich der Angriffe 
mit Stuhlbeinen 
.duch die Schuß- 
Waffe. 

ja, nein nein 

nein ja, nein nein nein nein 
-- 

ja 

nein 
nein 

ja 

nein ? ja, eingest. nein ja 

? nein nein ja. sieben Honate 
auf Bewährun~. 

nein 

zwei 
nein 

nein 

ja (W) ja 

' beide Beamte 
F r  e?"' Wf!- 

ge waf zS 
nein nein 

ja.SEK 

nein 
nein 

ja 

ja. PIEK 

nein 
nein 

ja 



Tabe l l e  4 ,  8  

-1oaesrall  6  t I U Y 10 
I I 

I 

lloe 5 l j ä h r  .Einbrecher So jäh r ige r  Pe te r  F r i e b e l  Ishan G. 46 jäh r . Ju r i s t  Det lef  H. 

Datum 4.5.1980 5.dJ980 1.1.1980 28.6.1980 7.9.1980 3.10.1980 

Ort 'ls* München Herford Uürzburg Frankfur t  Bremen Aachen 

S s e a a r i u  P o l i z i s t  i n  Wochen- Versuchter Ein- Geiselnahme i n  Festnahme von psychisch Kran- Jber geplanten 
endhaus hör t  Ein- bruch, e i n e r  Bank auf Dealern. ker .  gewa l t t ä t ig  Raubüberfall  i n fo r -  
brecher .  Einbrecher h e r b e i g e ~ f e n e  US-Kasernen- mierte P o l i z e i  e r -  
bedroht Beamten mit  P o l i z i s t e n  gelände Angeschossen schie0t  Tä te r  am 
Eisenstange ( 1 )  28.6., v i e r  r a t o r t .  

Wochen s p ä t e r  
vers torben 

Opfer mit j a ,  Schreckschu0- j a  ne in  ne in  2aspis tole  
Schußuaf f e ?  p i s t o l e  (Po l i ze i  bekannt) 
Schuß- 

2 Schüsse a u s ,  ne in  nein ne in  ?ein  uechsel?  nein Schreckschyaplstni 
Sonderein- ' nein 

nein  Scharfschützen ? 
satzbeamte? 

ne in  ne in  

Ver l e t z t e  o. nein 
ne in  ne in  ne in  I B e e e r  nieder- iiein 

g e t ö t e t e  nein ne in  ne in  ne in  gestochen ie i n  
Beamte? "P," 
Polizeiak-  ',,=in 
t im mi t  j a  
Vorberei- 

j a  j a  j a  j a  

f~n8so i t l  .- . - - - .  ... ~ 

Staa tam-  
uilteeh.ftl. 
Er i i c t lgn .?  
Gerichca- 
wr fa i t r en?  

n ich t  bekannt 

nein 

n i c h t  bekannt ja, e i n g e s t e l l t  j a  unbekannt j a ,  e i n g e s t e l l t  



T a b e l l e  4 ,  9 

T o d e s f a l l  1 12 

Name D.  Marx 

24.10.1980 

£e r  wurde i n  d e r  

earcten e r w a r t e t .  

I 

g e t ö t e t e  nein 
Beamte? nein - 
t i o n  mi t  

I j a  Vorbere i -  

I I 2 I 3 I 4 

Bergmanri R. w.t;öhler A.Berger 
Sch roe r  Hausfrau  Kruggel 

1.1.1981 21.1.1981 15. J u n i  1981 I 2 5 . J u n i  1981 

Saarbrücken Düsse ldorf  INRW Ludwigsmoos/Bay. RosenheimlBayern 

P o l i z e i  von 
d e r  Ehefrau  
ge ru f en ,  d i e  
s i c h  bed roh t  
f ü h l t e .  

Ge i s t e sk r anke  e r -  
schoD P o l i z e i -  
beamten. DaraLfhin .1 1 mehrere Dutzend 

k e h r t .  Drohte ,  Beamte 
s i c h  s e l b s t  mi t  
Messer umzubrin- 
gen. 

n e i n  ne i ii n e i n  (ge l adene  j a  
JagdwaE. i .Hü l l e )  

n e i n  n e i n  ne in  j a  
7 

n e i n  

n e i n  n r i i i  

n e i n  

n e i n  
ne in  

Kommando) 

j 2 I 
( 5  Beamte) (2  Bennita) I '  

i m  we i t e r en  
Verlauf 

I I 

j a ,  jd j a  ? 

e i n r e s t e l l t  

5 

Dick S t o l z  

I4.Aug. 1981 

Saarbrücken 

Schüsse auf  Wagen, 
d a  s i c h  Verkehrs- 
k o n t r o l l e  e n t z i e h e n  
w o l l t e .  

n e i n  

n e i n  

n e i n  

n e i n  
n e i n  

j a ,  F r e i sp ruch  (Not- 
wehr) 
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Todesfa l l  

Name 

Datum 

Szenarium 

Opfer mit 
Schußwaffe? 
Schu0- 
uechse l?  
Sonderein- 
satzbeamte? 
V e r l e t z t e  o. 
g e t ö t e t e  
Beamte? 
Pol ize iak-  
t i o n  mi t  
Vorbere i- 
t u n g s z e i t ?  
S taa t san-  
v a l t s c h a f t l .  
Ermict lgn.7 
Gerichts-  
ver fahren?  

7 

E..Neu 

29.9.1981 

~ ~ ~ l i ~  

Flucht  b e i  
Verkehrs- 
k o n t r o l  l e  

ne in  

n e i n  

n e i n  

n e i n  
n e i n  

n e i n  

j a  

j a ,  1 112 J a h r e  
auf Bewährung 

6 

5 3 j ä h r i g e r  Sch losser  

September 1981 
b e i  Troisdorf iRhBin 

Versuch e i n e r  Per- 
sonenkont ro l le ,  mit  
Spaten bedroht  

ne in  

ne in  

nein 

nein 
nein 

nein 

j a ,  Anklageerhebung 

8 und 9 

zwei Neo-Nazis 

20. (23.?) 10.81 

W c h e n  

Versuch d e r  
Festnahme von 
fünf Neo-Nazis 

+) I Beamter durc 
S p l i t t e r  d e r  Hand- 
g r3na te  v e r l e t z t ,  
1 Beamter durch 
Kugel e i n e s  Koll .  

Handgranate 
geworfen 

n e i n  

j a ,  HEK 

j a 1  (+I 
ne ~n 

j a  

10  I 

2 7 j ä h r i g e r  

6.12.1981 

FürthIBayern 

Banküberfal l  mit 
Gasrevolver .  
auf d e r  F luch t  
nach Warnschüssen 
ierschossen 

Gasrevolver 

ne in  

ne in  

ne in  
n e i n  

ne in  

? 

I 1  

R.D.Klatt 

27.11.1981 

Neus tad t lweins t r ,  

Bei Festnahmever- 
such und Flucht  
erschossen.  Bekannt 
a l s  s c h i e ß b e r e i t .  
Mordverdächtig. 

j a  

ne in  

j a  

nein 
n e i n  

j a  

? 

? 
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DIE POLIZEI IN 
NORDIRLAND 
Die Royal Ulster Constabulary 
(RUC) 
Seit 1969, als der Konflikt in Nord-Irland 
nach einer längeren Pause von neuem zu 
gewaltsamen Auseinandersetzungen führ-
te, die bis heute andauern, hat eine Moder-
nisierung der RUC stattgefunden, die eine 
zivile Polizeitruppe aus ihr machen sollte, 
die von der Bevölkerung, auch der katholi-
schen Minderheit, akzeptiert wird. Ergeb-
nis der Modernisierung warjedoch, daß die 
RUC heute eine der modernst ausgerüste-
ten Polizeitruppen mit hochentwickelten 
Techniken zur Aufruhrbekämpfung ist. 
Nicht nur britische Polizeioffiziere studier-
ten die Methoden zur Bekämpfung von 
inneren Unruhen bei der RUC, auch ausder 
Bundesrepublik waren Polizeibeamte bei 
der RUC zu Gast. 
Im Zuge der Debatte um die Einführung 
neuer Polizeiwaffen in der BRD und West-
Berlin hat auch bei den Kritikern eines 
Ausbaus des polizeilichen Instrumenta-
riums gegenüber Demonstrationen das In-
teresse an Nord-Irland zugenommen. 
Mit dem folgenden Artikel, der im wesentli-
chen auf einem Hintergrund-Papier des 
„State-research-bulktin" (Nr. 26/1981) 
beruht, wollen wir die nord-irische Polizei 
genauer vorstellen. 

Die Geschichte der „Königlichen Polizei 
von Nord-Irland", der Royal Ulster Con-
stabulary (RUC), ist verknüpft mit der 
Ursache und dem Verlauf des Konfliktes 
um Nord-Irland selbst. 
Die Existenz Nord-Irlands geht auf das 
Jahr 1921 zurück. 

Die irischen Republikaner nahmen nach 
dem 1. Weltkrieg ihren Kampf für die 
Unabhängigkeit des Landes und gegen 
die britische Herrschaft wieder verstärkt 
auf. Der Unabhängigkeitskrieg der Irish 
Republican Army (IRA) gegen die irische 
Polizei und die britischen Truppen führte 
im Dezember 1920 zur Verabschiedung 

des „Government of, Ireland Act" durch 
das britische Parlament. Die darauffol-
genden Verhandlungen führten zur Tei-
lung Irlands und zur Bildung des von 
Englang unabhängigen Südirlands, be-
stehend aus 26 Landkreisen mit überwie-
gend katholischem Bevölkerungsanteil. 
Nord-Irland, Ulster, wurde aus sechs Pro-
vinzen so gebildet, daß eine protestanti-
sche Mehrheit entstand. Das neue Staa-
tengebilde war von Anfang an vom Kon-
flikt zwischen protestantischer Mehrheit 
und „Orange Party", Unionisten, einer-
seits und dem katholischen Drittel der 
Bevölkerung geprägt. 
Während in der Republik Irland rasch 
eine Loyalität in der Bevölkerung gegen-
über der neuen Polizei des neuen Staates 
entstand, blieb die Polizei in Nord-Irland 
weiterhin bei der alten Form der kaser-
nierten Truppenpolizei von der 1921. 
Auch nach der Umbenennung von RIC 
(Royal Irish Constabulary) in RUC 
(Royal Ulster Constabulary) blieben Be-
waffnung mit militärischem Gerät und 
dementsprechend paramilitärischer Cha-
ra kter der Truppe erhalten. 
Die Polizeistärke wurde auf 3000 Mann 
festgesetzt. Ursprünglich sollte ein Drittel 
der Stellen mit Katholiken besetzt wer-
den. Dies mißlang jedoch vollständig. 
Gleichzeitig wurde in Nordirland eine 
freiwillige Polizeireserve aufgestellt, die 
Ulster Special Constabulary (USC), be-
kannt auch unter der Bezeichnung „B-
Specials". Sie rekrutierte sich zum größ-
ten Teil aus radikalen Protestanten und 
wurde hauptsächlich zur Bekämpfung 
der im Norden weiterhin aktiven IRA 
eingesetzt. 
Der „Special Powers Act" räumt der 
RUC erheblich größere Befugnisse ein, 
als dies bei anderen britischen Polizisten 
der Fall ist: Verbot politischer Organisa-
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tionen und Versammlungen, weitgehen-
de Zensurbefugnisse, Befugnisse zur Vor-
nahme von Internierungen und Verhaf-
tungen ohne Vorführung vor einen Haft-
richter; mit anderen Worten weitgehende 
Einschränkungen von Grundrechten. 
Die verfassungsmäßige und politische 
Basis der nord-irischen Polizei hatte sich 
immer von der Polizei auf der Britischen 
Insel unterschieden. Während sich die 
britische Polizei in einer gewissen Tradi-
tion von lokaler Verantwortlichkeit, 
Konsens mit der Gemeinde und politi-
scher Unabhängigkeit entwickelt hat, ten-
dierte die RUC dahin, bei Unruhen die 
Armee einzusetzen. Kurz gesagt, die 
RUC ist eine Polizeiorganisation, die in 
einer Gesellschaft mit einem nahezu abso 
luten Dissens existiert. 
Im Gegensatz zu den meisten europäi-
schen oder westlichen Staaten beschränkt 
sich die Gegnerschaft gegenüber der Poli-
zei nicht auf eine kleine Minderheit: Etwa 
ein Drittel der Bevölkerung mißtraut der 
RUC und bei einer stattlichen Anzahl der 
Menschen hat dieses Mißtrauen dazu ge-
führt, daß sie sich an paramilitärischen 
Aktionen gegen die RUC beteiligen. 
Während die protestantisch dominierte 
und (bis 1970) vom immer protestantisch 
besetzten nord-irischen Innenministe-
rium befehligte RUC für die protestanti-
sche Mehrheit einerseits als Beschützer 
ihrer Privilegiert und andererseits auch als 
berufliche Beschäftigungsmöglichkeit 
galt, war sie für die Katholiken nichts 
anderes als der bewaffnete Apparat der 
herrschenden Protestant Unionist Party'. 

Der gegenwärtige Nord-Irland-Konflikt 
dauert seit 1968. Er hatte seinen Anfang 
im Scheitern sämtlicher Integrationsbe-
mühungen. Dieses Weiterbestehen von 
krassen Privilegienunterschieden, die po-
litisch-konfessionelle Ausschließlichkeit 
des nord-irischen Staates einerseits, aber 
auch die Erfolge der schwarz-amerikani-
schen Bürgerrechtsbewegung und der 
Studentenbewegung ließen in Nord-Ir-

land eine Bürgerrechtsbewegung entste-

hen, die ab 1968 in Massendemonstratio-
nen zu Tage trat. 
Im Laufe des Protestes kam es 1968 und 
1969 zu schweren Straßenschlachten, bei 
denen RUC und B-Specials mehrere Men-
schen töteten und bei denen zum ersten 
Mal im Vereinigten Königreich moderne 
Aufruhrbekämpfungswaffen vom Was-
serwerfer über Träne ngas bis zu Gm mige-
schossen eingesetzt wurden. 
Im Laufe der Unterdrückung der Bürger-
rechtsbewegung durch das paramilitäri-
sche und offen parteiliche Vorgehen der 
RUC wuchs die gewaltsame Auseinan-
dersetzung immer mehr an, was sich 1970 
u.a. in der Abspaltung der nationalistisch 
und militärisch orientierten Provisional 
IRA und der offiziellen, eher marxistisch 
orientierten IRA äußerte. 
Der gegenwärtige Kampf der IRA dauert 
nunmehr über zehn Jahre; unzweifelhaft 
der längste Guerillakampf in der jünge-
ren westeuropäischen Geschichte. 2000 
Menschen starben bisher während der 
Unruhen und tausende wurden verletzt. 
Dabei bzw. trotzdem scheint dieser 
Kampf, trotz massiven Aufbietens von 
polizeilicher und militärischer Gewalt, 
kein Anzeichen einer Abschwächung zu 
signalisieren. 
Den Endpunkt der Versuche politischer 
Lösungen, zugleich einen Höhepunkt der 
durch die Bürgerrechtsbewegung gepräg-
ten ersten Phase des gegenwärtigen Nord-
Irland-Konflikts, bildete der 'Peoples De-
mocracy March' vom 1. - 4. Januar 1969 
von Belfast nach Derry, bei dem die RUC 
in einem katholischen Bezirk von Derry 
ein Blutbad anrichtete. Vom Januar bis 
August 1969 gab es immer wieder De-
monstrationen und Straßenschlachten. 
Die nord-irische Regierung ließ für den 
12. August einen Marsch von protestanti-
schen Ultrarechten rund um ein katholi-
sches Viertel von Derry, Bogside, zu, eine 
Provokation, die unzweifelhaft zu gewalt-
samen Auseinandersetzungen führen 
mußte. In deren Verlauf riegelte die RUC 
das Viertel vollständig ab. Auf dem Hö-
hepunkt der Belagerung von Bogside 
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durch die RUC und anderen Auseinan-
dersetzungen griff das britische Militär in 
den Konflikt ein. 

Die Hunt-Commission 
Als dringendste Aufgabe bei dem Wieder-
aufbau eines polizeilichen Ordnungsap-
parates begann die britische Regierung 
nun mit einer Reform der nord-irischen 
Polizei, an deren Ende die RUC eine zivile 
Polizei sein sollte. 
In der Zwischenzeit sollte die britische 
Armee die polizeilichen Ordnungsaufga-
ben in den katholischen Wohngebieten 
übernehmen. Die Regierung setzte eine 
Untersuchungskommission ein, die (nach 
ihrem Vorsitzenden Lord Hunt genannt), 
eine Anzahl weitgehender Reformen vor-
schlug: Abrüstung der RUC, Rücknah-
me des direkten politischen Einflusses auf 
die Polizeiführung, Bildung einer neuen 
Polizeireserve, militärspezifische Aufga-
ben sollten abgegeben werden und der 
Begriff stations sollte den negativ besetz-

ten Begriff barracks, Kasernen, ersetzen. 
Ein neuer Polizeipräsident (Chief Consta; 
ble) sollte für.die Umsetzung dieser Re-
formvorschläge eingesetzt werden. 
Am bittersten bekämpften die Protestan-
ten die geforderte Auflösung der B-Spe-
cials. Die B-Specials bestanden seit 1921 
und waren offiziell eine Reserveeinheit 
der RUC. In Wirklichkeit setzte sie sich 
aus radikalen Protestanten zusammen, 
deren Haupttätigkeit darin bestand, die 
katholische Bevölkerung zu terrorisieren; 
dabei operierten sie größtenteils mit still-
schweigender Duldung der Polizei und 
standen unter dem Befehl von örtlich 
unionistischen Politiker. Die Kommis-
sion empfahl die Ersetzung der B-Spe-
cials durch eine eigenständige militäri-
sche Streitmacht mit dem Namen Ulster 
Defence Regiment (UDR). 
Ein weiterer Voschlag der Hunt-Kom-
mission war, die RUC zuentwaffnen, d.h. 
die Ausrüstung mit Pistolen und Geweh-
ren im Alltagsdienst abzuschaffen. Eine 

TODESFÄLLE DURCH GUMMI—UND PLASTIKGESCHOSSE IN 

NORD— IRLAND 

RUBBER BULLETS 

FRANCIS ROWNTREE, Belfast. age 111/2  years. Died 23 April, 1972 
TOBIAS MOLLOY, Strabane. Age 18 years. Died 16 July 1972 

THOMAS FRIEL, Derry. Age 21 years. Died 22 May 1973 

PLASTIC BULLETS 

STEPHEN GEDDIS, Belfast. Age 10 years. Died 30 August 1975 
BR IAN STEWART, Belfast. Age 13 years. Died 10 October 1976 
MICHAEL DONNELLY, Belfast. Age 21 years. Died 9 August 1980 

PAUL WHITTERS, Derry. Age 15 years. Died 25 April 1981 

JULIE LIVINGSTONE, Belfast. Age 14 years. Died 12 May 1981 

CAROL ANN KELLY, Belfast. Age 12 years. Died 22 May 1981 

HENRY DUFFY, Derry. Age 45 years. Died 22 May 1981 

NORA McCABE, Belfast. Age 30 years. Died 9 July 1981 
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Polizeiaufsichtsbehörde sollte wie in Eng-
land und Wales eingesetzt werden, die 
gaiantieren sollte, daß Politiker keinen 
Einfluß auf die Polizei nehmen. Das mili-
tärische Image der Polizei sollte abgebaut 
werden, wozu auch zivilere Uniformen 
beitragen sollten. Als neuer Polizeipräsi-
dent wurde Sir Arthur Young eingesetzt. 
Die Reformen, die u.a. darauf abzielen 
sollten, das Vertrauen der katholischen 
Bevölkerung in die Polizei zurückzuge-
winnen, scheiterten jedoch. 
Ein Grund dafür war, daß die Reformen, 
wenn überhaupt, nur zögernd durchge-
setzt oder nach einiger Zeit wieder rück-
gängig gemacht wurden. Auch änderte 
sich nichts an der religiösen Zugehörig-
keit der Beamten der nord-irischen Poli-
zei. 91% der RUC-Beamten und 98% der 
neu geschaffenen UDR waren Protestan-
ten. 
Die Abrüstung der RUC wurde nach 
kurzer Zeit wieder aufgehoben. Die RUC 
führte weiterhin militärische Aufgaben 
durch; wehrte sich, obwohl sie einem 
Numerierungs-System zustimmte, ge-
gen eine Veränderung ihrer Uniformen. 
Die UDR trat an die Stelle der B-Specials. 
Dutzende von B-Specials waren wegen 
Gewaltverbrechen an der katholischen 
Bevölkerung inzwischen verurteilt wor-
den. 

Die Politik der Normalisierung 
Nachdem von 1969 bis 1976 allein das 
Militär für die Sicherheitsoperationen ge-
gen die IRA zuständig war und vor allem 
die katholischen Viertel in Belfast und 
Derry kontrollierte, setzte 1976 die zweite 
Phase der Strategie, die Unruhen unter 
Kontrolle zu bringen, in Nord-Irland ein. 
Die Regierung proklamierte ihre neue 
Sicherheitspolitik unter dem Titel „Ulste-
risation" und „Primacy of the police" 
bzw. „Normalisation". 
Ausdruck dieser Politik war der operatio-
nelle Ersatz der Armee durch die RUC 
sowie der graduelle Rückzug der Armee 
in ihrer physischen Präsenz aus den ka-
tholischen Wohngebieten. 

Trotz des Scheiterns der Reform sollte die 
RUC wieder die Kontrolle im katholi-
schen Teil Belfasts übernehmen, d.h. dort 
präsent sein und Streife fahren. 
Dies sieht in der Realität heute so aus, daß 
jeweils zwei schwer gepanzerte Polizei-
mannschaftswagen hintereinander in re-
gelmäßigen Abständen durch die Straßen 
fahren. Aus den Fenstern der Panzerfahr-
zeuge, die Schießscharten gleichen, ragen 
die Gewehrläufe der Wagenbesatzungen. 
Wird eine Kontrolle durchgeführt, verlas-
sen zunächst die Beamten eines Panzer-
wagens ihr sicheres Gefährt und beziehen 
hinter Häuserecken Position, um so das 
Gebiet • zu überwachen und der zweiten 
Wagenbesetzung, die dann die Kontrolle 
ausführt, mit ihren Schnellfeuergewehren 
Feuerschutz geben zu können. 
Die britische Regierung wollte mit ihrer 
Normalisierungsstrategie dem Gesetz 
wieder Geltung verschaffen und das hier-
für traditionell zuständige Instrument, 
die Polizei, sollte auch in Nord-Irland das 
Recht durchsetzen. 
Dabei machte sich die Regierung keine 
Gedanken über die Auswirkungen, die 
der Einsatz des Militärs in den Jahren 
zuvor gehabt hatte, mit ihren brutalen 
Methoden, verbunden mit rechtloser Stel-
lung der Bevölkerung, wie sie z.B. durch 
die Internierungspraxis ohne jeglichen 
richterlichen Schutz zum Ausdruck kam. 
All das hatte den totalen Vertrauens-
bruch der katholischen Bevölkerung zu 
den staatlichen Institutionen zur Folge 
und führte auch dazu, daß die IRA weiter-
hin Zulauf bekam. 
Die RUC sollte nun dem Recht wieder 
Geltung verschaffen und vor allem dem 
guerillamäßigen Vorgehen der IRA 
(prov.) ein Ende setzen. 
Bestandteil der Normalisierung, der Wie-
dereinführung des „Rechts", war ferner, 
daß verurteilte Mitglieder der IRA, denen 
bisher der Status politischer Gefangener 
zuerkannt worden war, nunmehr als ge-
wöhnliche Kriminelle behandelt wurden, 
was zu den spektakulären Hungerstrei-
kaktionen der letzten Jahre führte. 
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Die Hauptwaffe der RUC bei der Durch-
setzung des Rechts war die Einrichtung 
von drei besonderen Verhörzentren in 
Nord-Irland. Hier wurden frühere Inter-
nierte, der Mitgliedschaft in der IRA Ver-
dächtige sowie auch arglose Bürger spe-
ziellen Verhörmethoden unterzogen. Die 
oft erpreßten Geständnisse führten ange-
sichts eingeschränkter Möglichkeiten der 
Verteidigung und durch die Abschaffung 
von Geschworenen-Prozessen gegen Ter-
rorismus-Verdächtige und der Verhand-
lung vor Einzelrichtern meist zur Verur-
teilung der Verdächtigen. 
Die „Normalisierung"-Politik war auf 
spektakuläre Weise erfolgreich. Zwi-
schen 1977 und 1979 basierten 80% aller 
Sch uldsprechungen für sog. terroristi-
sche Vergehen auf Geständnissen, die in 
den Verhörzentren zustandekamen, in 
denen auch Foltermethoden angewandt 
wurden. 
Aber diese Art der Normalisierung blieb 
nicht ohne Proteste: 1978 berichtete Am-
nesty International über die Anwendung 
von direkten körperlichen Foltermetho-
den, aber auch „unsichtbären" Methoden 
der sensorischen Deprivation. Eine dar-
aufhin begonnene regierungsamtliche 
Untersuchungskommission konnte die 
Vorwürfe nicht widerlegen. Die von der 
Kommission empfohlenen Reformen be-
raubten die RUC der Hauptquelle ihrer 
Erfolge in der 'Normalisierung': der un-
kontrollierten Verhörmethoden. 
Die Verhöre finden heute teilweise mit 
Fenrsehüberwachung statt und Verdäch-
tige haben ein Recht auf regelmäßigen 
Besuch ihrer Verteidiger. 
Die Normalisierungspolitik ist weitge-
hend gescheitert. Eine Normalisierung 
hat nicht stattgefunden: Weiterhin herr-
schen Bürgerkriegszustände, das briti-
sche Militär ist weiterhin als Besatzungs-
streitmacht präsent, wenn auch nunmehr 
die RUC primär zuständig für alle Sicher-
heitsfragen ist. Verhaftungen durch die 
Armee müssen von der RUC genehmigt 
werden. RUC und UDR ersetzen die Ar-
mee bei Unruhen. 

Das Versagen der Normalisierung hat 
allerdings Konflikte zwischen dem briti-
schen Militär und der nord-irischen Poli-
zei hervortreten lassen. Gewichtige Stim-
men in der Armee möchten, daß diese sich 
wieder an die Spitze der Ordnungspolitik 
setzt, daß die Internierungslager wieder 
eingeführt und Gesetze dahingehend ge-
ändert werden, daß dem Angeklagten in 
„Terrorismus"-Prozessen die Beweislast 
für seine Unschuld — und nicht umge-
kehrt: den Sicherheitsorganen die Beweis-
last für seine Schuld — auferlegt wird. 
Eigens um die Zuständigkeitsstreitigkei-
ten zwischen Polizei und Militär zu glät-
ten, ernannte die britische Regierung 
1979 einen sog. Sicherheits-Koordinator 
für die Operations- und Nachrichtenzu-
sammenarbeit der RUC mit der Armee. 
Als Folge des Versagens der „Normalisie-
rungs"-Politik sowie der Reorganisation 
der IRA in einem Zellensystem liegt der 
Schwerpunkt der gegenwärtigen Sicher-
heitspolitik auf dem Sammeln von Infor-
mationen und Beweisstücken für später-
hin zu führende Prozesse. Die britische 
Armee hat in Nord-Irland lange Zeit ver-
deckte Überwachungseinheiten wie den 
SAS (Special Air Service) eingesetzt; ge-
genwärtig gibt es Anzeichen dafür, daß 
die RUC ebenfalls eine verdeckte Spezial-
einheit mit ähnlicher Aufgabenstellung 

aufbaut. 

RUC: Struktur und Organisation 
Seitdem die britische Regierung 1969 
Truppen nach Nord-Irland schickte, hat 
sich die Zahl der Polizeibeamten bei der 
RUC mehr als verdoppelt: Gehörten ihr 
1969 ca. 3000 Beamte an, so bestand sie 
am Ende des Jahres 1980 aus 6935 Beam-
ten. Der RUC Reserve oder UDR gehö-
ren nochmals 4752 Personen an, davon 
1685 als Vollzeitbeschäftigte. Die RUC 
hoffte, im Jahre 1981 eine Ist-Stärke von 
etwa 9000 Polizisten zu erreichen. Dies 
würde eine Polizeidichte von einem Poli-
zisten auf 160 Bürger ergeben; das Zah-
lenverhältnis wäre nochmals niedriger, 
wenn auch die Armee und das UDR 
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mitgerechnet würden (ca. 1:45). 
Die RUC ist über ihren Polizeipräsiden-
ten (chief constable) einer achtzehnköpfi-
gen Polizeiaufsichtsbehörde, die wieder-
um unter der Schirmherrschaft des briti-
schen Nord-Irland-Ministers (secretary 
of state for Nort hem Irland) steht, verant-
wortlich. Den Vorsitz führt zur Zeit Sir 
Myles Humphries, ein ehemaliger Ober-
bürgermeister von Belfast. 
Der chief constable hat zwei Stellvertreter 
(einer ist Protestant, der andere Katholik). 
. Drei von weiteren neun Spitzenbeam-

ten (assistant chief constables) sind zu-
ständig für die drei Sicherheitsregionen. 
Die übrigen sind ve►antwortlich für ver-
schiedene Abteilungen im Hauptquar-
tier. Die RUC teilt Nord-Irland in drei 
Operationsgebiete auf: Belfast, Nord 
(Operationsbasis in Derry) und Süd (Ba-
sis in Armagh). Jedes dieser Gebiete ist in 
Bezirke (divisions) aufgeteilt, die wieder-
um von einem leitenden Polizeidirektor 
(chief superintendent) befehligt werden. 
Innerhalb dieser 16 Polizeibezirke existie-
ren 152 Polizeistationen; statistisch be-
trachtet: eine für jeweils 9.800 Bürger. 

Spezialeinheiten (Special Units) 
1. SPECIAL BRANCH (kurz: SB) 
Nach Zahlen aus dem Jahre 1978 besteht 
diese Sondereinheit aus 279 Personen; 
eine Verdreifachung seit 1969. Vor den 
Bürgerrechtsunruhen am Ende der 60er 
Jahre bestand ihre Aufgabe hauptsäch-
lich in der Beobachtung dieser Bewegung, 
die sie der Manipulation durch die kom-
munistische Partei bezichtigte. 
Davor bestand ihre Aufgabe in der Über-
wachung der IRA sowie der Sympathi-
santen einer republikanischen Staats-
form für Nord-Irland. 1970/71, als Aus-
schreitungen von Protestanten stattfan-
den, beklagten Nachrichtenoffiziere der 
britischen Armee den Mangel an zur Ver-
fügung stehenden Informationen über 
protestantische Extremisten. Ebenso kri-
tisierte die Armee die Ungenauigkeit von 
Informationen des SB über angebliche 
IRA-Unterstützer; so konnten die Solda-

ten bei dem Internierungsschub von 1971 
bei einigen „Terroristen", die nun arre-
stiert werden sollten, nur noch die inzwi-
schen eingetretene Altersschwäche bzw. 
das Versterben feststellen. Ebenfalls scha-
dete es dem Ruf des SB, daß er die Bürger-
rechtsbewegung völlig falsch einschätzte; 
dies führte, für einige Jahre, zur Übernah-
me einer sog. Criminal Intelligence Unit 
(kurz: CIU; ähnlich den bundesdeut-
schen Staatsschutzabteilungen), die dem 
RUC-Hauptquartier angeschlossen ist. 
CIU sammelt und wertet Informationen 
über „Terroristen" aus, die sie von SBund 
der Kriminalpolizei erhält. Der SB be-
zieht seine Informationen fast ausschließ-
lich von Informanten und überwacht 
auch den Telefon- und Postverkehr: 

2. Special Patrol Group; kurz: SPG 
Die SPG wurde während der IRA-Bom-
benkampagne zwischen 1956 und 1962 
als eine spezielle Anti-Terror-Einheit im 
Grenzgebiet gegründet. Ihre Aufgaben 
bestehen im Eskortieren von Gefange-
nentransporten, der Transporte von 
Lohngeldern, Sprengstoffen und VIPs; 
Straßensperren, Häuserdurchsuchungen 
und Aufruhrbekämpfung (riot control). 
Die SPG besteht aus ca. 400 jungen und 
speziell ausgebildeten Polizisten; geklei-
det in graue Militäranzüge patrouillieren 
sie in kugelsicheren bzw. gepanzerten 
Fahrzeugen, verbunden über Funk mit 
eigenen Frequenzen. Sie sind mit Helmen 
und Visieren, Schildern, Stöcken, Gas-
masken, Gummigeschoßgewehren, Gas-
pistolen, Walther-Pistolen sowie noch 
schwereren Waffen ausgerüstet. 
Aus der SPG ist außerhalb von Belfast 
vor ca. zwei Jahren eine Reihe von sog. 
Divisional Mobile Support Units 
(DMSUs) hervorgegangen. Für 1980 
stellten die DMSUs 6500 Straftaten fest, 
hauptsächlich von Häuserblöcken ausge-
hend. 
Die DMSUs stellen heutedie hauptsächli-
che Eingriffsreserve (principal crowd con-
trol force) der RUC dar. 
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GETÖTET SEIT AUGUST 1969 

Jahr RUC RUCR ARMY UDR ZIVI-
LISTEN 

GESAMT bei EX-
PLOSIONEN 

1969 1 12 13 
197o 2 23 25 3 
1971 1 1 43 5 1 15 174 53 
1972 14 3 lo3 26 321 467 138 
1973 10 3 58 8 171 25o 66 
1974 12 3 28 7 166 216 6o 
1975 7 4 14 6 216 247 75 
1976 13 10 14 15 245 297 68 
1977 8 6 15 14 69 1 12 13 
1978 4 6 14 7 5o 81 23 
1979 9 5 38 10 51 1 13 43 
198o 3 6 8 9 5o 76 17 
1981 13 8 10 13 57 1 o 1 14 

INSGE-
SAMT lo7 54 345 12o 1546 2172 573 
bis 
1981 

Angeschlosen an die S PG ist eine Ausbil-
dungseinheit (Operational Training 
Unit), die Fortbildungskurse für alle 
RUC-Beamte anbietet. 

3. Regional Crime Squads (RCS) 
Sie bestehen seit 1976 aus 90 Zivilpolizi-
sten und sind in vier Einheiten aufgeteilt. 
Sie sind auf Verhörtechnik spezialisiert 
und waren die Hauptbeschuldigten bei 
den Enthüllungen über Foltermethoden 
durch Amnesty International 

Technische Ausrüstung 
Der Computereinsatz durch die RUC fin-
det bisher nur in beschränktem Umfang 
statt. Erst jüngst setzte sie zur Nachrich-
tenkoordination ihren ersten Computer 

ein. Die RUC hat aber Zugang zu den 
Computern im Hauptquartier der briti-
schen Armee in Lisburn. Die Armee regi-
striert weiterhin den Grenzverkehr; es ist 
errechnet worden, daß ca. 40% der nord-
irischen Bevölkerung gespeichert sind', ein-
schließlich der Daten über Fahrzeughal-
ter, Bekannte und Verwandte, Beruf und 
teilweise sogar die Farbe der Tapete in der 
Wohnung. Abrufvoraussetzung beim 
Computer der Armee ist die Eingabe des 
Namens und des Geburtsdatums. RUC-
und Armee-Patrouillen können über 
Funk Daten aus dem Computer abrufen. 
RUC-Beamte stehen untereinander über 
individuelle UHF-Funkgeräte, getragen 
am Rockaufschlag, in Verbindung. (Die 
IRA verfügt auf ihrer Seite über eine 



34 

Technologie, RUC und Armee-Funkver-
kehr abzuhören.) Einige Einheiten, wie 
die SPG, verfügen über eigene Frequen-
zen und ein Code-System. Fernschreib-
verkehr wird nunmehr auch, zwecks Ver-
hinderung des Abfangens, computeri-
siert. 
Die RUC verfügt über ein gerichtsmedizi-
nisches Labor mit einem Arbeitsanfall 
von jährlich ca. I0.000 Fällen. Die Ausrü-
stung wurde jüngst um eine Maschine 
(vacuum metallising machine) erweitert, 
die das Abnehmen der Fingerabdrücke 
von den verschiedensten Materialien er-
laubt. Berichte sprechen von 108.000 ge-
sammelten Fingerabdrücken (entspricht 
etwa 1 Fingerabdruck auf jeweils 13 Bür-
ger); und ca. 20.000 Handflächenab-
drücken. 
Die RUC ist durchweg bewaffnet; eben-
falls sind für die RUC-Reserve(UDR), ob 
im oder außerhalb des Dienstes, alle Waf-
fen stets verfügbar. 

Rechtliche Grundlagen 
Der RUC stehen trotz der Ablösung des 
alten „Special Powers Act" von 1922 er-
hebliche rechtliche Befugnisse zur Verfü-
gung, die im „Emergency Provisions Act" 
von 1973 und im „Prevention of Terro-
rism Act" von 1974 festgelegt sind: 
1. Der Emergency Provisions Act, das 
Notstandsgesetz für Nord-Irland 
Dieses Gesetz beinhaltet wesentliche Ein-
schränkungen der Rechte von Verteidi-
gern und Beschuldigten: 
— in Abschnitt 2 wird festgesetzt, daß 
Haftverschonung für mutmaßliche Ter-
roristen nur vom Supreme Court Richter 
gewährt werden kann, was in der Praxis 
einer "Internierung nach Bedarf' 
gleichkommt, 
— Abschnitt 7 schließt in Terrorismus-
Prozessen Geschworenen-Gerichte aus, 
— Abschnitt 9: Beim Auffinden von 
Sprengstoff, Waffen oder Munition auf 
dem Grundstück oder im Fahrzeug ob-
liegt dem Angeklagten die Beweislast für 
seine Unschuld bzw. Unkenntnis, 

— Abschnitt 1 1 ermächtigt jeden Polizi-
sten, jeden Verdächtigen ohne Haftbefehl 
bis zu 72 Stunden gefangen zu halten. 
In anderen Abschnitten sind weitere Re-
gelungen des Anhaltens, der Kontrolle, 
Vernehmens und der Festnahme enthal-
ten, die über das übliChe britische Recht 
erheblich hinausgehen. 
— Abschnitt 24 gibt chief inspectors der 
RUC und Armeeoffizieren das Recht, 
Ansammlungen von mehr als drei Perso-
nen auflösen zu lassen. 
2. Eine weitere rechtliche Grundlage 
stellt das sog. Terrorismusverhütungsge-
setz (Prevention of Terrorism Act) von 
1974 mit beinahe jährlichen Umformulie-
rungen dar. 
Gekoppelt mit dem ersteren erlaubt es 
eine Gefangenhaltung von Personen 
bis zu sieben Tagen ohne Anklageerhe-
bung. Der Nord-Irland-Minister (Horne 
Secretary) hat die Vollmacht, Personen 
von Großbritannien nach Nord-Irland 
auszuweisen und ebenso in die umgekehr-
te Richtung; oder aus dem gesamten Ver-
einigten Königreich heraus. Verstöße ge-
gen die Ausweisungsbefehle gelten als 
Straftaten. 

Das Gesetz erlaubt weitgehende Durch-
suchungen sowie die Festnahme an 
Grenzstellen zwecks Vernehmung. Bis 
Ende 1980 wurden 266 Personen ausge-
wiesen. Während bis Ende 1980 über 
5000 über verschiedene Zeiträume hin-
weg an Grenzstellen festgenommen wur-
den, wurden dagegen nur gegen 339 Per-
sonen wegen krimineller und gegen eine 
noch kleinere Zahl wegen Vergehen mit 
Terrorismusbezug Anklage erhoben. 

Verhältnis zwischen Polizei und Armee 
Das Arbeitsverhältnis zwischen Polizei 
und Armee entspricht nicht den Vorstel-
lungen der britischen Regierung. Als die 
Armee ab 1969 in Nord-Irland eingesetzt 
wurde, zeigte sie gegenüberder RUC offe-
nes Mißtrauen und gab ihr die Schuld am 
Zusammenbruch von „law and order". 
Die RUC, umgekehrt, verübelte der Ar-
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mee, daß sie Aufgaben aus dem Bereich 
der öffentlichen Sicherheit übernommen 
hatte. Diese Spannungen manifestierten 
sich auch auf der Führungsebene, wo die 
Sicherheitspolitik kontrovers debattiert 
wurde; z.B. trat die Armee für Internie-
rungslager ein, die von der RUC aber als 
konterproduktiv abgelehnt wurden. Im 
praktischen Einsatz setzen sich diese 
Spannungen fort, z.B. indem die Armee 
beinahe eifersüchtig ihre Informationen 
gegenüber der RUC geheimhält. 
Sie widersetzte sich lebhaft der sog. „UI-
sterisations"-Politik, die der RUC bei der 
Sicherheitspolitik wieder die Zügel in die 
Hände geben würde, nach den Beschul-
digungen von Amnesty, jedoch weitge-
hend erfolglos, wieder die Initiative an 
sich zu reißen. Dies führte zu der bereits 
oben erwähnten Ernennung des Sicher-
heitskoordinators. 

Kooperation mit anderen Polizeistreitkräf-
ten 
Die RUC kooperiert mit der Garda Sio-
chana der Republik Irland, sowie mit der 
britischen Polizei; ebenfalls findet ein In-
formationsaustausch mit dem FBI sowie 
Interpol statt. Eine Gruppe von Beamten 
der Polizeien aus Nord- und Südirland 
trifft sich monatlich zur Besprechung von 
Sicherheitsproblemen, die im Zusam-
menhang mit terroristischen Aktivitäten 
stehen; zusätzlich treffen sich die beiden 
chief constables regelmäßig zweimal jähr-
lich. An der Grenze stehen die beiden 
Polizeien miteinander per Funkkontakt 
und über direkte Telefonleitung (mit 
Störkonverter o.ä.) in Verbindung. 
Im Süden wurde 1980 eine Grenzpolizei 
(Border Task Force) nach dem Vorbild 
der bundesdeutschen GSG 9 aufgestellt. 
Im Norden übt der Special Air Service 
(SAS) die Funktion der Grenzpolizei aus. 
Die Garda erlaubt der RUC Grenzüber-
schreitungen zum Zwecke der Spurensi-
cherung und der Armee das Überfliegen 
der Grenze mit Hubschraubern bei Über-
wachungsaktionen. 

Die Kooperation mit der britischen Poli-
zei besteht u.a. im Austausch von Infor-
mationen, Erfahrungen und Ausbil-
dungsangeboten; so besuchten 1980 über 
200 verschiedene RUC-Beamte Fortbil-
dungskurse Scotland Yards. 

Zusammenfassung 
Wie oben aufgezeigt, hat die RUC in 
ihren Aktivitäten verschiedene Phasen 
durchlaufen. Aus einer ungehobelten und 
knüppelschlagenden RUC hat sich eine 
der hochentwickeltsten Polizeien in der 
Welt entwickelt; sie ist inzwischen zum 
Modell für viele „Sicherheits"-Planer ge-
worden, so auch für das „Mutterland" 
Großbritannien. Während der Unruhen 
in einigen britischen Städten im Juli 1981 
flogen sechs Spitzenbeamte der britischen 
Polizei erst einmal nach Nord-Irland, um 
sich dort Ratschläge über wirksame Auf-
ruhrbekämpfung erteilen zu lassen. 
Während dieser Unruhen kam es dann 
auch zum Einsatz von Aufruhrbekäm-
pfungsgeschossen mit Reizstoffzusatz, 
die bisher nur in Nord-Irland zum Einsatz 
gekommen waren. 
Eine Lösung des Konfliktes in Nord-Ir-
land selbst ist so fern wie eh und je. Mit der 
Hungerstreikaktion 1981 und den dabei 
gestorbenen Gefangenen wurde der Mili-
tanz der katholischen Bevölkerung Vor-
schub geleistet, die Unterstützung der 
IRA wuchs wieder. 
Auf der anderen Seite fordern die Prote-, 
stanten und Unionisten härteres Durch-
greifen von Polizei und Armee gegen re-
publikanische Kräfte und vor allem gegen 
die IRA. Zugeständnisse, die den Zweit-
Klassen-Status der katholischen Bevölke-
rung aufheben würden, lassen die Unioni-
sten nicht zu. Bei jedem Einlenken der 
britischen Regierung drohen sie, selbst 
wieder verstärkt militante Aktionen 
durchzuführen, um den Status Nord-Ir-
lands, in dem sie ihre Privilegien gesichert 
sehen, aufrechtzuerhalten. 
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ANMERKUNGEN ZU EINIGEN 

ORGANISATIONEN IM NORD—

IRLAND—KONFLIKT: 

GARDA S1OCHANA: Name der Polizei 
in Süd-Irland, der heutigen Republik. Ge-

gründet 1923 als eine im allgemeinen 
bewaffnete Polizei, um die alte schwerbe-
waffnete R1C zu ersetzen. Die Garda be-
saß zur Verfolgung politisch Andersden-
kender auch eine bewaffnete Einheit. 

IRISCH REPUBLIKANISCHE AR-
MEE (IRA): Name für die Guerillastreit-
macht, die im Unabhängigkeitskrieg 
1919-21 gegen RIC und Britische Armee 
kämpfte. Die IRA spaltete sich infolge 
des Teilungsvertrages von 1922; die Tei-
lungsbefürworter wurden zur Armee der 
Republik, die Gegner behielten den Titel 
IRA bei. Die IRA entwickelte sich zu 
einer Untergrundorganisation, die ihren 
gewaltsamen Kampf gegen die Teilung 
Irlands in den 40er und 50er Jahren u.a. 
mittels Bombenattentaten führte. Mitte 
der 60er Jahre entwickelten sie sich hin 
zur linken Seite des politischen Spek-
trums und beteiligte sich an der Bürger-
rechtsbewegung im Norden. 
Enttäuschung über die politischen Mißer-
folge, sowie das Versagen der IRA bei der 
Verteidigung der katholischen Ghettos 
von Belfast, führten zur weiteren Teilung 
in eine provisorische und eine offizielle 
IRA. Die „Officials" (vorwiegend marxi-
stisch orientiert) setzten sich für eine poli-
tische Reform Nord-Irlands ein; die „Pro-
visionals" (eher linksnationalistisch und 
traditionalistisch orientiert) haben seit 
1970 einen bemerkenswert „effektiven" 
Guerillakampf gegen die Britische Ar-
mee, RUC und UDR geführt. Die „Offi-
cials" haben im August 1971 als Reaktion 
auf die Einführung der Internierungen 
zum bewaffneten Widerstand aufgeru-
fen, ihn jedoch Anfang 1972 wieder abge-
brochen und seither einen Waffenstill-
stand erklärt. 

NORDIRISCHE BÜRGERRECHTS-
VEREINIGUNG (NICRA): 1967 von der 
Bewegung für Soziale Gerechtigkeit, den 
Republikanern und anderen Opposi-
tionsgruppen als ein n,ord irisches Äquiva-
lent zum britischen National Council for 
Civil Liberties gegründet. 1968-70, auf 
dem Höhepunkt der Bürgerrechtsbewe-
gung, verwandelte sich NICRA zum 
Koordinierungsorgan einer militanten 
außerparlamentarischen Massenbewegung. 
Seit 1971 wird sie von Official Republi-
cans und Mitgliedern der KP Irlands do-
miniert und agiert wieder in der frühe-
ren Rolle als Lobby. 

SINN FEIN: 1907 von Arthur Griffith als 
eine separatistische, jedoch nicht republi-
kanische Partei gegründet. Wurde nach 
1916 zum Fürsprecher des militanten Re-
publikanismus, verfocht den Wahlboy-
kott gegenüber dem Westminster Parla-
ment und unterstützte den bewaffneten 
Widerstand der IRA. Sinn Fein spaltete 
sich aufgrund des Teilungsvertrages von 
1922 und die Mehrheit setzte ihre Boy-
kott-Politik nunmehr gegen das Parla-
ment der Süd-Republik fort. Seit den 30er 
Jahren agierte Sinn Fein hauptsächlich 
als politischer Flügel der IRA, militant 
nationalistisch mit einem verwirrenden 
Konzept über eine Sozialpolitik. 1970 teil-
te sie sich, ähnlich der IRA in Sinn Fein, 
Kevin Street (Provisional) und Sinn Fein, 
Gardiner Place (Official) - die Namen 
entstammen den Orten in Dublin, wo sich 
die jeweiligen Hauptquartiere befinden. 
Die Provisionals waren in der Nord-Ir-
land-Frage militanter und traditionalisti-
scher und widersetzten sich einem 
Schwenk nach links und der Beendigung 
des Wahlbykotts. Seit 1970 haben sich die 
Officials zu einer reformistischen Bewe-
gung entwickelt, die die Lücke der inzwi-
schen nach rechts gerückten Irischen Ar-
beiterpartei füllt. Die Provisionals konn-
ten sich ausweiten und gewannen Unter-
stützung für ihre Nord-Irland-Politik; sie 
blieben antimarxistisch mit ihrer populi-
stischen Sozialpolitik. 
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ULSTER DEFENCE ASSOCIATION 
(UDA): Ende 1971 aus bestehenden „Ver-
teidigungs"-Gruppen als eine dem „Mut-
terland" extrem loyal gegenüberstehende 
paramilitärische Einheit gegründet. Die 
UDA ist schwer bewaffnet und war ver-
antwortlich beteiligt an der Mordkam-
pagne gegenüber katholischen Zivilisten 
zwischen 1972 und 1975. 

ULSTER DEFENCE REGIMENT 
(UDR): Eine lokale millitärische Streit-
kraft, die 1970 als Ersatz für die B-Spe-
cials aufgestellt wurde. Sie stand unter 
britischer Kontrolle und war zu Beginn 
als eine gemischte Gruppe bezüglich der 
Religionszugehörigkeit geplant; nach der 
Einführung der Internierungen verließen 
jedoch die meisten Katholiken das „Regi-
ment". Zu Beginn des Jahres 1975 be-
stand es aus ca. acht Tausend schwer 
bewaffneten Soldaten. 

ULSTER SPECIAL CONSTABULARY 
(USC): Die „Specials" waren eine parami-
litärische Truppe, die 1920 von der Briti-
schen Verwaltung eingesetzt wurde. Es 
gab drei Gruppen: A-Specials, die voll-
zeitbeschäftigt waren, in Kasernen unter-
gebracht waren und die schwindende 
RIC verstärken sollten; die B-Specials, 
die teilzeitbeschäftigt waren und an Pa-
trouillen und Kontrollstellen eingesetzt 
wurden; und die C-Specials, die keinen 
regulären Dienst verrichteten, jedoch be-
waffnet und jederzeit mobilisierbar wa-
ren. 1925 wurden die A- und C-Specials 
aufgelöst, die „B men" wurden weiterge-
führt und häufig bei Unruhen, insbeson-
dere gegen die IRA eingesetzt. 1969 wur-
den sie aufgrund der Bürgerproteste auf-
gelöst. 

(Quelle: Michael Farrell, Northern Ireland: 
The Orange State, London 1976 - Pluto Press 
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Stephen Smith 

Frankreich 
DIE REVISION DES GESETZES: 

Vorbemerkungen der Redaktion 
In den siebziger Jahren hatte der damalige 
Justizminister Alain Peyrefitte eine Kom-
mission zum Studium der Gewalt, Krimini-
nalität und Delinquenz eingesetzt. Als „Ant-
wort auf die Gewalt" - so der Titel des von 
Peyrefitte und seiner Kommission verfaß-
ten Berichts - empfahl der Justizminister 
neben einer Modernisierung der Polizei und 
der Beibehaltung der Todesstrafe vor allem 
höhere Strafen im Bereich der Gewaltkri-
minalität, Vereinfachungen im Strafver-
fahren und eine Enveiterung exekutiv-poli-
zeilicher Befugnisse. Wir hatten darüber 
bereits in CILIP berichtet. ' 

Die Linke in Frankreich lief gegen dieses 
Gesetz: Securiti et Liberti, das ihrer An-
sicht nach weniger Freiheit für alle und nur 
für wenige mehr Sicherheit brachte. Die 
Linke kündigte deshalb im Präsident-
schaftswahlkampf 1981 für den Fall des 
Sieges eine Abschaffung dieses Gesetzes. ja 
darüber hinaus eine liberale Wende in der 
Politik innerer Sicherheit insgesamt an: 
Abschaffung der Todesstrafe, Reform des 
Strafgesetzbuches und schließlich auch ei-
ne Reform bei den Polizeien, die diese zwar 
effektiver machen, zugleich jedoch einer 
strikteren öffentlichen undjustiziellen Kon-
trolle unterwerfen sollte. 
Die Träume von einer grundlegenden de-
mokratisch-liberalen Reform der Polizei 
haben sich heute schon weitgehend ver-
flüchtigt. Von einer Präzisierung der Vor-
schriften über den polizeilichen Waffenge-
brauch, einer verfeinerten Kontrolle der 
Justiz über die Polizei, einer Verminderung 
der vielen Sondereinheiten, insbesondere 
die Abschaffung der durch Übergriffe in 
Verruf geratenen „Brigades de Surveillan-
ce de Nuit" (Nachtstreifen), wie sie in dem 
umfänglichen Bericht des sozialistischen 
Abgeordneten Jean-Michel Bi,lorgey gefor-
'den wurden, ist heute kaum noch die Rede. 
Der Innenminister Deferre passe sich resi-
gniert - so der Nouvel Observateur - „an 
eine Politik in bezug auf die Polizei an, die 
der seiner Vorgänger gleicht.' 

SECURITE ET LIBERTE 

Diese Anpassung ist nicht alleine auf den 
heftigen Widerstand diverser Polizeiorga-
nisationen und -gewerkschaften zurückzu-
führen., Vielmehr fehlt es der Linken für 
das intendierte demokratisch-liberale Pro-
gramm Innere Sicherheit an einer tragfähi-
gen Basis in der Bevölkerung selbst. Die 
bürgerliche Opposition scheint mit ihrem 
Vorwurf, die Regierung sei zu lax(Peyrefit-
te) und sei unfähig, der wachsenden Unsi-
cherheit der Franzosen angesichts steigen-
der Kriminalität und Terrorismus Herr zu 
werden, auch bei sozialistischen Wählern 
wachsenden Zuspruch zu finden. Die bluti-
gen Bombenattentate in diesem Jahr haben 
ein übriges dazu getan, der Forderung nach 
einem härteren staatlichen Durchgreifen 
Nachdruck zu verleihen. 
Wie die politische Auseinandersetzung um 
„Sicherheit und Freiheit" -ein Schlagwort, 
das immerhin präziser als das deutsche 
Pendant „Innere Sicherheit" den Kern des 
Problems benennt - enden wird, läßt sich 
zum jetzigen Zeitpunkt insgesamt noch 
nicht zureichend beantworten. Offen blei-
ben muß vorerst auch die Frage, welche 
Folgen die vom Innenminister angestrebte 
Modernisierung der Polizei in Frankreich 
haben wird. (Computerisierung nach bun-
desrepublikanischem Vorbild, organisato-
rische Strukturreformen, Änderungen in 
der Ausbildung) Symptomatisch für die 
Richtung, in der die Regierungspolitik auf 
diesem Sektor geht, scheint uns jedoch der 
Entwurf für eine Revision des Gesetzes 
„Sicherheit und Freiheit" zu sein, der im 
Juli dem französischen Parlament vorge-
legt wurde. Er beläßt 72 der 100 Artikel des 
Gesetzes unverändert, bei 19 werden Tei-
länderungen vorgenommen, neun werden 
stark verändert. Dies war wesentlich weni-
ger als von vielen Sozialisten erwartet, doch 
- so die Frage des Generalsekretärs der 
Sozialisten Jopin.• „Wie hätten wir denn 
angesichts der Realitäten, angesichts des 
Druckes aus der Bevölkerung von unseren 
Grundsätzen nicht etwas nachlassen sol-
len?" 
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An welchen Stellen diesem Druck vor allem 
nachgegeben wurde - und wo nicht - unter-
sucht der folgende Beitrag von Steven 
Smith. Das neue Gesetz liegt in diesem 
Herbst, nachdem es mit den Stimmen der 
Sozialisten und Kommunisten im Parla-
ment verabschiedet wurde, dem Senat zur 
Beratung vor. Erst nach dessen Zustim-
mung wird die Regierung per Dekret die 
Ausfiihrungsbestimmungen des Gesetzes 
festlegen können. Vorbehaltlich etwaiger
Anderungen im Laufe des Gesetzgebungs-
verfahrens resümiert der nachstehende 
Text die wesentlichen Änderungen des revi-
dierten Gesetzes Securiti und Liberti(S + 
L). 

Abgeschafft 

Das 3esetz S+ L hatte für eine Reihe von 
Delikten erhebliche Strafverschärfung 
vorgesehen: bei vorsätzlichem Mord, 
Verbrechen, die von „Folter und barbari-
schen Akten" begleitet werden, Vergewal-
tigungen, Besetzungen und Geiselnahme, 
Drogenhandel und unerlaubtem Waffen-
besitz. In all diesen Fällen sah das Gesetz 
vor, daß Straftäter, die wegen eines der 
aufgeführten Delikte verurteilt worden 
waren, automatisch als Rückfalltäter ein-
gestuft wurden, wenn sie sich erneut ir-
gendeines dieser Verbrechen schuldig 
machten. Dadurch verdoppelte sich das 
Strafmaß, in jedem Fall betrug die Min-
desstrafe ein Jahr. Die Möglichkeit, die 
Strafe zur Bewährung auszusetzen, ent-
fiel. 

Dieses generalisierende Konzept von 
Rückfalltäterschaft wurde jetzt wieder 
abgeschafft. Von einem Rückfall wird 
jetzt wieder-wie vor 1978 -ausschließlich 
dann ausgegangen, wenn gleiche Delikte 
mehrfach begangen werden. Den Gerich-
ten wurde auch wieder die Möglichkeit 
eröffnet, Geld- und Bewährungsstrafen 
zu verhängen. 
Bei Haftstrafen von mehr als fünf Jahren 
sah das Gesetz S + L bei einer ganzen 
Reihe von Delikten die strikte Einhaltung 
eines verschärften Strafvollzuges vor, d.h. 
insbesondere ohne die Möglichkeiten der 
Erteilung von Ausgangserlaubnissen (of-
fener Strafvollzug), der Haftaussetzung 
oder der bedingten bzw. vorzeitigen Haft-

entlassung. Über mögliche Hafterleichte-
rungen entschied nach Ablauf der „Si-
cherheitsfrist" eine eigens eingerichtete 
Kommission, die sich aus einem Richter, 
dem Staatsanwalt und dem Direktor der 
jeweiligen Haftanstalt zusammensetzte. 
Je nach Art der zu gewährenden Erleich-
terung mußte die Entscheidung einstim-
mig oder mehrheitlich erfolgen. 

Im neuen Entwurf ist die Liste der Delik-
te, bei denen ein „Sicherheitsvollzug" an-
geordnet wird, auf die Hälfte zusammen-
gestrichen worden und kommt nur noch 
bei Verurteilungen zu mehr als zehn Jah-
ren Haft zur Anwendung. Die Entschei-
dung über mögliche Hafterleichterungen 
liegt in Zukunft wieder - wie vor dem 
Peyrefitte-Gesetz - alleine beim Haftvoll-
zugsrichter (Juge d'application des pei-
nes, JAP). Die Anklageinstanz verfügt 
lediglich über ein gerichtlich zu prüfendes 
Einspruchsrecht, wenn das Strafmaß drei 
Jahre übersteigt. 
Diese Rückkehr zur gesetzlichen Rege-
lung von 1978 ist nicht umstritten. Die 
Erfahrung der Jahre vor Inkrafttreten des 
Peyrefittegesetzes habe gezeigt - so die 
Kritiker - , daß die alleinige Entschei-
dungskompetenz der - häufig jungen - 
Haftvollzugsrichter (JAP) problematisch 
sei, da die großzügig gewährten Hafter-
leichterungen den Häftlingen häufig nur 
dazu dienten, sich dem Strafvollzug zu 
entziehen. 
Die Abschaffung des besonderen Sicher-
heitsstrafvollzuges ist gegen den Willen 
der Regierung Mitterrand zustandege-
kommen, da diese Frage erst im Zusam-
menhang ihrer angestrebten Gesamtre-
form des Strafvollzuges neugeregelt wer-
den sollte. Doch die parlamentarische 
Vorbereitungsgruppe zur Novellierung 
des Gesetzes S + L unter Vorsitz des 
sozialistischen Abgeordneten Fornmi be-
stand hingegen auf der jetzt beschlosse-
nen Neuregelung. 
Schließlich ist die rechtlich zulässige 
Höchstdauer für die polizeiliche Inge-
wahrsamnahme einer Person, die im Ge-
setz S + L für Besetzungen, Geiselnahme 
und bewaffneten Raubüberfall auf drei 
Tage erhöht worden war, wieder auf 24 
Stunden beschränkt worden. 
Diese Frist kann einmal verlängert, d.h. 



maximal auf 48 Stunden ausgedehnt wer-
den. Beibehalten wird die schon vor dem 
Peyrefitte-Gesetz bestehende Ausnahme-
regelung im Bereich des Drogenhandels. 
Hier bleibt weiterhin ein Polizeigewahr-
sam von vier Tagen möglich. 

Modifiziert 
Bei den Änderungen ging es im wesentli-
chen um strafprozessuale Vorschriften, 
vor allem um die im Gesetz S+ L geschaff-
te Neuerung der „saisine directe", d.h. der 
Möglichkeit der Anklagebehörde am Ta-
ge der Überstellung des Angeklagten an 
die Justiz unmittelbar das Gericht anzu-
rufen. Ausgenommen von diesem 
Schnellverfahren waren nur Presse- und 
politische Delikte, Verbrechen, deren 
Strafmaß fünf Jahre überschritt sowie 
alle Verfahren gegen Minderjährige. 
Die „saisine directe" wird in Zukunft 
durch ein ..Dringlichkeitsverfahren" er-
setzt (procedure d'urgence) das jedoch 
nur bei den sogenannten „flagrants deins" 
(etwa: „aktuell andauernde Tathand-
lung" - „Ertappung auf frischer Tat" o.ä.) 
Anwendung finden soll und nur bei sol-
chen Fällen, wo das Strafmaß mindestens 
ein und höchstens fünf Jahre beträgt. Die 
Verhandlung kann im übrigen nur mit 
dem Einverständnis des Angeklagten 
noch am selben Tag stattfinden.' 

In der Schwebe 
Das Gesetz S + L. hatte das Strafmaß für 
Raub, willkürliche Zerstörung und Kör-
perverletzung einerseits erhöht und ande-
rerseits einige der darunter subsumierten 
Delikte der Entscheidung von Geschwo-
renengerichten entzogen, so daß in man-
chen Fällen untergeordnete Instanzen 
Haftstrafen bis zu zwanzig Jahren ver-
hängen konnten. Auch neue Delikte wa-
ren eingeführt worden: etwa die „Bildung 
krimineller Vereinigungen" (association 
de malfaiteurs) oder das Delikt der Behin-
derung des Zugverkehrs, eine in Frank-
reich durchaus gängige Form gewerk-
schaftlicher Aktionen. 

Auch in diesen Fragen hatte Justizmini-
' ster Badinter vorgeschlagen, die für 1983 

vorgesehene Strafrechtsreform abzuwar-
ten. Die Abgeordneten der Regierungs-
parteien bestanden jedoch auf einer sofor-

tigen Regelung in drei Punkten: der Ab-
schaffung des Delikts „kriminelle Vereini-
gung" ebenso wie der Kriminalisierung 
bei Behinderungen des Zugverkehrs; 
schließlich schien es ihnen an der Zeit, wie 
in Großbritannien und den Vereinigten 
Staaten, dem französischen Richter die 
Möglichkeit an die 'Hand zu geben, bei 
kurzen Haftstrafen „die schädlichen Wir-
kungen des Gefängnisses zu begrenzen 
und zur Wiedereingliederung der Verur-
teilten beizutragen" (Raymond Fomi). In 
diesem Sinne sieht der neue Text eine 
„Ersatzstrafe" vor, eine „gemeinnützige, 
unentgeltliche Arbeit" (Travail d'interet 
general non-renumere). Sie kann nur mit 
Einverständnis des Angeklagten ver-
hängt werden, der in der Vergangenheit 
zu keiner Haftstrafe von mehr als vier 
Monaten verurteilt worden sein darf. Die 
Dauer dieses „Ersatzdienstes" kann zwi-
schen 40 und 240 Stunden bemessen und 
auf ein Jahr verteilt werden. Entzieht sich 
der Verurteilte dieser Arbeitsauflage, so 
riskiert er eine Haftstrafe zwischen zwei 
Monaten und zwei Jahren. Es sei er-
wähnt, daß diese einzige Neuerung im 
vorliegenden Gesetzestext von den Abge-
ordneten aller Parteien einstimmig be-
schlossen wurde. 

Beibehalten 
Neben der klassischen Möglichkeit der 
Identitätsfeststellung bei Vorliegen eines 
konkreten Tatverdachtes hatte dasGesetz 
S + L eine weitere eröffnet: die einer 
präventiven Identitätsfeststellung,um ei-
ner „Beeinträchtigung der öffentlichen 
Ordnung" vorzubeugen. Der Identitäts-
nachweis konnte dabei mit allen dafür 
brauchbaren Dokumenten erfolgen, ein 
Mitführen des Personalausweises ist in 
Frankreich gesetzlich nicht vorgeschrie-
ben. Im Zweifelsfall konnte die Polizei 
allerdines die kontrollierten Personen mit 
aufs Kommissariat nehmen und dort bis 
zu sechs Stunden festhalten. Das Anferti-
gen von Fotos oder Fingerabdrücken war 
hierbei untersagt. Der Betroffene hatte 
das Recht, seine Familie oder den Staa-b-
anwalt telefonisch zu benachrichtigen. 
Die Weigerung, sich einer solchen polizei-
lichen Identitätsfeststellung zu unterzie-
hen, war mit einer Haftstrafe von 10 Tagen 
bis zu zwei Monaten belegt. 
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Die Möglichkeit zur präventiven polizeili-
chen Identitätsfeststellung ist im novellier-
ten 'Gesetz beibehalten worden, wenn 
auch in einer vom ursprünglichen Text 
abweichenden Formulierung. Durchge-
führt werden können solche Kontrollen 
nicht mehr, um eine „Beeinträchtigung 
der öffentlichen Ordnung" zu verhindern, 
sondern „an bestimmten Orten, dort, wo 
die Sicherheit von Personen oder Gütern 
unmittelbar gefährdet ist". Zugleich wur-
de die höchstzulässige Dauet, die eine 
Person auf dem Kommissariat festgehal-
ten werden kann, auf vier Stunden be-
grenzt. Dem Betroffenen wurde das Recht 
eingeräumt, jede beliebige Person seiner 

Ohren 

Wahl zu benachrichtigen. Das angefertig-
te Protokoll muß spätestens sechs Monate 
nach der Identitätsüberprüfung wieder 
vernichtet werden. Schließlich ist die Ver-
weigerung als strafbares Delikt wieder 
abgeschafft worden, da die bisherigen ge-
setzlichen Regelungen (Ordnungsgelder 
etc.) im Falle von „Rebellion" als ausrei-
chend angesehen wurden. 

Die Beibehaltung der präventiven Identi-
tätskontrollen ist ohne Zweifel der um-
strittenste Punkt der Neufassung. Sowohl 
der Innen- als auch der Justizminister 
betonten die Notwendigkeit solcher prä-
ventiver Maßnahmen, während Teile der 
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sozialistischen Abgeordneten oder aber 
das Syndicat de la Magistrature für die 
völlige Abschaffung plädierten. „Daß die 
Regierung unter dem Druck (des Innen-
ministers) Gaston Deferre und der Polizei 
deren Beibehaltung beschlossen hat, ist 
mehr als eine banale Ausnahme von der 
Regel der Abschaffung (des Gesetzes S + 
L). Das kündigt eher eine Zukunft an, in 
der mehr von Sicherheit die Rede sein 
wird als von Freiheit", kommentierte die 
Tageszeitung „Liberation".6 Für die Bür-
gerlichen im Parlament wiederum stellte 
der neue Vorschlag nur eine schlechte 
Camouflage der alten Regelung dar. Pey-
reine etwa stellte im Parlament mit Iro-
nie fest: „In diesem Punkt weicht der neue 
Text kaum vom alten ab, aber er bietet 
weniger Garantien und mehr Ansatz-
punkte zu polizeilicher Willkür". Der 
gaullistische Abgeordnete Emmanuel 
Aubert ging sogar noch weiter, als er 
feststellte, der neue Entwurf unterscheide 
- anders als das alte S + L Gesetz-implizit 
zwischen Bürger und „potentiellem Ver-
brechen", wobei die Feststellung nach 
„äußerem Anschein, der Institution und 
den Reflexen der Ordnungskräfte" erfol-
ge. 

Au Folu 125 
TouioultS 

et PC c, 

JUX 

"Im Grunde bin 
ich immer links gewesen...." 

Diese Kritik der bürgerlichen Opposition 
erscheint zunächst als billige politische 
Polemik, indem sie die alte Formulierung 
zu einer exakten, polizeiliches Handeln 
begrenzenden Gesetzesbestimmung ver-
klärt. In Wirklichkeit jedoch war die alte 
generalklauselhafte Formulierung gegen-
über einer beliebigen polizeilichen Inter-
pretation offen und machte potentiell alle 
Bürger zu Störern. die die öffentliche Ord-
nung beeinträchtigen. Gleichwohl ist der 
Kritik insoweit zuzustimmen, als die neue 
Formulierung den Bereich präventivpoli-
zeilicher Kontrollen kaum genauer um-
reißt und begrenzt. 

Resumek 
I. Für den ehemaligen Justizminister 
kommt der neue Gesetzentwurf einem 
„Text der Befreiung vom Verbrechen" 
gleich, der „den Übeltätern mehr Sicher-
heit, den ehrlichen Leuten weniger Frei-
heit bringen" werde. Dieser Entwurf ent-
springe einer sozialistischen Politik, die 
nicht mehr zu strafen wage, „weil man 
glaubt, man müsse nur den Menschen 
beurteilen und nicht auch die Handlung, 
die er begangen hat". Gegenüber einem 
solchen Strafrechtsdenken, in dem die ge-
sellschaftliche Funktion des Strafrechts 
sich in der individuellen Bestrafung der 
Täter auflöst, läßt sich der zentrale Unter-
schied des Neuentwurfs zunächst klar for-
mulieren: Das vom sozialistischen Justiz-
minister Badinter vertretene Projekt steht 
einer stratrechtlichen Vergeltungsidee 
diametral entgegen. Die Straftat wird 
zwar individuell sanktioniert, insgesamt 
jedoch als gesellschaftliches Problem be-
griffen, das nicht alleine und in erster Linie 
durch individuelle Schuldzuweisungen 
bewältigt werden kann. Die Neufassung 
des Gesetzes S + L steht - was seine 
trafrechtlichen Aspekte angeht - im Zu-

sammenhang einer ganzen Reihe von ju-
stizpolitischer Reformprojekte dersoziali-
stischen Regierung, wie etwa der Abschaf-
fung der Todesstrafe und des Staatsge-
richtshofes und einer umfassenden Straf-
rechtsreform. Eine abschließende Bewer-
tung wird in dieser Hinsicht deshalb letzt-
lich auch erst nach der für 1983 angekün-
digten Strafrechtsreform möglich sein. 
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"Die Regierungen gehen ... ." - 

2. Die Möglichkeit präventivpolizeili-
cher Identitätskontrollen wird beibehal-
ten. Eine höhere Genauigkeitundzusätzli-
che Rechtssicherheit ist durch die Be-
grenzung der Identitätskontrollen auf „ge-
fahrdete Orte" jedoch kaum zu erwarten. 
(Immerhin wird jedoch in Frankreich an-
ders als im deutschen Musterentwurf eine 
unmittelbare Gefährdung der Sicherheit 
von Personen und Güternvorausgesetzt.) 

3. Im Hinblick auf die präventiven Identi-
tätskontrollen sprach das „Syndicat de la 
Magistrature" von einer Konzession der 
Regierung „an eine öffentliche Meinung, 
die durch jahrelange, apokalyptische Re-
den über Unsicherheit traumatisiert wor-
den ist". Dieses - von vielen linken Kriti-
kern des neuen Entwurf geteilte - Urteil 
greift jedoch zu kurz. Es ist ein zwar 
bequemer, jedoch zu einfacher Glaube, 
das Gefühl der Unsicherheit bei vielen 
Bürgern sei nur eingeredet und ließe sich 
durch „Aufklärung" einfach ausreden. 

Die Neufassung des Gesetzes S + L zeigt 
zum einen, daß die französische Linksre-
gierung sich des Zusammenhangs von 
Krise, Verunsicherung und bürgerlichen 
Freiheitsrechten bewußt ist und innerhalb 
dieses Rahmens die gesetzlichen Grundla-
gen der bürgerlichen Freiheiten zu wahren 

sucht. Andererseits gibt vor allem die Aus-
einandersetzung um die präventivenIden-
titätskontrollen auch Anlaß zu der Be-
fürchtung, daß die Regierung bzw. Teile 
derselben sich auf denalten Geda nkender 
Rechten einzulassen beginnt, demzufolge 
der Konsumgesellschaft mehr (illusionä-
re) Sicherheit verabreicht werden müßte, 
wenn die Unsicherheit über den zukünfti-
gen realen Lebensstandard wächst. 

' Vgl. CILIP Nr. 6/1980, S. 28 ff: Identitätskon-
trnllen durch die Polizei - Frankreich, und Nr. 
8/1981, S. 77 ff: St. W. Smith: Identitätskon-
trollen in Frankreich nachder Verabschiedung 
des Gesetzes „Securne et Liberte" 

N ouve I Observateur, No. 932, 19.-24.9.1982, 
S. 5I „Police: Pourquoi Defferre aderape" 

' Vgl. hierin das Interview mit einem Vertreter 
der regierungsfreundlichen Polizeigewerk-
schaft „federation autonome des syndicats de 
police" (FASP), Le Monde, 13.9.1982 

'Süddeutsche Zeitung, 29.7.1982 

5 Zur strafprozessualen Bedeutung der „fla-
grants delicts"-Regelung vgl. Funk, Kauß, 
v.Zabem: Ansätze zu einer neuen Polizei, in: 
Blankenburg (Hg.) Politik der Inneren Sicher-
heit, Frankfurt 1980, S.65-67 

6 Liberation, 26.7.1982 

"Die Justiz bleibt." 
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POLIZEI UND DEMONSTRATIONEN 

Vorschläge zur Verschärfung 
des Demonstrationsrechts 

Eine Übersicht 

Im Jahre 1970 beschloß der Deutsche 
Bundestag eine Änderung des Demon-
strationsrechts, mit der der seit 1851 in 
wesentlichen Lugen geltende preulSiscne 
Landfriedensbruch- bzw. Tumultpara-
graph liberalisiert wurde. Zugleich be-
schloß das Parlament eine Amnestie für 
alle Verurteilten und Beschuldigten der 
Verfahren im Zusammenhang mit den 
Demonstrationen der Studentenbewe-
gung (bis 1970). 
Diese Gesetze bildeten wesentliche -
wenn nicht die wichtigsten - Elemente der 
begrenzten innenpolitischen .Liberalisie-
rung in der Reformphase der soziallibera-
len Koalition bis 1972. Diese Änderungen 
waren nie selbstverständlich gewesen. 
Die CDU/CSU-Opposition (heute wie-
der Regierungspartei) und mit ihr konser-
vative Teile der Justiz (Richterbund) und 
der Polizei (v.a. PDB) forderten bei jeder, 
wenn auch nur minimalen Gewalttätig-
keit im Kontext von Demonstrationen 
schärfere Gesetze und härtere Strafen. 
Die Rechtsprechung hat in vielen Fällen 
die große Errungenschaft dieser Reform, 
den Zwang, dem Beschuldigten vor Ge-
richt individuell Gewalttätigkeiten 
nachzuweisen, längst unterhöhlt. Seit 
1980, seit Beginn der neueren Demonstra-
tionswelle, ist das Demonstrationsrecht 
stärker in Bedrängnis. Statt die Ursachen 
der Proteste zu hinterfragen, werden Ge-
walttätigkeiten nur noch zum Anlaß ge-
nommen, nach Gesetzesverschärfungen 
und härterem Durchgreifen der Polizei zu 
rufen. 
In der folgenden Übersicht sollen die letz-
ten Gesetzesvorstöße dargestellt werden: 
- „Entwurf eines Gesetzes zum Schutze 
friedfertiger Demonstrationen und Ver-
sammlungen" (Drs 9/628 des Dt. Bun-
destages), eingebracht von der CDU/ 
CSU Bundestagsfraktion, I. Beratung im 
Bundestag in der 59. Sitzung am 
22.10.1981); 

- „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Versammlungsgesetzes und des Straf-
gesetzbuches" (Drs 9/1258 des Dt. Bun-
destages), eingebracht als Gesetzentwurf 
des Bundesrates; erste Beratung in der 91. 
Sitzung des Bundestages vom 1 1.3.1982; 
- Vorschläge des Berliner Polizeipräsiden-
ten Klaus Hübner zur Anderung des § 125 
StGB, abgedruckt in der Frankfurter 
Rundschau vom 1.4.1982; 
- „Entwurf eines Strafrechtsänderungsge-
setzes" - § 303 StGB, eingebracht als Ge-
setzentwurf des Bundesrats (Drs 9/1937 
des Dt. Bundestages) vom 27.8.1982 (I. 
Lesung am 17.9.1982) 

Die thematischen Schwerpunkte dieser 
Gesetzesinitiativen sind: 
1. die weitgehende Wiederherstellung des 
alten § 125 StGB 
2. die Einführung des Tatbestands „Auf-
forderung zur Teilnahme an verbotenen 
Demonstrationen" in das Versamm-
lungsgesetz 
3. Verbot der „Vermummung" 
4. Verzicht auf das Antragserfordernis bei 
Sachbeschädigungen 

zu 1) Landfriedensbruch 
Das Kernstück der von CDU und CSU 
geforderten Veränderungen besteht dar-
in, den „alten Tatbestand des Landfrie-
densbruch in modifizierter Fassung wie-
der" einzuführen.' Begründet wird diese 
Forderung mit dem Argument, die seit 
1970 bestehende Regelung habe nicht 
ausgereicht: 
„Seit 1970 ist die bloße Teilnahme an einer 
gewalttätigen Demonstration nicht mehr 
strafbar. Der Teilnehmer muß vielmehr 
selbst gewalttätig gewesen sein. Das führt 
dazu, daß der harte Kern gewalttätiger 
Demonstranten seine Ausschreitungen der-
zeit in der Deckung einer Menschenmenge-
darunter häufig Sympathisanten - ohne 
größeres Risiko begehen kann, da er durch 
die umstehende Menge gut abgeschirmt ist. 
Die Polizei ist daher oft gar nicht in der 
Lage, solch gewalttätige Demonstranten 
zu ergreifen oder sie später zu identifizie-
ren."' 
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In der Begründung des Bundesratsent-
wurfs heißt es dazu: „Auf diese Weise 
werden gefahrenabwehrende oder Straf-
verfolgungsma ßnahmen erheblich er-
schwert oder gar vereitelt."' 
Die CDU/CSU bzw. der Bundesrat 
schlägt daher folgendes vor: 
„Werden Gewalttätigkeiten gegen Men-
schen oder Sachen oder Bedrohungen von 
Menschen mit einer Gewalttätigkeit in ei-
ner die öffentliche Sicherheit gefährdenden 
Weise mit vereinten Kräften aus einer Men-
schenmenge begangen, die diese Handlun-
gen unterstützt, so wird derjenige, der sich 
der Menschenmenge anschließt oder sich 
nicht aus ihr entfernt, nachdem ein Träger 
von Hoheitsbefugnissen die Menge aufge-

fordert hat auseinanderzugehen, mit Frei-
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geld-
strafe bestraft."' 

Die Regelung von vor 1970 bedrohte 
nicht nur all diejenigen mit Strafe, die sich 
nach Aufforderung nicht aus einer Men-
ge entfernten, sondern darüberhinaus je-
den, der an einer verbotenen Demonstra-
tion teilnahm. Im Endeffekt, d.h. in der 
praktischen Situation der Auflösung ei-
ner Versammlung - sei sie genehmigt oder 
nicht -, läuft diese Regelung auf dasselbe 
hinaus: Sie enthebt die Polizei (bzw. die 
Staatsanwaltschaft) der Last, einem Be-
schuldigten oder Angeklagten individuell 
Gewaltakte nachzuweisen. Dabeisein ist 
alles! 

Bei der Beratung des CDU/CSU-Ent-
wurfs im Bundestag 12 Tage nach der 
großen Friedensdemonstration am 
10.10.1981 in Bonn erklärte der Innenmi-
nister Baum: 

Startbahn-West 1981 
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„Das Demonstrationsgrundrecht soll nach 
Ihren Vorstellungen obsolet werden, sobald 
andere Teilnehmer diese Grundrechtsaus-
büung mißbrauchen. Das wäre eingefährli-
cher Gedanke. Nicht nur die Gerichte, son-
dern auch die Polizei wären mit einer sol-
chen Vorschrift überfordert. Nach Ihren 
Vorstellungen, meine Damen und Herren 
von der Opposition, soll die Polizei alle 
Teilnehmer einer Großdemonstration, die 
sich nach polizeilicher Aufforderung nicht 
schnell genug entfernen, vorläufig festneh-
men. Stellen Sie sich diese Situation jetzt 
einmal im Licht der Bonner Demonstration 
oder im Licht anderer Großdemonstratio-
nen, etwa in Brokdorf vor"' 
Diese rechtsstaatlichen Bedenken ergän-
zen das Hauptargument der Soziallibera-
len in ihrer Ablehnung des Entwurfs. Es 
ist ein Argument der Praktikabilität: 
„Der vorgeschlagene Tatbestand würde bei 
seiner Anwendung in der Praxis erhebliche 
Schwierigkeiten mit sich bringen. Insbe-
sondere die Feststellung der erforderlichen, 
auf Unterstützung der Gewalttätigkeiten 
oder Bedrohungen gerichteten Willensrich-
tung der Menge würde nur schwer möglich 
sein. Noch weniger zuverlässig würde sich 
der entsprechende Vorsatz des Täters, der 
sich auch auf die Aufforderung durch einen 
Träger von Hoheitsbefugnissen beziehen 
muß, ermitteln lassen. Der neue Tatbe-
stand ließe sich zudem in der Praxis kaum 
wirksam durchsetzen, weil es nicht möglich 
ist, gegen alle diejenigen Personen vorzuge-
hen, die sich auf Aufforderung nicht unver-
züglich entfernen. Die Aufgabe, gegen Ge-
walttätigkeiten einzuschreiten, müßte not-
wendig leiden. Das Ergebnis wäre ein Ver-
lust an generalpräventiver Durchschlags-
kraft bei gleichzeitiger Bestrafung solcher 
Personen, die ihr Demonstrationsrecht 
friedlich wahrnehmen wollen, ein Ergebnis, 
das nicht hingenommen werden kann."' 

Zu 2) Aufforderung zur Teilnahme an ver-
botenen Demonstrationen 
Bis 1970 existierte der § 23 Versamm-
lungsgesetz, der die Aufforderung zu ei-
ner verbotenen Versammlung oder De-
monstration mit einer Freiheitsstrafe bis 
zu einem Jahr oder Geldstrafe bedrohte. 
Korrespondierend zur Wiedereinfüh-
rung des alten § 125 StGB fordert die 
CDU/CSU auch die Wiedereinführung 

dieses Paragraphen. SPD und FDP ver-
teidigen die seit 1970 bestehende Rege-
lung, die den Tatbestand der Avfforde-
rung zu einer verbotenen Versammlung 
im Ordnungswidrigkeitengesetz führt 
und in einem solchen Falle nur mit Buß-
geld droht. Die Möglichkeiten im Rah-
men des Ordnungswidrigkeitengesetzes 
mit Bußgeldern vorzugehen „werden jetzt 
zunehmend genutzt, sie werden erfolgreich 
genutzt. Da sollten wir nicht mit dem har-
ten, unflexiblen Instrument eines Strafpar-
graphen dazwischengehen."' 

Die CDU/CSU hält die Bußgeldandro-
hung nicht für wirksam. Ein Demonstra-
tionsverbot könne unterlaufen werden, 
wenn die Veranstalter oder andere den-
noch aufriefen. Die Abschreckung sei zu 
gering. 
Getreu der Rädelsführerthese, diedie An-
stifter stets für schlimmer hält, als die, die 
dem Aufruf folgen, will die CDU/CSU 
eine solche Aufforderung zu einem 
schwerwiegenden strafrechtlichen Delikt 
machen. „Bei dem Tatbestand des § 23 
handelt es sich um ein eigenständiges De-
likt, dessen Unrechtsgehalt größer ist als 
der Unrechtsgehalt der bloßen Teilnahme 
an einer verbotenen Versammlung."' 

Zu 3) Vermummungsverbot 
Der dritte Punkt, der von der CDU/CSU 
vorgeschlagenen Gesetzesveränderun-
gen betrifft das Vermummungsverbot, 
Mit einem neu einzuführenden § 17a Ver-
sammlungsgesetz sollen „passive Bewaff-
nung" und „Maskierung" generell verbo-
ten werden. Der dafür vorgesehene Straf-
rahmen geht bis zu 1 Jahr Freiheitsstrafe 
oder Geldstrafe. 
Die bisherige Regelung, das Vermum-
mungsverbot zur Auflage nach §15 Abs. 1 
Vers. Ges. zu machen, wird von der 
CDU/CSU als unzureichend abgelehnt. 
„Zwar kann bereits nach geltendem 
Recht das Unkenntlichmachen sowie das 
Mitführen von Helmen, Gasmasken, Kör-
perpolstern und ähnlichen Gegenständen 
(sog. passive Bewaffnung) bei einer zu er-
wartenden unmittelbaren Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnungdurch 
Auflage nach § 15 VerG verboten werden. 
Eine derartige Prognose ist in der Praxis 
jedoch mit erheblichen Unsicherheiten und 
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Beweisschwierigkeiten belastet; eine gefe-
stigte Rechtsprechung hat sich noch nicht 
entwickelt. Deshalb wird im verwaltungs-
rechtlichen Verfahren regelmäßig kaum 
nachzuweisen sein, daß eine solche Auflage 
gerechtfertigt ist." 

SPD und FDP stellen demgegenüber her-
aus, daß es mittlerweile gängige Praxis sei, 
derartige Auflagen zu machen. In Bayern 
wurden 1975-80 von 1450 Demonstratio-
nen 330, also nahezu jede vierte, mit der 
Auflage des Vermummungsverbots be-
legt. Nur insgesamt 16mal wurde diese 
Verfügung von den Verwaltungsgerich-
ten nicht bestätigt. Trotzdem meint die 
bayerische Landesregierung, daß „die 
Möglichkeit solche Verbote der Tarnung 
nach dem Versammlungsgesetz nicht aus-
reichen". Trotz angeblich eindeutiger Er-
kenntnisse, „die die Gefährdung von Si-
cherheit und Ordnung erkennen ließen, sei 
es oft nicht möglich, für diesen Umstand 
gerichtlich , verwertbare Beweise zu brin-
gen."' 
In anderen Bundesländern sieht es mit der 
Zahl der Auflagen nicht anders aus. Gint-
zel zitiert eine dein Innenausschuß des 
Bundestags von den Ländern vorgelegte 
Statistik für die Jahre 1979-81: 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Schleswig-Holstein 

300 von Gerich-
ten nicht bestätigt 
— keine 
15 — von Gerich-
ten nicht bestätigt 
— keine 
wenige —von Ge-
richten nicht be-
stätigt —keine 

Baden-Würtemberg keine Angaben 
Bayern 300 — von Gerich-

ten nicht bestätigt 
16 

Berlin keine' 
Bremen 2 von Gerichten 

nicht bestätigt 1 
Hessen generell, zahlen-

mäßig nicht erfaßt 
Hamburg 22 — von Gerich-

ten nicht bestätigt 
— keine 

Niedersachsen 12 —von Gerich-
ten nicht bestätigt 
— wenige 

Nordrhein-Westfalen 704 — von Gerich-
ten nicht bestätigt 
— keine 

Sein Urteil - ..§ 15 Abs. 1 Vers. Ges. ist 
praktikabel"' - ist auch das Urteil der 
alten SPD/FDP-Regierung gewesen. hei 
einem generellen Vermummungsverbot 
sehen FDP und SPD auch praktische 
Schwierigkeiten. 
„Gegen ein generelles gesetzliches Verbot 
spricht auch der Umstand, daß die Polizei 
nach dem Legalitätsprinzip gehalten ist, 
stets einzuschreiten. Nach Auffassung der 
Bundesregierung sollte aber der Polizei ge-
rade die Freiheit erhalten bleiben zu ent-
scheiden, wann, wo und wie sie im Einzelfall 
geeignete Maßnahmen treffen will. Sie soll-
te nicht in unnötige Konfrontation gebracht 
werden. Hinzu kommt, daß dasvorgeschla-
gene generelle Verbot der Maskierung und 
der Vermummung erhebliche Abgren-
zungs- und Definitionsschwierigkeiten mit 
sich brächte. Sollen etwa z.B. der hochge-
schlagene Pulloverkragen oder die ins Ge-
sicht gezogene Kapuze unter das Verbot 
fallen?"2

Dies war auch bisher die Meinung insbe-
sondere der Führung der GdP. Auf ihrerp 
Bundeskongreß am 8.10.1982 in Nürn-
berg hat sich nun offenbar der rechte 
Flügel der Organisation stärker zu Wort 
gemeldet. Auf Druck der Landesverbän-
de Niedersachsen, Baden-Württemberg, 
Bayern und Berlin wurde gefordert, ein 
„präventives" Vermummungsverbot in 
das Versammlungsgesetz mitaufzuneh-
men. Dort solle festgehalten werden, daß 
„Maskierung und Passivbewaffnung auf 
unfriedliches Verhalten schließen lasse". 
Die Polizei solle aber nicht „zu repressi-
vem Handeln gezwungen werden", wie das 
der CDU/CSU-Entwurf mit sich bringen 
würde. Dies wäre der Fall, „wenn (wie von 
CDU und CSU vorgesehen, d Verf) Mas-
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eine Straßenschlacht. Dabei gin-
gen beide Gruppen mit Steinen 
und Holzknüppel aufeinander los. 
Dennoch gab es nach den Beob-
achtungen der Polizei keine nen-
nenswerten Verletzungen bei die-
sen Auseinandersetzungen. Die 
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Ein weitere, 
fall im Kreuzungsbereien der Ma-
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das Fahrzeug nach Berlin lenkte, 
schlief in seiner Zweitwohnung am 
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kierung • und Passivbewaffnung strafbar 
oder ordnungswidrig Wären.' 
Durch den GdP-Beschluß soll die Polizei 
offenbar nur zu präventiven Maßnahmen 
berechtigt sein, zu denen sie aber auch 
schon bei Vermummungsverboten nach 
§ 15 Abs. 1 Vers.Ges. greifen kann (z.B. 
Beschlagnahmen von Helmen, Vorbeu-
gehaft...). 
Die Berliner GdP und der Berliner Innen-
senator unterstützen zusätzlich einen 
Vorschlag des Berliner Polizeipräsiden-
ten Hübner, den dieser als Kompromiß 
zur Aufweichung der festgefahrenen par-
lamentarischen Fronten versteht. 
Dieser Vorschlag setzt ebenfalls an der 
Frage des Vermummungsverbots an. Ge-
ändert und ergänzt soll aber nicht das 
Versammlungsgesetz werden, sondern 
der §125 des StGB. 

In der Ausgangssituation des Landfrie-
densbruchs - „Gewaltätigkeiten" werden 
„mit vereinten Kräften" „aus einer Men-
schenmenge heraus" begangen - werden 
derzeit diejenigen bestraft, denen eine sol-
che Gewalttätigkeit individuell nachzu-
weisen ist. Vor 1970 wurde jeder bestraft, 
der sich nicht aus der Menge entfernte. 
Nach Vorstellungen Hübners soll nun die 
Vermummung ein zusätzliches Krite-
rium sein. Nicht generell, wer sich nicht 
entfernt, soll bestraft werden, sondern 
wer sich nicht entfernt und 
- mit Waffen und ähnlichem, 
- mit Gegenständen, die „zum Schutz vor 
der Anwendung unmittelbaren Zwanges 
durch einen Amtsträger" geeignet sind, 
also Helmen etc. angetroffen wird, oder 
- maskiert ist. 

In einem weiteren Zusatz eines neuen § 
125 b - Gefährliche Zusammenrottung -
soll eine entsprechende Regelung einge-
führt werden, die das treffen soll, was in 
den letzten zwei Jahren in Berlin den 
Namen „dezentrale Aktion" bekommen 
hat. Aktionen also, bei denen „aus unter-
schiedlichen Anlässen... sich das in allen 
Ballungsräumen vorhandene Militanzpot-
ential (zusammenrottet) und.. - meist in 
den ihnen bekannten Quartieren und Kiez-
gegenden - massive Ausschreitungen... be-
geht.' Auch hier soll der bestraft wer-
den, der sich nicht entfernt und bewaffnet 

ft. 

oder „passiv bewaffnet" oder maskiert ist. 
Im ersteren Fall soll der Strafrahmen bis 
zu zwei Jahren, im zweiten bis zu vier 
Jahren Freiheitsstrafeoder Geldstrafe be-
tragen. 
Im Unterschied zur Verankerung des Ver-
mummungsverbots im Versammlungs-
recht, wie es die CDU/CSU vorsieht, soll 
hier kein generelles Verbot der Vermum-
mung erfolgen. 
„Auf die Poenalisierung passiv Bewaffneter 
und Maskierter in einer friedlichen Ver-
sammlung wird verzichtet. Die Exekutive 
ist hier nicht gezwungen, gegen (noch)fried-
liche Versammlungsteilnehmer gewaltsam 
einzuschreiten. Ist aber der Verlauf eines 
Aufzugs unfriedlich, so greift die neue 
Strafbestimmung zielgerichtet den mas-
kierten und passiv bewaffneten Kern der 
immer wieder auftretenden Gewalttä-
ter.' 

Heinrich Lummer 
Inneneenator,Berli4 

Rede vor der Polizeiführungs-
akademie in Hiltrup, 

zit.n.,Die Polizei,9/1982 

S.263 f. 

Politisch wäre es ein wesentlicher Er-
folg, ein bedeutendes Signal, wenn sich die 
demokratischen Kräfteirr unserem Staate 
gemeinsam auf diese Rechtsfortbildung 
festlegen könnten. Dazu dient dieser Vor-
schlag. Im übrigen verspreche ich mir von 
dem Berliner Vorschlag auf mittlere Sicht 
zudem die generalpräventive Wirkung, 
das Gewaltpotential in seiner Entfal-
tungsmöglichkeit erheblich einzuschrän-
ken und auf diese Weise nachdrücklich 
dem derzeit in weiten Teilen der Öffent-
lichkeit — und der Polizei — bestehenden 
und wachsenden Ohnmachtsgefühl ange-
sichts maskierter und passiv bewaffneter 
Gewalttäter entgegenzuwirken und das 
Sicherheitsgefühl wiederzugewinnen. 
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Auch gegeptiber Hübners Vorschlag be-
tont Schmude, daß das geltende Recht 
ausreiche. Die Polizei käme auch hier in 
Abgrenzungsschw ierigkeiten. 
„Schon nach geltendem Recht kann jeder, 
der aktiv an Ausschreitungen mitwirkt, 
auch in Form geistiger Mitwirkung und 
psychischer Unterstützung, bestraft wer-
den. Die vorgeschlagene Neuregelung wür-
de also auch Personen erfassen, die trotz 
des weiten Täterbegriffs vom geltenden 
Recht nicht erfaßt sind oder denen eine 
Beteiligung nicht nachgewiesen werden 
kann, obwohl schon nach geltendem Recht 
bestimmte Formen der aktiven und passi-
ven Bewaffnung und Vermummung als In-
dizien für eine Beteiligung am Landfrie-
densbruch gehen. Führt das nicht im Ergeb-
nis dazu, daß durch die vorgeschlagenen 
neuen Tatbestandsmerkmale - man sollte 
sie wohl eher als objektive Beweiserleichte-
rungen bezeichnen - letzten Endes doch die 
bloße Anwesenheit bei einer Demonstra-
tion schon die Strafbarkeit begründet?"' 

Zu 4) Sachbeschädigung 
Als Gesetzesvorschlag des Bundesrats 
eingebracht und bereits in erster Lesung 
behandelt, ist ein CDU/CSU-Entwurf 
zur Neufassung des § 303 StGB - Sachbe-
schädigung: 
Durch Anderung des § 303 Abs. 3 StGBsoll 
eine Strafverfolgung ohne Antrag ermög-
licht werden, wenn die Strafverfolgungsbe-
hörde wegen des besonderen öffentlichen 
Interesses an der Strafverfolgung ein Ein-
schreiten von Amts wegen für geboten hält."' 

Begründet wird dies damit, daß die Ge-
schädigten angeblich oft aufgrund be-
fürchteter Vergeltungsmalinahmen nicht 
dazu bereit wären, Strafantrag zu stellen. 
Die Strafvorschriften des § 125 StGB er-
faßten besonders solche Taten nicht, „die 
nicht im räumlichen-zeitlichen Zusammen-
hang mit der Zusammenrottung einer Men-
schenmenge stehen. "18
Bisher durften nur „gemeinschädliche 
Sachbeschädigungen" (Aufreißen des 
Straßenpflasters etc.) von Amts wegen 
verfolgt werden. Wenn, wie es in der Be-
gründung wörtlich heißt, die „Gewalttä-
ter in den Tatbestand der einfachen Sachbe-
schädigung ausweichen",' war für die 
Staatsanwälte keine eigenständige Er-

mittlung mehr möglich. Um dieser gro-
ben List zuvorzukommen, soll jetzt dem 
Geschädigten die Entscheidung, Strafan-
trag zu stellen oder nicht, abgenommen 
werden können. Der Bundesrat bzw. sei-
ne CDU/CSU-Mehrheit greift damit laut 
Begründung eine entsprechende Forde-
rung der GdP vom April 1981 auf. Der 
Entwurf wurde wegen des Zusammen-
bruchs der sozial-liberalen Koalition 
zwar in erster Lesung diskutiert, aber in 
der Öffentlichkeit kaum wahrgenom-
men. 

Zusammenfassung 
Sämtliche Vorlagen, die hier besprochen 
wurden, stärken eindeutig die Möglich-
keiten von Polizei und Staatsanwalt-
schaft, gegen Angeklagte vorzugehen. 
War es das Bestreben der Reform von 
1970, nur noch wirklich Schuldige verur-
teilt zu sehen, und genau deshalb den 
Gerichten ein stärkeres Gewicht zu ge-
ben, so wurde das Gewicht durch die 
neueren Vorlagen wieder mehr auf die 
Seite von Polizei und Staatsanwaltschaft 
zurückverlagert. Auch was Auflagen ge-
gen Demonstrationen anbelangt, ist es 
der prüfende Richter, der den Befürwor-
tern einer Verschärfung des Demonstra-
tionsrechts nicht in den Kram paßt. Tat-
sächlich sind die Richter bisher nur sehr 
zurückhaltend mit polizeilichen Verfü-
gungen umgegangen. In den Augen der 
CDU/CSU ist das aber immer noch zu-
viel Kontrolle. 
Die Gegner dieser Veränderungen in den 
Parlamenten haben einen immer schwä-
cheren Stand. Statt klar und deutlich mit 
dem unverkürzten Recht auf Demonstra-
tionsfreiheit zu argumentieren, statt her-
vorzuheben, daß durch mehr staatliche 
Gewalt nicht weniger Protest entsteht 
und daß dieser dadurch nicht friedlicher 
wird, operieren SPD und FDP mit Prakti-
kabilitätserwägungen. Ihr Hauptargu-
ment ist, daß der bestehende rechtliche 
Rahmen schon genug Raum für polizeili-
che Auflagen bietet, daß die Vorschläge, 
zum alten § 125 StGB zurückzukehren, 
vergleichbare Beweisnöte erbringen wür-
den. 

• Was bleibt, ist nicht ein offensives Vertre-
ten der Grundrechte, sondern ein klägli-
ches Festhalten an schon bisher nicht 
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grundrechtsgemäßen Praktiken, um 
Schlimmeres für die Zukunft zu verhin-
dern. Solange aber die politischen Proble-
me in polizeilich-strafrechtlicher statt in 
politischer Form aufgegriffen werden, 
wird diese Position schwach bleiben. Es 
ist deshalb fraglich, ob der neue FDP 
Justizminister Engelhard sein Ver-

sprechen, das Demonstrationsrecht nicht 
zu ändern, angesichts seines mächtigen 
Koalitionspartners wird aufrecht erhal-
ten können. 

Anmerkungen 

') Dr. Miltner (CDU/CSU), Bundestag, 
Sten. Ber. 9/91, S. 5458 
2) so der CDU/CSU-Abgeordnete Bohl, 
Bundestag, Sten. Ber. 9/59, S. 3387 
') Aus der Begründung des Gesetzentwurfes 
des Bundesrates in Drucksache 9/1258 (na-
hezu identisch mit der Begründungund dem 
Gesetzentwurf in Drucksache 9/628), S. 4 
°) Siehe Bundesratsentwurf (Drs 9/628) 
bzw. Gesetzentwurf der CDU-CSU-Frak-
tion (Drs 9/1258), jeweils S. 3 
5)(Ex)Bundesinnenminister Baum, Bundes-
tag, Sten. Ber. 9/59 3395 
6) Aus der „Stellungnahmeder Bundesregie-
rung" zum Bundesratsentwurf, in Bundes-
tag, Drs. 9/1258, S. 9 
') Bundesjustizminister Schmude, Bundes-
tag, Sten. Ber. 9/91, S. 5467 
8) Aus der Begründung zum Bundesratsent-
wurf, Bundestag, Drs. 9/1258, S. 5 
9) Bayerische Polizei, Heft 1/1982, S. 18 
10) Kurt Gintzel, Vermeintliche bzw. tatäch-
liche Regelungslücken im Versammlungs-
recht und im Strafrechtals Ursachepolizeili-
cher Einsatzprobleme; in: Die Polizei, Heft 
10/1982, S. 299 
") ebd. 
' 2) Aus der Stellungnahmeder Bundesregie-
rung, Bundestag Drs. 9/1258, S. 8 
13) Siehe Frankfurter Rundschau vom 
9.10.1982 
'') Hübner, Klaus in Frankfurter Rund-
schau vom 1.4.1982 
15) ebd. 
16) Schmude, Bundestag, Sten. Ber. 9/91, S. 
5467 
12) Gesetzentwurf des Bundesrats, Entwurf 
eines Strafrechtänderungsgesetz - § 303 
StGB, Bundestag, Drs. 9/1937, 27.8.1982, 
S. 1 - B. Lösung 
18) Aus der Begründung, Bundestag, Drs. 
9/1937, S. 4 
'9) ebd. 

Sicherstellung von 
Spruchbändern - Ein Urteil 
1975 wurde vor der chilenischen Bot-
schaft in Bonn - Bad Godesberg eine 
zuvor angemeldete Kundgebung in Form 
einer Mahnwache durchgeführt und da-
bei ein Spruchband mit der Aufschrift 
„Italien, Schweden, England, Niederlan-
de - Kein Geld für eine Mörderbande. 
Warum zahlt die BRD?" gezeigt. Da sich 
der chilenische Botschafter durch das 
Wort „Mörderbande" beleidigt fühlte, 
forderten Polizeibeamte die Demon-
stranten mehrmals auf, das Spruchband 
zu entfernen; diese setzten daraufhin das 
Wort „Mörderbande" in Anführungsstri-
che und fügten hinzu „(Zitat des Bundes-
ministers Matthöfer)". Daraufhin wurde 
das Spruchband polizeilich sichergestellt, 
ebenso ein weiteres mit demselben Text. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit 
Urteil vom 8.9.81, ebenso wie die beiden 
Vorinstanzen, diese Sicherstellung gebil-
ligt. Das Gericht tat damit das.Interesse 
der Bundesrepublik am „friedlichen Ver-
hältnis" zu einem faschistischen Regime 
für wesentlicher gehalten, als das Recht 
einer Minderheit friedlicher Demon-
stranten, unbeeinträchtigt von der Polizei 
die Öffentlichkeit auf den mörderischen 
Charakter dieses Regimes hinzuweisen, 
also ihre Meinung frei zu äußern. Das 
Urteil ist in seiner Argumentation so ein-
deutig vom politisch gewünschten Ergeb-
nis bestimmt, daß sich eine juristische 
Auseinandersetzung mit den richterli-
chen Erwägungen im einzelnen erübsigt. 
Es genügt festzustellen, daß das Ergebnis 
rechtlich gesehen in mehrtacher Hinsicht 
nicht zwingend ist, also anders hätte geur-
teilt werden können. 

Nach dem Versammlungsgesetz kann die 
zuständige Behörde eine Versammlung 
agflösen, wenn die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung bei Durchführung der Ver-
sammlung unmittelbar gefährdet ist. Das 
Bundesverwaltungsgericht meint, sie 
könne auch stattdessen ihre Befugnisse 
nach dem Landespolizeirecht ausüben, 
wenn dies ein milderes Mittel zur Gefah-
renabwehr sei. Die Gefahr, die hier durch 
Sicherstellung der Spruchbänder habe 
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abgewehrt werden sollen, liege in der Ver-
letzung des § 103 Strafgesetzbuch, näm-
lich der Beleidigung eines ausländischen 
Staatsoberhaupts oder Botschafters. Der 
Ausdruck „Mörderbande" sei eine solche 
Beleidigung, wobei sich die Demonstran-
ten die angebliche Äußerung Matthöfers 
und ihre Wertung zu eigen gemacht hät-
ten. Auf die weiteren Voraussetzungen 
für eine Bestrafung der Demonstranten 
(die nicht vorlagen) komme es hier nicht 
an. 

Anschließend stellt das Gericht fest, das 
Zeigen der Spruchbänder sei nicht durch 
das Grundrecht der freien Meinungsäu-
ßerung gedeckt. Es referiert die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsge-
richts, wonach das Recht auf Meinungs-
äußerung zurücktreten muß. wenn schutz-
würdige Interessen eines anderen von 
höherem Rang durch die Betätigung der 
Meinungsfreiheit verletzt würden. Hier 
muß im Einzelfall durch Abwägung der 
jeweiligen Rechtsgüter entschieden wer-
den. Unter Heranziehung von § I 93 Straf-
gesetzbuch führt das Gericht dann aus, 
daß „die Unverletzlichkeit der Würde der 
- durch ihr Staatsoberhaupt und den Lei-
ter ihrer diplomatischen Vertretung re-
präsentierten -am internationalen völker-
rechtlichen Verkehr beteiligten Staates 
nicht zuletzt auch im Interesse des Emp-
fangsstaats die notwendige unverzichtba-
re institutionelle Mindestvoraussetzung 
für das friedliche Zusammenleben der 
Staaten" sei. Dieser Mindestvorausset-
zung komme ,,besondere Bedeutung für 
das friedliche Verhältnis gerade zwischen 
Staaten zu, deren Ordnungssystem und Ge-
sellschaftsordnungen sich grundsätzlich 
voneinander unterscheiden. Es ist deshalb 
auch für den Anwendungsbereich des § 103 
StGB nicht zu beanstanden, sondern sach-
gerecht, daß das Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung mit Rücksicht auf die 
Unverletzlichkeit der Würdefremder Staa-
ten durch § 193 StGB dahin eingeschränkt 
ist, daß Außerungen zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen jedenfalls insofern 
strafbar - und damit gegebenenfalls Störun-
gen der öffentlichen Sicherheit im Sinne 
des Versammlungsgesetzes - sind, als das 
Vorhandensein einer Beleidigung aus der 
Form der Äußerung oder aus den Umstän-

den, unter welchen sie geschah, hervor-
geht." 

„Erwägungen darüber, daß Meinungsäu-
ßerungen, um wirksam zu sein, auch stär-
kere Formulierungen forderten, oder Envä-
gungen über das sog. 'Recht des Gegen-
schlages' können ... von Bedeutung sein, 
soweit (auch) eine inhaltliche Beschrän-
kung der Meinungsfreiheit in Rede steht. 

Dagegen sind derartige Erwägungen nicht 
geeignet, jedwede Verletzung der Ehre des 
politischen Gegners von Verfassungswegen 
zu rechtfertigen. Es gibt kein grundgesetz-
lich verbürgtes Recht, Formulierungen als 
solche, deren ehrverletzender Charakter... 
feststeh , weiterhin verwenden zu können, 
weil (kt Gegner sich einer ähnlichen Spra-
che bedient oder weil im Rahmen der Aus-
einandersetzung die 'Reizschwelle' gestie-
gen ist. Deshalb ist insbesondere das Behar-
ren auf der Schärfe der verwendeten Aus-
drücke, vollends deren Steigerung ... nicht 
Teil jener in Freiheit geführten geistigen 
Auseinandersetzung, die das Grundgesetz 
garantiert...". „Auch die Tatsache, daß die 
sichergestellten Spruchbänder im Rahmen 
einer Demonstration gezeigt worden sind, 
bei der eine Tendenz zu polemischer und 
überspitzter Meinungsäußerung zugunsten 
der Demonstranten zu berücksichtigen sein 
mag, läßt es nicht zu, schwerwiegende An-
griffe auf die Ehre politischer Gegner... im 
Hinblick auf die stimulierende Wirkung 
der Demonstranten hinzunehmen." 

Schließlich sei die Sicherstellung auch 
nicht unverhältnismäßig gewesen, denn 
die Demonstranten seien hierdurch nicht 
gehindert worden, die Mahnwache und 
ihre Meinungskundgabe „unter Vermei-
dung von würdeverletzenden und ehrverlet-
zenden Formulierungen" durchzuführen. 
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Ausrüstung der Polizei mit 
CS-Gas 
Eine Übersicht 

„Es müssen Kenner des CS sein, die 
bundesweit eine regelrechte Angst-
kampagne gegen seine Anwendung 
entfacht haben."* 

Die Diskussion um die Ausrüstung der 
bundesdeutschen Polizeien • mit neuen 
Waffen, insbesondere CS und Gummige-
schossen, ist seit der Demonstration in 
Brokdorf im Februar 1981 verstärkt ge-
führt worden. Im folgenden wollen wir 
eine Übersicht über den Stand der Ausrü-
stung mit CS bei den Länderpolizeien 
sowie die jeweiligen Positionen von Par-

Aus dem Kommentar des Bundes Deut-
scher Kriminalbeamter (Der Krimina-
list, Heft 10/1982) zur Blockadeaktion 
vor dem amerikanischen Munitionslager 
in Engstingen, Kreis Reutlingen: 

Für die kleine Polizeidienststelle in Reutlin-
gen, die zwar von benachbarten Dienst-
stellen unterstützt wurde, bedeutete der 
Einsatz bei der „Friedensdemonstration" 
alles andere als Frieden. Termine der Kol-
legen mußten verschoben oder abgesagt 
werden, polizeiliche Arbeit wurde behin-
dert. Es ist kein Blut geflossen, jeder der 
beteiligten Polizisten ist froh, daß alles 
vorbei ist. 

Hier soll nicht darüber geurteilt werden, 
wer der bessere Garant für den Frieden ist. 
Es muß aber die Frage gestellt werden, ob 
ein Staat noch handlungsfähig ist, der sich 
so verhält. 

Wenn der Gesamtverlauf auch ohne Ge-
walttätigkeiten verlief, konnten viele einge-
setzte Polizeibeamte nur schwerlich ruhig 
gehalten werden. Mußten sie doch mehr-
mals täglich 15-30 sitzstreikende Demon-
stranten von der Fahrbahn vor dem Sta-
cheldrahtzaun des Munitionslagers weg-
tragen, damit die Soldaten ein- und ausfah-
ren und Verpflegungsfahrzeuge passieren 
konnten. 

teien und Polizeigewerkschaften bzw. 
Standesorganisationen geben. Diese ent-
sprechenden Positionen werden ausführ-
lich zitiert. 

1.Beschlüsse der IMK 
Die Debatte um die Einführung des CS-
und Gummigeschossen war von den In-
nenministern Bayerns und Niedersach-
sens nach der Demonstration in Brok-
dorf im Februar 1981 ausgelöst worden. 
Zum erstenmal befaßte sich die IMK in 
ihrer Sitzung am 12.März 1981 mit dieser 
Frage, wobei schon hier deutlich wurde, 
daß die Haltung der Innenminister und 
-senatoren in dieser Frage uneinheitlich 
ist. 
Die IMK beschloß deshalb, am 6.Mai 

Die SPD im Kreis Reutlingen kann grund-
sätzlich nichts Negatives daran finden, daß 
sich Bürger in friedlicher Form gegen die 
Stationierung von amerikanischen Rake-
ten in Engstingen wenden, erklärte der 
SPD-Kreisvorsitzende Hans-Joachim 
Mann. Der Kreisverband der Grünen unter-
stützte die Blockadeaktion mit einer Spen-
de von 1.000 DM. F.D.P.-Sprecher Dr. 
Weng war froh über die gelassene und 
besonnene Haltung und die Umsicht der 
Soldaten. Der Vorstand der Reutlinger 
CDU besuchte ebenfalls die Kaserne, 
spracn mit den Soldaten und diskutierte mit 
den Demonstranten. Die CDU stehe voll 
hinter den Soldaten und deren Auftrag und 
solidansiere sich mit ihnen. 

Der nichts und trotzdem vielsagende Quer• 
schnitt aus den Meinungen der Parteien 
wurde von uns registriert. Wir glauben, 
mehr erwarten zu dürfen. In 'einer Zeit, in 
der auch im Bereich der inneren Sicherheit 
gespart wird, können wir uns derart perso-
nalaufwendige Katz- und Mausspiele nicht 
leisten. Jeder Kollege von der Schutz- und 
Kriminalpolizei, der für die Spielchen bei 
der Blockade eingesetzt war, wurde der 
Kriminalitätsbekämotung entzogen. Das 
war ein großer Schritt weg vom inneren 
Frieden für unsere Bürger. Wir fordern die 

Parteien auf, nicht nur stolz auf die Freiheit 
des Demonstrationsrechts zu sein, son-
dern auch die Folgen in ihr Kalkül miteinzu-
beziehen. 
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1981 eine Sondersitzung abzuhalten, um 
den Gesamtkomplex "gewalttätiger De-
monstrationen" ganztägig zu erörtern. 
„Die vom Bayerischen Innenminister vor-
geschlagene Ergänzung der polizeilichen 
Bewaffnung um 'Distanzwaffen' (Gummi-
geschosse) wird zwar ebenfalls erörtert 
werden, mit Sicherheit jeoch nicht konsens-
fähig sein.", 
Tatsächlich konnte keine über die allge-
meine Bekundung "Die polizeilichen Ein-
satzmittel unterhalb der Schußwaffe müs-
sen ergänzt werden"' hinausgehende Eini-
gung erzielt werden. 
Die Diskussion über Gummigeschosse 
wurde "einvernehmlich zurückgestellt". 
Mit dieser Entscheidung verengte sich die 
Diskussion, auch in der Öffentlichkeit, 
um die Frage der Einführung von CS-
Gas. Der Arbeitskreis II — öffentliche 
Sicherheit — der IMK bzw. dessen techni-
sche Kommission wurde beauftragt, „bis 
Ende des Jahres einen umfassenden Bericht 
vorzulegen, der sowohl die technischen Er-
kenntnisse als auch Fragen der Zweckmä-
ßigkeit und Verhältnismäßigkeit des Ein-
satzes umfaßt".3
Die technische Kommission legte dem 
AK II einen Bericht vor, in dem es hieß: 
„I. Die Verwendung wird in den bei den 
Polizeien des Bundes und der Länder einge-
setzten Reizstoff- Wurfkörpern empfohlen. 
2. Die Erkenntnisse über die Wirkung bei 
Verwendung im Wasserwerfer lassen eine 
allgemeine Einführungsempfehlung noch 
nicht zu. Dazu bedarf es weiterer Proban-
denversuche sowie begrenzter Versuche im 
Einsatz. 
3. Das tragbare Reizstoff-Großgerät mit 
einer Reizstoff-Zumischung von 600 mg 
CS/L ist einfühningsreif. 
4. Vor der allgemeinen Einführung des 
Reizstoff-Sprühgerätes 1 und II mit CS 
müssen die Geräte hinsichtlich der Strahl-
(Aerosol)Ausbildung und Reichweite ver-
bessert werden. Durch Verwendung im Ein-
satz sind die vorhandenen Erkenntnisse 
über die Wirksamkeit zu vertiefen. "4

In der Sitzung vom 2.Oktober nahm die 
IMK diesen Bericht zur Kenntnis, die 
CDU/CSU regierten Länder stimmten 
positiv. „Die Länder Bremen, Hamburg, 
Hessen und Nordrhein-Westfalen waren 
dazu nicht bereit. "5

„Die Intiennutusierk uineren; hat die damit 
zusammenhängenden Fragen diskutiert 
und ist dabei zu unterschiedlichen Bewer-
tungen gekommen"," hieß deshalb der la-
pidare Beschluß der IMK. Dadurch wur-
de gleichzeitig der Weg zu unabhängigen 
Entscheidungen der jeweiligen Länder ge-
öffnet. 
Auf der Sitzung der IMK vom 29.April 
1982 wurde genau dies bestätigt. Zwar 
wurde der AK II erneut beauftragt, zu 
„prüfen, ob ein Entwicklungsauftrag fair 
eine noch geeignetere polizeiliche Dienst-
waffen als die bisher verfügbaren Einsatz-
mittel vergeben werden soll. "7. 
In der eigentlichen Frage der Einführung 
von CS beschloß die IMK, „daß es Sache 
jedes einzelnen Bundeslandes ist, darüber 
zu entscheiden, ob CS eingeführt wird oder 
nicht."' 

2. Länder 
Bis Juni 1982 hatten 5 Länder CS bei 
ihren Polizeien eingeführt: Baden-Würt-
temberg, Bayern, Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein und zuletztauch Niedersach-
sen. In bezug auf das Saarland zitierte der 
POLIZEISPIEGEL: „(Innenminister) 
Wickelmayr ließ ... erkennen, daß er der 
Ausrüstung der saarländischen Polizei mit 
CS-Reizstoff positiv gegenübersteht. Ent-
scheidend sei dabei die Tatsache, daß die 
technische Kommission gegenüber der In-
nenministerkonferenz CS als geeignetes 
Distanzmittel empfahl. Hinsichtlich der 
Gummi-Schrotgeschosse will Wickelmayr 
einen entsprechenden Schlußbericht ab-
warten."' 
In Hessen wurde CS bisher ebenfalls noch 
nicht eingeführt. 
„Als Begründung nannte ... Hessens Innen-
minister Gries noch nicht abgeschlossene 
Eignungsuntersuchungen von CS, bei-
spielsweise für das Reizstoffsprühgerät 
RSG sowie politisch-taktische Überlegun-
gen; nachdem es an der Startbahn-West zur 
Zeit relativ ruhig sei, wolle er nicht mit 
einer Einführung von CS potentiellen Tä-
tern einen Vorwand für neue Krawalle lie-
fern."' 
In früheren Äußerungen hatte sich der 
Minister bereits positiv gegenüber CS ge-
äußert. 
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„Nach dem gegenwärtigen Erkenntnis-
stanti könne eine Gesundheitsgefährdung 
bei den von der Polizei vorgesehenen Ein-
satzverfahren weitgehend ausgeschlossen 
werden. Zu dem gleichen Ergebnis komme 
auch ein Gutachten der Frauenhofer-Ge-
sellschaft, die nach dem Waffengesetz für 
die Beurteilung solcher Stoffe zuständig 
sei. Gries wies darauf hin, daß ihn gerade 
die polizeilichen Berufsvertretungen aufge-
fordert hätten, CS als distanzschaffendes 
Einsatzmittel für die Polizei einzufüh-
ren."" 

Skeptischer äußerte sich Bremens Innen-
senator Fröhlich. Er „verwies auf die Zu-
ständigkeit seines Parlaments im Hinblick 
auf die Einführung von CS, nannte aber 
auch noch nicht ganz ausgeräumte Beden-
ken, beispielsweise bei der Verwendung von 
CS in engen Häuserschluchten: 'Für mich 
bleiben wegen möglicher Auswirkungen 
auf Unbeteiligte noch Fragen offen'."12
Aus Hamburg hegt uns, wohl auch auf-
grund des unklaren Regierungsverhält-
nisses, keine Stellungnahme zum Thema 
vor. 

Geheimniskrämerei nach CS-Gas-Besprühung 
Es handelte sich um Nachwuchspoli-

zisten, deren Ausbildung noch nicht 
beendet war. Wie das Ministerium in-
zwischen immer wieder versicherte; 
hatten sie sich freiwillig gemeldet. 
Ihnen war gesagt worden, die von 
einer Schweizer Firma bezogene Che-
mikalie sei garantiert ungefährlich. 
Einige versteckten allerdings Ihren 

Kopf doch lieber in einer Plastiktüte. 
Offenbar war ihnen das Gas, dessen 
Einführung als „Distanzwaffe" Möck-
linghoff drei Wochen vorher angeord-
net hatte, doch nicht ganz geheuer. Die 
Wirkung auf die einzelnen Beamten 
war denn auch unterschiedlich, insge-
samt aber sehr eindrucksvoll für die 
Abgeordneten: Minutenlang hatten die 
„Versuchskaninchen" keine Gewalt 
über sich, krümmten sich, taumelten, 
stürzten zu Boden. 

Der 19jährige Michael R. galt als 
kerngesund, war Nichtraucher und 
Antialkoholiker. Doch einen ‚Tag nach 
der Gas-„Vorführung" starb er. Sein 
Herz wies bei der Obduktion keinen 
Schaden auf. Trotzdem bescheinigte 
die Staatsanwaltschaft dem Ordnungs-
amt der Stadt Hannover schlicht 
„Herzversagen" als Todesursache. So 
wurde es auch der Familie mitgeteilt. 
Erst Monate später lasen sie in der 

Zeitung, daß ihr Michael zu den Teil-
nehmern der CS-Vorführung gehört 
hatte. Nun begannen sie, sich Gedan-
ken zu machen — auch darüber, daß 
sich seine Kameraden bei Nachfragen 
merkwürdig vet.schleisen gezeigt hat. 
ten. 

Als kürzlich ein Kamerateam die 
Pelizeischule besuchte, um diejenigen 
zu' interviewen, die an Michael R.s 
letzten beiden Lebenstagen mit ihm 
zusammen gewesen waren, lautete die 
abweisende Auskunft der Vorgesetzten 
zunächst, alle Beamten seien inzwi-
schen außerhalb von Hannover einge-
setzt. Nach einem Telefonat mit dem 
Ministerium waren die Beamten dann 
doch zur Stelle. Möcklinghoff hatte 
den Journalisten nämlich zuvor versi-
chert, sie könnten selbstverständlich 
mit den Beteiligten sprechen. Vor der 
Kamera berichteten die Polizisten 
dann auch von dem freien Tag, den sie 
bekommen hätten. 

In einer Fragestunde des Landtags 
zeigte sich Möcklinghoff kürzlich, wie 
berichtet, davon überzeugt, daß der 
Tod des jungen Beamten nicht auf CS 
zurückzuführen sei. 

Eckart Spoo in: Frankfrter 
Rundschau vor 13.1:7.19e:1 
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Nordrhein-Westfalen ist gegenwärtig das 
einzige Land, das sich ohne Wenn und 
Aber gegen CS ausspricht. 
„Bei der nordirein-westfälischen Polizei: 
Kein Bedürfnis für CS. Nordrhein-Westfa-
len wird Gummigeschosse, gleich welcher 
Art (Gummiwucht-, Gummischrotge-
schosse) keineswegs einführen, weil sie als 
polizeitypisches Einsatzmittel nicht geeig-
net sind.. Dem Mißbrauch des Demonstra-
tionsrechts durch eine relativ geringe An-
zahl gewalttätiger Störer kann nach rechts-
staatlichen Gesichtspunkten nicht durch 
schärfere Gesetze oder schärfere Einsatz-
mittel für die Polizei begegnet werden. Viel-
mehr kommt es vor allem darauf an, eine 
Eskalation der Auseinandersetzungen zwi-
schen Polizei und Demonstranten zu ver-
hindern. 
Besonders wichtig ist es, nach den Ursachen 
der Gewalt zufragen und in diesem Zusam-
menhang nach Lösungsmöglichkeiten zu 
suchen, um Konfrontation und Gewaltan-
wendung abzubauen, statt die Auseinander 
setzungen noch zu verschälfen." 
In der Frage, ob CS ein „geeignetes, poli-
zeitypisches Einsatzmittel sein" könne, 
„spricht sich (NRW) aber z.Z vor allem 
deshalb gegen den Einsatz von CS aus, weil 
die Untersuchungen über den Einsatz und 
die Wirkungsweise von CS noch nicht abge-
schlossen sind... 
Daneben ist festzustellen: 
a) CS ist keine polizeitypische Waffe, da es 
unkontrolliert den potentiellen Störer mehr 
als notwendig beeinträchtigen kann. Dieses 
Bedenken ließe sich nur dann zurückstel-
len, wenn CS den Polizeibeamten besseren 
Schutz als vorhandene Mittel geben würde. 
Das muß jedoch bezweifelt werden. 
b) Potentielle Störer können sich leicht 
gegen CS schützen. Eventuell vorhandene 
Vorteile werden dadurch aufgehoben. 
c) Zumindest in Nordrhein-Westfalen be-
steht kein Bedürfnis für den Einsatz von 
CS. Selbst Wasserwerfereinsätze unter 
Beimengung von CN sind bisher in Nord-
rhein-Westfalen kaum vorgekommen. An-
gesichts der noch offenen tragen zu CS 
sieht Nordrhein-Westfalen erst recht kei-
nerlei Bedürfnis, CS einzusetzen."" 

Die Haltung des Berliner Senats geht aus 
der Antwort des Senats auf eine große 
Anfrage der Fraktion der AL „über ge-

plante Einführung neuer Distanzwaffen 
bei der Berliner Polizei" hervor.' 
Wie überall in der BRD findet CN auch in 
Westberlin sowohl in Form von WMser-
werferbeimischung als auch als Tränen-
gaswurfkörper Verwendung. 
Chemical Mace, bisher in Berlin nicht 
erlaubt, soll jetzt eingeführt werden: „Der 
Senat beabsichtigt, Reizstoffsprühgeräte 
mit dem Reizstoff CN allen Polizeibeamten 
zur Verfügung zu stellen, die im Rahmen 
des normalen Streifendienstes eingesetzt 
werden. Dies umfaßt auch die Beamten der 
Geschlossenen Einheiten, diediesen Dienst 
verrichten." 
CS wird im Kontext und „unter Berück-
sichtigung des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit und Anwendung des mildesten 
Mittels, den Schußwaffengebrauch durch 
Polizeibeamte auf ein unumgängliches 
Mindestmaß zu beschränken" ebenfalls 
erörtert. 
„Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist nicht 
beabsichtigt, Reizstoffsprühgeräte mit 
dem Reizstoff CS bei der Berliner Polizei 
einzuführen. Die Einführung des Reizstof-
fes CS wird zur Zeit nur im Hinblick auf 
eine Zumischung im Wasserwerfer und in 
Reizstoffwurlkörpern geprüft." 

3. Polizeiinterne Debatte zu CS 
Am Beispiel von Berlin zeigt sich auch, 
daß die polizeiinterne Haltung zu CS gar 
nicht so einheitlich ist: „CS-Gas ist kein 
probates Mittel, wenn es darum geht, ge-
walttätige Demonstranten auf Distanz zu 
halten. Diese Ansicht vertreten mehrere 
Leiter von Einsatzbereitschaften der Poli-
zei, die mit ihren Einheiten bei Unruhen der 
jüngsten Zeit im Bereich des Nollendorf 
platzes eingesetzt worden waren. 'Wir lei-
den schon jetzt unter dem Gas', berichtete 
ein Beamter. Er fügte hinzu, wenn das Gas 
durch den Wind auf die Einsatzkräfte zu-
rückgetrieben werde, dann 'werden wir sel-
ber kampfunfähig'. Die Kritiker der Trä-
nengaseinsätze in den Reihen der Bereit-
schaftsführer verwiesen darauf daß nach 
ihrer Erfahrung auch eine Gasmaske nicht 
vor unerwünschten Folgen schütze. Wenn 
man 100 Meter mit dem Gerät laufe, sei 
man 'erschöpft'. Auch entstehe eine Panik, 
wenn die Beamten unter der Maske nicht 
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mehr genug Luji bekämen. Außerdem rei-
che der Luftfilter nur . .flir eine Stunde. So 
hätten seine Beamten letztlich die gleiche 
Angst vor dem Tränengas, wie die Demon-
stranten, sagte ein Bereitschaftsführer. "15
Ebenfalls erhebliche Bedenken gegen den 
Einsatz von CS hat der Berliner Polizei-
präsident Hübner: 
„Alles, was Distanz zwischen dem Ord-
nungshüter und dem Bürger schafft, geht in 
die falsche Richtung. Wer anfängt zu den-
ken, wie ich mir unbequeme Leute auf 
Distanz halte, der distanziert sich vom Bür-
ger und damit von der Gesellschaft. Und 
deswegen halte ich solche Gedankengänge 
für überaus gefährlich. Wenn es stimmt, 
daß CS-Gas zu Erstickungsanfällen, Brech-
reiz u.ä. führt, dann muß ich mich in einer 
(iroJistadt fragen, ob man Unbeteiligte da-
bei außen vor lassen kann. Ich will auf 
keinen Fall der sein, der sowas erprobt. 
Auch die Erfahrungen mit Hartgummige-
schossen im Ausland ermutigen mich nicht, 
diese einzusetzen. "16 

Derlei Einwände hindern die Gewerk-
schaften und Standesorganisationen der 
Polizei nicht, sich, wenn auch mit unter-
schiedlichen Begründungen, vehement 
für die Einführung und den Einsatz von 
CS einzusetzen. 
„Der GdP-Vorstandfaßte zum Thema CS-
Reizstoff und polizeiliche Einsatzmittel den 
nachstehenden Beschluß: 

I. Die öffentliche Diskussion um die Einfiih-
rung des Reizmittels CS droht das grundle-
gende Verlangen der Gewerkschaft der Po-
lizei nach wissenschaftlicher Erforschung 
polizeitypischer Einsatzmittel unzulässig 
aufdieses eine Mittel zu begrenzen. Die von 
der GdP seit über 17 Jahren erhobene For-
derung nach polizeitypischen Waffen stellt 
für das gesamte Anwendungsspektrum den 
Anspruch, einerseits einen besseren Schutz 
der Polizeibeamten zu gewährleisten, ande-
rerseits den Betroffenen weniger in An-
spruch zu nehmen. Grundlegender Gedan-
ke dieser Forderung ist der grundgesetzlich 
verankerte Anspruch, dem Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatz und dem übermaßver-
bot besser als mit der herkömmlichen Aus-
stattung zu entsprechen. 

1. Die Anwendung von CS im von der 
Technüchen Kommission und dem AK II 
bisher nur für die Verwendung im Wasser-
werfer und beim Reizstoffwurjkörper emp-
fohlen worden. Die Untersuchungen und 
Erprobungen für die Verwendung im Reiz-
stoffsprühgerät und anderen Einsatzmit-
teln sind noch im Gange. Mit einem Ergeb-
nis ist nicht vor Ende 1982 zu rechnen. Die 
GdP hat stets die Forderung nach polizeity-
pischen Einsatzmitteln erhoben. Daher hat 
sie wie beim RSG und jetzt bei CS solche 
Mittel als die zur Zeit bekannten bestmögli-
chen Einsatzmittel bezeichnet. Die Emp-
fehlung der TK ist als "ein Schritt in die 
richtige Richtung" zu sehen. 
3. Die politische Verantwortung der Innen-
minister muß jederzeit in der Öffentlichkeit 
und auch innerhalb der Polizei deutlich 
bleiben."17

Die GdP versucht also, ihre traditionell 
antimilitärische Position beizubehalten. 
Sie unterstützt die Einführung von CS mit 
der Hoffnung, daß hiermit die "polizeity-
pische Waffe" gefunden sei, also die Waf-
fe, die jenseits militärischer Vernichtungs-
logik auf eine Kampfunfähigkeit des Stö-
rers als polizeilichem Ziel hinwirkt. 

Die Polizeigewerkschaft im Deutschen 
Beamtenbund (PDB) unterstützt CS aus 
anderen Gründen. Sie kritisiert die GdP, 
daß sie nicht genügend die Interessen der 
Polizeibeamten wahre, nicht klar genug 
für Distanzwaffen einstehe. Die PDB ist 
demgegenüber auch für Gummigeschos-
se, wie sie in früheren Zeiten auch nichts 
gegen militärische Waffen in Polizeihand 
einzuwenden hatte. In dieser Hinsicht ist 
sie sicherlich konsequenter als die GdP.

* Polizeispiegel 10/82 5.2I9 
' Hessische Polizeirundschau (hpr), Heft 
4/1981, S.3 
2 Die STREIFE, Heft 6/1981, S,4 f. 
ebd. 
hpr, Heft 11/1981, S.21 
ebd. 

6 Die STREIFE, Heft 11/1981, S.5 
' DEUTSCHE POLIZEI, Heft 6/1982, S.9 
8ebd. 
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ÖFFENTLICHE KONTROLLE DER POLIZEI 

In den letzten zwei Jahren ist in der Öf-
fentlichkeit durch die Welle von Demon-
strationen, Protesten und Auseinander-
setzungen mit der Polizei auch die Sensi-
bilität für die Frage der Kontrolle dieses 
wichtigsten Gewaltapparates im Staats-
innern gewachsen. Öffentliche Kontrol-
le - damit verbindet sich zuallererst die 
Vorstellung der die Polizei überwachen-
den Justizbehörden und Parlamente; zu 
Recht, denn diese Institutionen sind 
durch Verfassung und Gesetz auf diese 
Aufgabe verpflichtet. Allerdings ist es 
mittlerweile kein Geheimnis mehr, „daß 
sich die gesetzesvorbereitende Ministerial-
bürokratie und die überforderten Parla-
mente offenbar immer schwerer damit tun, 
die Sicherheitsbehörden ... in die rechts-
staatlichen Schranken zu verweisen"(Post-
oberrat G. Fezer, im: Tagesspiegel vom 
5.10.1982). 

Auch die Justiz tut sich schwer mit der 
Kontrolle der Polizei. Die Berliner Justiz-
und Innensenatoren wechselnder Couleur 
hatten seit dem Dezember 1980 mehrfach 
Statistiken über Anzeigen und Ermitt-
lungsverfahren gegen Polizeibeamte ver-
öffentlicht, um zu zeigen, wie der damali-

Anmerkungen zu CS 

9 Saarbrücker Zeitung vom 4.6. 1982, zit. in 
POLIZEISPIEGEL 7/8/1982 
10 DEUTSCHE POLIZEI, Heft 6/1982, S.9 
" hpr, Heft 2/ 1982 
12 DEUTSCHE POLIZEI, Heft 6/1982, S.9 
" Schnoor, in: Die STREIFE, Heft 5/1982 
''' Abgeordnetenhaus von Berlin Drs, 9/730 
vom 21.9.1982 
15 "CS-Gas ist kein geeignetes Instrument 
gegen Gewalttäter", in: Volksblatt Berlin, 
16.9.1982 
'Hübner im Interview mit BLICKP UNKT, 
Zeitung des Landesjugendrings Berlin, Sep-
tember 1982, S.25 
" abgedruckt in DEUTSCHE POLIZEI, 
Heft 8/1982, S.2 f. 

ge liberale Justizsenator Meyer betonte, 
daß die Polizei sich in der Regel an Recht 
und Gesetz halte. An diesen Statistiken 
zeigt sich allerdings sehr deutlich, daß die 
Justiz ihre Aufgabe nur sehr begrenzt 
wahrnehmen kann. Der größte Teil der 
Verfahren kommt nicht einmal zur ge-
richtlichen Hauptverhandlung, sondern 
wird, weil der betreffende Beamte njcht 
zu ermitteln ist, eingestellt. Gerade in be-
zug auf das Geschehen bei Demonstratio-
nen liegt der eigentliche Bereich gerichtli-
cher Kontrolle nicht mehr in der Entschei-
dung der Richter über das Vorliegen von 
Polizeiübergriffen. 
Es liegt vielmehr da, wo Richter sich kri-
tisch mit den Aussagen von polizeilichen 
Belastungszeugen auseinandersetzen. 

Nicht nur, daß die Gerichte und Parla-
mente dieses Problem der systematischen 
„Überforderung", des Unterlaufens von 
Kontrollen durch die von der Polizei ge-
setzten Bedingungen nicht öffentlich be-
nennen. Auch die möglichen Schritte wer-
den selten unternommen. Ein Beispiel: 
Da uns die statistischen Angaben (siehe 
unten) zu unvollständig waren, haben wir 
uns an die zuständige Staatsanwaltschaft 
beim Landgericht Berlin gewandt, um zu 
erfahren, auf welchen Zeitraum sich diese 
Statistiken genau beziehen und welches 
die weiteren Gründe von Einstellungen 
waren. Man teilte uns darauf mit, daß. 
„aus meinen Unterlagen" weder die genau-
en Zeiträume, noch die jeweiligen Einstel-
lungsgründe zu erfahren seien. „Teils je-
denfalls nicht ohne einen aus Personalgrün-
den nicht zu erbringenden Zeitaufwand." 
(Brief von Oberstaatsanwalt Röper vom 
23.6.1982) - Polizeiübergriffe, kein Pro-
blem für die Justiz? 

In England, den USA, den Niederlanden 
und anderen Ländern hat man die Defek-
te der gerichtlichen und politischen Kon-
trolle zeitweise zumindest erkannt. Im 
Laufe der sechziger und siebziger Jahre, 
vielfach als Lehren aus größeren politi-
schen Konflikten, wurden dort außerge-
richtliche Kontrollkomitees (oder ähnli-
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ches) gebildet, an die sich die Bürger wen-
demkönnten, ohne dem Druck strafrecht-
licher Spezifizierung und bürokratischer 
Bearbeitung ausgesetzt zu sein. Doch 
auch hier reproduzierten sich schnell die-
selben Probleme. In vielen Fällen (so 
auch in Holland) wurde die außerinstitu-
tionelle Kontrolle in nur unzureichender 
Weise installiert. Auch diese Formen des 
Ombudsmanns etc. versagten an dem 
Problem, daß der polizeiliche Täter nur 
selten zu erwischen ist. In der BRD wur-
den solche unabhängigen Gremien nur 
im Bereich des Datenschutzes geschaffen 
und sind auch hier unter starkem politi-
schen Druck. 
Im Gegensatz zu den offensichtlich kaum 
funktionsfähigen, aber kontinuierlich tä-
tigen Institutionen haben die außerinsti-

tutionellen Gruppen und Initiativen ei-
nen erheblichen Nachteil: Sie können sich 
nicht auf eine politisch-bürokratische Zu-
ständigkeit berufen, sondern erhalten ih-
re Berechtigung „nur" aus ihrer Mei-
nungsfreiheit. Wir haben des öfteren be-
richtet, welche Schwierigkeiten diesen 
Gruppen gerade von den Institutionen ge-
macht werden, die ihrer Aufgabe, die Po-
lizei zu kontrollieren, kaum gerecht wer-
den (können). Schwierigkeiten ergeben 
sich aber nicht nur aus dem politischen 
Druck durch etablierte Parteien etc., son-
dern auch daraus, die unabhängige Kon-
trolltätigkeit auf eine längerfristige, für 
die Betroffenen auch verläßliche Basis zu 
stellen. Trotzdem ist es wichtig und rich-
tig, immer wieder solche Versuche zu un-
ternehmen. 

ERMITTLUNGSVERFAHREN GEGEN POLIZEIBEAMTE — BERLIN 

Okt. I 98o—
Jan. 1981 1) 

Dez. 

Anzeigen u. 
Ermittlungs—
verf. insges. 68 

davon gegen 
unbekannt o.A. 

eingestellt 53 

wegen nicht 
zu ermitteln—
dem Tatver—
dächtigen 

zur Anklage 
gelangt 5 

o.A. 

198o— Juli 1981-
2) 3) 

172 79 

135 o.A. 

143 54 

116 42 

o.A. 

1) Justizsenator Meyer im März 1981 
2) Justizsenator Scholz vor dem Innenausschuß (nach taz 22.3.1982) 
3) Innensenator Lummer auf eine SPD—Anfrage im Abgeordnetenhaus 

(Landespressedienst Berlin 29.4.1982) 
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Parlamentarische Kontrolle 
und Bremer 
Bundeswehrkrawalle 
Zugleich eine Buchbesprechung von: C.C. 
Schweitzer, Bremer Bundeswehrkrawalle. 
Gefahren für unseren Staat und ihre Ver-
schleierung im Streit der politischen Partei-
en im parlamentarischen Untersuchungs-
verfahren, Nomos-Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden, 1981. 

Wer genaueres über Vorgeschichte und 
Verlauf der gewalttätigen Auseinander-
setzungen anläßlich des öffentlichen Ge-
löbnisses von Bundeswehrsoldaten am 6. 
Mai 1980 im Bremer Weserstadion wis-
sen will, sei auf den Untersuchungsbe-
richt der Bremer Bürgerschaft (B.B., 10. 
Wahlperiode, DR 10/261) und den Be-
richt des Untersuchungsausschusses des 
Bundestages verwiesen (BT, 8. Legisla-
turperiode, 1980. DS 8/4472). Die Aus-
einandersetzungen sind aus der Sicht der 
Polizei ausführlich in einer Sonderbeilage 
der Zeitschrift „Die Polizei" im Juni 1980 
dargestellt. Dem Leser, der auf diese 
Quellen zurückgreift und Schweitzers 
Untersuchung links (oder rechts) liegen 
läßt, entgeht dann zwar 'eine politikwis-
senschaftliche Kurzstudie' und - so der 
Autor selbst - „sein sehr detailliertes, empi-
risch abgesichertes Material zu den Bremer 
Krawallen" (S. 88). Doch er erspart sich 
Geld, Zeit und ein in selbstgefäl lig-profes-
soralen Ton verfaßtes Stück Enthüllungs-
literatur, das in der Sache vor allem Urtei-
le zu bieten hat wie: „... so wertete die 
Ausschußmehrheit ganz auf der Linie des 
Verfassers eindeutig" (S. 42). 

Gleichwohl ist das hundert Seiten starke 
Büchlein (88 Seiten Text, der Rest abge-
druckte Dokumente) ein interessantes, 
beachtenswertes und aufschlußreiches 
Dokument; aufschlußreich zwar nicht 
über die Bremer Krawalle und die in die-
sen zum Ausdruck kommenden Proble-
me, jedoch über die politische Wahrneh-
mungsfähigkeit und die Urteilskriterien, 
mit denen deutsche Parlamentarier sol-
che Ereignisse wie die Bremer Auseinan-
dersetzungen zu untersuchen in der Lage 
sind. Denn C.C. Schweitzer ist nicht nur 
ein deutscher Politikprofessor, er war viel-

mehr auch Mitglied der SPD-Fraktion 
des achten deutschen Bundestages und 
Mitglied des Untersuchungsausschusses 
über die Bremer Vorfälle. SchWeitzers 
'politikwissenschaftliche Kurzstudie' -
verstanden als ein Stück Aktionsfor-
schung eigener Prägung - legt die Krite-
rien der an der Unteisuchung beteiligten 
Parlamentarier insgesamt in exemplari-
scher Weise bloß. Obwohl (und gerade 
weil) er ein eher 'einmaliger', atypischer 
Abgeordneter zu sein scheint. Denn er 
begnügt sich nicht damit - wie die anderen 
Mitglieder des Ausschusses - sich an der 
parteilichen, jeweils für Regierung bzw. 
Opposition günstigen Erstellung eines 
Berichtes zu beteiligen. Der SPD-Abge-
ordnete leidet darunter, daß seine Genos-
sen aus Opportunitätsgründen (Vorwahl-
zeit etc.) Personen wie den Jugendsenator 
Scherf und Jusos decken, die als „nützli-
che Idioten... kaum etwas Anstößiges an 
gemeinsamen Aktionen mit der DKP" sa-
hen (5. 65 f.). Er moniert aber auch die 
Untersuchungsstrategie der CDU, die im 
Wahlkampf allein den Volksfrontvor-
wurf auszuschlachten gedenkt und nach 
den Hintergründen gar nicht mehr fragt. 

Daß dies die notwendige Konsequenz der 
politischen Konstruktion von Untersu-
chungsausschüssen im parlamentari-
schen System der Bundesrepublik sei, legt 
Schweitzer in einem ersten 40-seitigen 
Hauptteil ausführlich dar. Es existiere -
anders als in England-eben kein quasi-ju-
ristisches, auf Objektivierung bedachtes 
Verfahren. Für ein solches Verfahrenplä-
dierend, nimmt Schweitzer nun die Wahr-
heitsfindung in die eigene Hand. Zu prin-
zipiell anders gelagerten Einsichten wie 
Ausschußmehrheit oder -minderheit ge-
langt auch Schweitzer nicht. Es gelingt 
ihm jedoch - ungewollt - durch seine 
Kunst der politikwissenschaftlichen 
Kurzstudie, die banalen Wahrneh-
mungs- und Beurteilungsraster des Aus-
schusses in exemplarischer Weise zu ver-
deutlichen, ganz ohne taktische 'Ver-
schleierungen', objektiviert. Worin liegen 
nun die 'Mißstände', die aufzuhellen der 
Ausschuß und Schweitzer sich anschick-
ten? 
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1. Ursächlich sei der Mißstand in einem 
Versagen der staatlichen Institutionen 
untl Bildungseinrichtungen zu suchen, da 
diese - die Krawalle sind Beweis dafür -
den Standort der Bundeswehr und die 
Sicherheitspolitik der NATO der Jugend 
gegenüber nicht hinreichend verdeutlicht 
haben (vgl. BT-Bericht, Grundsätzliche 
Folgerungen; Schweitzer, S. 66 ff., 85 ff.) 
2. Versagt hätten - zumindest teilweise -
auch staatliche Stellen des Landes Bre-
men und das BMI (CDU/Minderheiten-
meinung, Schweitzer, S. 43), weil sie nur 
unzureichend auf d ie Auseinandersetzun-

Steve Bell 

gen eingestellt waren. Ja, die zuständigen 
Behörden in Bund und Ländern hätten 
noch nicht einmal - wie Schweitzer mo-
niert - mit ihren Mitarbeitern und Stäben 
immer wieder das zur Sache durchexer-
ziert, was man im Bereich der Konflik tfor-
schung politikwissenschaftlich als Simula-
tion oder Planspiel bezeichnet, für die die 
aufgrund der in den letzten 15 Jahren in der 
Bundesrepublik mit Anwendung gemach-
ten Erfahrung exakte 'Szenarios' hätten 
entwickelt werden können" (S. 53). 
3. Schließlich hätten auch die Nachrich-
tendienste versagt, weil sie aufder Grund-
lage ihrer bisherigen Erfahrungen mit den 
linksextremen Gruppierungen in Bremen 
(vor allem dem KBW) die gewalttätigen 
Aktionen nicht richtig prognostiziert hät-
ten, ja, noch nicht einmal im Nachhinein 
den ihnen bekannten Gruppierungen ein-
deutig zuordnen konnten (Schweitzer, 5, 
46 ff.). 

Zumindest das Dunkel über die wahren 
Hintermänner glaubt C.C. Schweitzer 
aufhellen zu können aufgrund der inti-
men Kenntnisse der geheimen Unterla-
gen, durch eigenes Nachfragen bei 'Spit-
zenbeamten' und seiner Kenntnisse über 
„Strategie und Taktik der Kommunisten in 
Berlin in den sechziger Jahren" (S. 66). 
Leider war es dem Autor nicht vergönnt, 
an der Einvernahme des seiner Meinung 
nach verdächtigsten Zeugen Dieter M. 
teilzunehmen, „den er selber gerne weiter 
interpelliert hätte, wenn er nicht... diese 
spezielle Anhörung vorzeitig hätte verlas-
sen müssen" (S. 70f). Doch gestützt auf ein 
Info des Bundes Freiheit der Wisseq-
schaft (FN 129, S. 70) und seiner messer-
scharfen Analyse der Ausschußergebnis-
se ist für C.C. Schweitzer klar, daß Dieter 
M. - als Strohmann des KBW - „als einer 
der entscheidenden Drahtzieher des ganzen 
Demonstrationsgeschehens - wenn auch 
mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht des ex-
trem gewalttätigen Teils - anzusehen ist" 
(S. 76). 

Die Bremer Demonstrationen und die 
anschließenden gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen hätten den Parlamentari-
ern zum Anlaß dienen können, die vielfäl-
tigen, sehr unterschiedlich vorgetrage-
nen, auch widersprüchlichen Formen des 
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Protestes zur Kenntnis zu nehmen und 
politisch zu interpretieren. Selbst bei 
oberflächlicher Beobachtung - oder aber 
bei Ortsfremden durch Zeitungslektüre im 
Nachhidein - mußte den Untersuchenden 
auffallen, daß der Protest am 6. Mai 1980 
viele Facetten hatte und die gewalttätigen 
Auseinandersetzungen nur ein Teil der 
Ereignisse waren. Immerhin war es nur 
ein Teil der mehr als 6.000 Demonstran-
ten, die mit Steinen und Eisenstangen 
direkt vors Stadion zogen, und selbst dort 
versuchte eine Gruppe von Demonstran-
ten noch. verzweifelt - indem sie sich zwi-
schen die gewalttätigen Demonstranten 
und die Polizei stellten, den Krawall zu 
verhindern. Schließlich hatten darüber-
hinaus in den Vorbereitungstreffs der Ini-
tiative die Spitzel von MAD und Verfas-
sungsschutz eine mehr als dubiose Rolle 
inne, ja wirkten wahrscheinlich sogar als 
„agents provocateurs". 

Hätten sich der Bundestagsausschuß 
oder C.C. Schweitzer tatsächlich auf eine 
Untersuchung der Bremer Ereignisse ein-
gelassen, dann wären die etablierten Par-
teien kaum in den Folgemonaten von den 
sogenannten „Jugendunruhen" über-
rascht worden, denen man dann eine wei-
tere Kommission widmete, hätte man 
auch die Friedensbewegung als eine brei-
te Bewegung kommen sehen. Den Aus-
schußmitgliedern eine solche umfassende 
Mißstandsuntersuchung abzuverlangen, 
ist sicherlich unrealistisch. Kennzeich-
nenderweise wurden die Volksvertreter 
noch nicht einmal ihrer Aufgabe als Kon-
trolleure der Exekutive gerecht. Denn die 
dubiose Rolle von Mitarbeitern der Dien-
ste wurde - wenngleich durch die Nachun-
tersuchungen aufgewühlt - mit vereinten 
Kräften von Opposition und Regierungs-
parteien schnell wieder unter den Tisch 
gekehrt. (Auch Schweitzer klammert das 
Problem einfach aus, S. 32) 
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Was unter dem Strich bleibt, ist die Suche 
nach Hintermännern, bei der sich der 
'normale' Abgeordnete auf die Instanzen 
verläßt, deren Rolle er im vorliegenden 
Falle gerade aufzuklären hätte-die Nach-
richtendienste. Deren Hilflosigkeit, die 
Gewalttaten im Mai 1980 in die üblichen 
Raster von Linksextremismus, K-Grup-
pen, DKP, RAF-Sympathisanten usw. 
einzuordnen, ist jedoch noch ehrlicher 
und realistischer, auf ihre Art professio-
neller als die Volksfront- und Dunkel-
männergeschichten, die allen voran Pro-
fessor C.C. Schweitzer zu bieten hat. 
Schließlich war in der Untersuchungs-
phase Mitte 1980 für einen auch nur ober-
flächlichen Betrachter der linken und al-
ternativen Szene klar, daß KB und KBW 
sich im Zerfallsprozeß befanden, die Frie-
densbewegung kaum von der DKP allein 
gesteuert sein konnte und immer mehr 
Jugendliche, für die K-Gruppe nur ein 
Schimpfwort ist, bereit waren, zur 'ac-
tion' überzugehen. Doch hätte man dies 
zur Kenntnis genommen, so hätte sich die 
Untersuchung oder eine 'politikwissen-
schaftliche Kurzstudie' schwieriger ge-
staltet. 

Polizeikontrollinitiative Bremen 

Seit September dieses Jahres ist in Bre-
men eine Diskussion um die Gründung 
einer „Polizeikontrollinitiative" in Gan-
ge. Diese Initiative will nun auch für Bre-
men eine außerparlamentarische Institu-
tion zur Kontrolle der Polizei schaffen, 
denn: 
„Wie die Erfahrung zeigt, versagen die ge-
setzlich zuständigen Kontrollinstanzen 
(insbesondere Gerichte) fast durchgängig 
bei der Aufklärung von Polizeiübergriffen 
und unverhältnismäßigen Einsätzen. Sie 
sind der Staatsmacht mehr verhaftet als 
den Bürgerrechten. Ebenso wie die etablier-
ten Parteien und Parlamente, die für den 
permanenten Abbau demokratischer Frei-
heitsrechte verantwortlich zeichnen. Des-
halb müssen andere, außerstaatliche Kon-
trollmöglichkeiten verwirklicht werden, 
um die erforderliche Aufklärungsarbeit ge-
gen die Tendenz zum Polizeirechtsstaat zu 
gewährleisten, zu koordinieren und zu ef-
fek tivieren." 

Gestützt werden soll die Initiative neben 
dem Engagement von Einzelnen durch 
die Bremer AL, die Humanistische Uni-
on, die Strafverteidigungsinitiative und 
das Netzwerk Bremen/Niedersachsen. 
Gegenwärtig liegt ein Konzeptionsent-
wurf vor, aus dem wir im folgenden weite-
re wesentliche Passagen darstellen wol-
len. 
Gründe für eine solche Initiative bestehen 
zu Häuf. Sie liegen nicht nur im Ausbau 
der Apparate Innerer Sicherheit im letz-
ten Jahrzehnt ,in einer Neufassung der 
gesetzlichen Grundlagen für die Polizei 
entsprechend der Vorgaben des Muster-
entwurfs eines einheitlichen Polizeigeset-
zes oder der Ausrüstung der Polizei mit 
neuen Polizeiwaffen wie CS. Es existieren 
vielmehr auch ganz konkrete Anlässe für 
eine solche Arbeit, allen voran eine nicht 
überschaubare und auch öffentlich kaum 
registrierbare Zahl von „alltäglichen" 
übergriffen. 
Konkreter Anlaß für diese Polizeikon-
trollinitiative ist aber auch das Vorgehen 
der Polizei gegenüber Demonstranten, 
besonders nach den gewaltsamen Ausein-
andersetzungen anläßlich der öffentli-
chen Rekrutenvereidigung am 6. Mai 
1980. 
Im Zusammenhang dessen war 
„offiziell nur von „Politrockern" und 
"Chaoten" die Rede (..) (angesichts der 
15.000 Demonstranten) und eine beispiello-
se polizeiliche und gerichtliche „Nachberei-
tung" erfolgte - die polizeilichen Übergriffe 
blieben jedoch bis zuletzt unaufgeklärt (...): 
die Steinwürfe von Seiten der Polizei in die 
ungeschützte Menschenmenge, die 39 
handlung eines offiziell akkreditierten 
Journalisten, das brutale Nachsetzen auf 
friedlich abziehende Demonstranten, bei 
dem es zu zahlreichen schweren Verletzun-
gen kam, sowie das Mißhandeln von Gefan-
genen, u.a. unter Anwendung der Folterme-
thode des Spießrutenlaufs (alle angestreng-
ten Verfahren eingestellt); 
Der Konzeptionsentwurf erinnert auch 
an „- die rechtswidrige Beschaffung von 
Patienten-Daten durch die Polizei über das 
Rot-Kreuz-Krankenhaus; (..) 
- an die gewaltsame Räumung des alten 
Fernmeldeamtes und die damit verbundene 
Nachrichtenpolitik des Polizeipräsidiums; 
- an die zahlreichen Journalistenbehinde-
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rungen; 
- an die Behinderung des anwaltlichen Kon-
takts zu Beschuldigten; 
- an Mißhandlungen auf verschiedenen Po-
lizeiwachen;" 
u..ä.m. 

Die Bremer Gruppe will nicht nur einzele 
Anlässe, etwa besonders schwere Polizei-
übergriffe oder das Verhalten der Polizei 
zu einer bestimmten politischen Bewe-
gung untersuchen. 
„Solche Untersuchungs- oder Ermittlungs-
ausschüsse, die auch heute - vor allem im 
Zuge der Kriminalisierung der Anti-AKW-
Bewegung und der Hausbesetzer-Szene - 
vieder existiren (z.B. Ermittlungsaus-

schuß der Bremer Bürgerinitiative gegen 
Atomanlagen RBA) haben in der Regel zum 
Ziel, einzelne Polizeiübergriffe und neue 
Polizeitaktiken öffentlich zu dokumentie-
ren und angeklagte Demonstranten in 
Strafverfahren durch Gegenermittlungen 
zu unterstützten. 
Andere Initiativen (z.B. die nicht mehr exi-
stierende Bochumer Initiative gegen Poli-
zeiübergriffe) wurden gegründet, um die 
sich häufenden polizeilichen Todesschüsse 
zu untersuchen; wieder andere bildeten sich 
gegen das einheitliche Polizeigesetz, das 
mit dem 'Musterentwurf eines einheitlichen 
Polizeigesetzes' 1976/77 drohte. 
Zusammenfassend läßt sich sagen, daß 
sich die meisten dieser Initiativen, Untersu-
chungs- und Ermittlungsausschüsse jeweils 
auf bestimnite polizeiliche Aktionen im 
Rahmen bestimmer politischer Auseinan-
dersetzungen beschränkten, die sich mit 
Ablaufdieser Ereignisse meist wieder auflö-
sten." 

Im Unterschied zu Ermittlungsausschüs-
sen bezieht sich die Polizeikontrollinitiati-
ve ausdrücklich auf Vorbilder. wie die 
„Arbeitsgruppe Bürger beobachten die 
Polizei" in Berlin oder das „Klachtenburo 
Politie Optreden" in Amsterdam, die 
„umfassenderen und langfristigeren Cha-
rakter" haben. 
Die Gruppe gliedert die von ihr zu leisten-
de Arbeit folgendermaßen: 

5.1 Beobachtung polizeilicher Maßnahmen 
5.1.1. Demonstrationsbeobachtung über 
Korrespondenten der Initiative (z.B. Jour-
nalisten, Fotografen, Rechtsanwälte); Ein-
satzentwicklung (Strategien, Taktiken, 
Ausrüstung, etc.), Übergriffssituationen 
(Beweissicherung: Betroffene, Zeugen, Fo-
to-, Video- und Tondokumentation...) 
5. 1.2. Journalistische Recherche (auch all-
tägliche Fälle) 
5.1.3. Prozeßbeobachtung. Gerichtsrepor-
tagen von politischen - insbes. Demonstra-
tionsverfahren. Prozeßstrategie, Auswer-
tung, Öffentlichkeitsarbeit. Verfahren ge-
gen Polizeibeamte; synoptische Gegen-
überstellenung. 

5.2. Individuell-juristische Hilfe. 
Anlauf- und Beratungsstelle für Polizeiop-
fer. Rechtsberatung bei späterer Vereins-
gründung für Mitglieder möglich. 
Hilfe bei Zeugensuche, Vermittlung von 
Rechtsbeiständen. Juristische Gegenwehr, 
z.B. Strafanzeigen, Dienstaufsichtsbe-
schwerden; 
Publizistische Gegenwehr (ges.): Infor-
mation der Öffentlichkeit (evtl. Kurzbulle-
tins) 

*<'‚-‘1, DIE.  PO LI r 
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5.3. Archivierung und Auswertung 
voh Material, Zeitungsmeldungen, wissen-
schaftlicher und polizeifachlicher Litera-

tur, Dokumenten, Fotos: Daten zu Linzel-
fällen sowie Daten zur Polizeientwicklung 
im Lande Bremen und im Bundesgebiet. 

aus: - Ignatz Wrobel (Kurt Tucholsky) 
Wiedersehen mit der Justiz, Die Welt-
bühne, 5. April 1929 

Aus einer einzigen Sitzung: 
Ein Schupomann nimmt einen Be-
trunkenen auf die Wache mit; der Be-
trunkene fühlt sich, ob zu Recht oder 
Unrecht, zu hart angefaßt und bittet 
während der Sistierung die Umstehen-
den, ihm Zeugenadressen aufzu-
schreiben. Der Richter: „Das wäre ja 
noch schöner, wenn jeder Sistierte un-
terwegs auf dem Wege zur Wache 
Anträge stellen könnte!" Falsch: Ab-
gesehen von der Papierredensart, die 
einen Besoffenen im Rinnsteig Anträ-
ge stellen läßt, hat natürlich jeder das 
Recht, sich Zeugenaussagen zu erbit-
ten. Der Richter zum Angeklagten: 
„Erst betrinken Sie sich, und dann 
benehmen Sie sich dem Beamten über 
disziplinwidrig!" Falsch: Der Mann 
ist dem Beamten überhaupt keine Dis-
ziplin schuldig. Wir leben nicht in ei-
ner Reichswehrkaserne, und das einzi-
ge, was ein Polizeibeamter bei einer 
Sistierung verlangen kann, ist etwas 
Negatives: nämlich das Fehlen von 
Widerstand gegen die Staatsgewalt. 
Hier wird nicht befohlen; hier wird 
nicht gehorcht. Der Richter zu deit 
Zeugen: „Haben Sie mit dem Ange-
klagten etwas getrunken?" Der Zeuge: 
„Ich ja, er nicht." Der Richter: „Er hat 
überhaupt nicht getrunken?" Der 
Zeuge besinnt sich: „Doch, der Ange-

klagte hat zwei Glas Bier getrunken." 
Der Richter zum Angeklagten: „Also, 
Sie haben auch getrunken!" Falsch: 
Der Konsum von zwei Glas Bier hat 
nichts mit Trinken zu tun; der betref-
fende Richter würde sich mit Recht 
beleidigt fühlen, wenn ihm jemand 
sagte, er „tränke" vor der Sitzung, und 
diese Behauptung mit dem Konsum 
von zwei Glas Bier begründen wollte. 

Aus einer einzigen Sitzung: „Das ist 
also dieselbe Geschichte, die wir eben 
gehabt haben - wieder Widerstand ge-
gen die Staatsgewalt!" Der Angeklag-
te kann für die Reihenfolge der an-
gestzten Termine nichts, und es ist eine 
Willkür, ihn die vorige Sache entgel-
ten zu lassen. 
„Nach den jüngsten Vorkommnissen 
auf den Berliner Straßen sind wir 
Richter zu der Überzeugung gekom-
men, daß es unsere Pflicht ist, die Be-
amten besonders zu schützen;das sind 
wir den Beamten schuldig." Gröber 
Unfug: Der Richter sieht' die letzten 
politischen Vorkommnisse, die mit 
der kleinen Polizeiübertretung eben 
dieses Angeklagten überhaupt nichts 
zu tun haben, so an, wie es eben ein 
Leser des Berliner Lokalanzeigers tut, 
und läßt so den Angeklagten einen 
politischen Meinungskampf entgel-
ten. 
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Annemieke Hendriks 

Gesetzentwurf über Klage 
verfahren in den Niederlanden 

Bereits in CILIP 5 berichteten wir von 
einem ministeriellen Vorschlag zur Ver-
einheitlichung des Klageverfahrens gegen 
polizeiliche Ubergriffe in Holland. Die 
bestehenden Klagewege seien zu unein-
heitlich (über Klachtenburos oder direkt 
werden Klagen an Polizei, Staatsanwalt-
schaft, Bürgermeister usw. gerichtet) und 
die Behandlung der Klage sei unzuläng-
lich. 
Deshalb war der Vorschlag, im neuen 
Polizeigesetz auch die Einrichtung unab-
hängiger Klagekommissionen festzule-
gen, die in erster Linie zu entscheiden 
haben, ob der Verdacht einer Straftat 
vorliegt oder eine Disziplinarmaßnahme 
angemessen erscheint. Die öffentliche 
und systematische Verarbeitung der Kla-
gen war der zweite Punkt des Vorschlags 
(13.3.79, „Handelingen der eerste Ka-
mer" des holländischen Parlaments). 
Es blieb dabei doch weitgehend unklar, 
was solche Kommissionen mehr sein soll-
ten, als neue „Klachtenburos" gegen Poli-
zeiübergriffe, diesmal aber ohne linkes 
Image. 
Deshalb wollen wir in dieser Ausgabe 
über die Weiterentwicklung dieses For-
malisierungsversuchs berichten. 

Seit Mai 1981 liegt der gesamte neue Poli-
zeigesetzentwurf inklusive verarbeiteter 
Kritiken und Ratschläge gesellschaftli-
cher Instanzen der zweiten „Kamer" des 
Parlaments vor. Dieser insgesamt proble-
matische Entwurf (im Kern: Reorganisa-
tion der PolizeiverWaltung in zentralisti-
scher Richtung) ist sehr umstritten (im 
Februar 1982 ist der Entwurf im Parla-
ment noch nicht behandelt worden; der 
damals neuen christlich-demokratischen 
Koalition lag dieses Erbeaus konservativ-
-christlicher Ecke auch wohl schwer im 
Magen). 
Der Entwurf enthält auch ein Kapitel 
über das Klageverfahren („Hoofdstuk IX 
- De Behandeling van Klachten", S. 10). 
Dort fehlt aber jeglicher Hinweis auf Kla-
gekommissionen und darüberhinaus 
überhaupt eine Festlegung des Klagewe-
ges. Die Paragraphen enthalten nur Hin-
weise zu Zeitbestimmungen in der Klage-
prozedur und zur Veröffentlichung der 
Klage sowie ihres Ablaufs. 
Weshalb darin vom ursprünglichen Vor-
schlag kaum etwas übriggeblieben ist, er-
klären die zuständigen Minister (des In-
nern und der Justiz) in ihrem Kommentar 
auf S. 27 ff.: über den Vorschlag sei in 
„breitem Kreise" beraten worden („Bür-
germeister und Kommissare der Königin, 
Staatsanwaltschaft, Polizeipersonalorga-
nisationen, Niederländische Vereinigung 
für Rechtsprechung, Niederländische 
Rechtsanwaltsvereinigung usw.") Die 
Ratschläge waren „vom allgemeinen Ton 
her kritisch". Die Ergebnisse in groben 
Zügen: 

„Bei einem Fehlverhalten eines Polizisten steht dem Bürger ein Katalog von 
Möglichkeiten zur Verfügung, um zu seinem Recht zu kommen. Neben einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde beim Polizeipräsidenten oder beim Senator für Inne-
res als Aufsichtsbehörde besteht die Möglichkeit, sich an den Petitionsausschuß 
zu wenden. Zur Verfolgung einer Straftat steht es dem Bürger frei, diese bei der 
Polizei oder bei der Staatsanwaltschaft anzuzeigen. Darüber hinaus kann das 
Verwaltungsgericht angerufen werden, wenn der Bürger sich in seinen Rechten 
durch das Handeln der Polizei verletzt fühlt. 
Die von mir aufgezeigten Möglichkeiten geben dem Bürger die Gewähr, sich dif-
ferenziert gegen ein Fehlverhalten oder eine Straftat zur Wehr setzen zu können. 
Ich sehen diese Möglichkeit nicht im Rahmen einer Diskussionsveranstaltung ge-
geben, da Vorgänge in einem derartigen Rahmen notwendigerweise plakativ be-
handelt werden und eine detaillierte Ermittlung im Einzelfall kaum möglich ist." 

Brief des persönlichen Referenten des Senator fit, Inneres, Bielke, vom 30.6.1930 



eile 12 67 

- ein allgemeiner Zweifel an der Notwen-
digkeit der gesetzlichen Regelung des Kla-
geverfahrens überhaupt, besonders wenn 
man die in den Großstädten gewachsene 
Praxis in Betracht ziehe (wo Klagen in der 
„Dreierkommission", bestehend aus Bür-
germeister, Staatsanwalt und Polizeilei-
tung besprochen worden; 
- Kritik wegen der einseitigauf individuel-
les Verhalten der Polizeibeamten gerich-
teten Regelung; 
- Kritik an der Einrichtung von Klage-
kommissionen, die der „primären Ver-
antwortlichkeit der Polizeiverwaltung für 
die Behandlung von Klagen, die keine 
strafgesetzlichen Aspekte haben, (zu) Un-
recht Mißtrauen entgegen brächten. 

- den zeitlichen Ablauf der Veröffentli-
chung der Klage und des weiteren Ver-
laufs, 
- individualisierbare polizeiliche Hand-
lungen, sowie solchen, 
- die keinen Verdacht einer Straftat ent-
halten. 

Daß diese Regelung in einen Polizeiorga-
nisationsgesetzentwurf gehört, verteidi-
gen die Minister unter Hinweis auf die 
„systematische Registrierung und regel-
mäßige Veröffentlichung" der bearbeite-
ten Klagen, weil diese auch „strukturelle 
Fehler im Funktionieren der Polizei" ans 
Tageslicht bringen und Lösungen liefern 
könnten. 

RECHT und ORDNUNG 

Obwohl die beiden Minister die Kritik 
nicht in allen Punkten teilen konnten, war 
sie Anlaß genug, den Vorschlag in „einige 
Ausgangspunkte zu einer guten Klage-
prozedur" umzubenennen. Zusammen-
fassend hat die vorgeschlagene Regelung 
nur Bezug auf 

Die ungelösten Probleme 

Mit der obigen Begründung verengt der 
ministerielle Entwurf das Problem der 
Übergriffe auf das einer regelmäßigen 
Veröffentlichung von Klagen. Die eigent-
lichen Kernfragen, die auch am Anfang 
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der Debatte standen: die Schwierigkeit, 
Klagen zu individualisieren, die struktu-
relle Bedeutung von Übergriffen, wurden 
durch diesen Vorschlag nicht mehr aufge-
griffen. 
Die Last, die jeweiligen Klagen zu indivi-
dualisieren, bleibt auch hier dem Kläger 
aufgegeben (auch die holländische Polizei 
trägt keine Dienstnummern). Entschei-
den muß sich der Kläger auch, ob er ein 
Disziplinar- oder ein Strafverfahren ge-
gen den betreffenden Polizeibeamten an-
strebt. Nur im ersteren Falle kommt ihm 
die neue Regelung der Verfahrensform 
zugute, Nur dann darf er innerhalb von 
zwei Wochen eine Antwort auf seine Be-
schwerde erwarten und hat Anspruch auf 
Veröffentlichung. Damit wird aber der 
mögliche Gewinn nichtgerichtlicher und 
nichtparlamentarischer Beschwerdewe-
ge beseitigt: nämlich ein unbürokratische-
rer Umgang mit dem betroffenen - meist 
rechtsunkundigen - Bürger. Auch die von 
den Gegnern der Untersuchungskom-
missionen hervorgehobene „gewachsene 
positive lokale Praxis" einiger Großstäd-
te: Klagen in der Dreierkommission zu 
behandeln, bietet keine Gewähr für eine 
Untersuchung, die den Interessen der 
Bürger entgegenkommt. 
Dies zeigt sich u.a. an der Arbeit des 
Klachtenburos in Amsterdam, wo seit 
Jahren die Dreierkommission über Kla-
gen berät: 

Ein großer Teil der Klagen in den letzten 
Jahren kam zustande anläßlich polizeili-
chen Auftretens bei „größeren öffentli-
chen Ordnungsstörungen", vor allem im 
Zusammenhang mit Hausbesetzungen 
und -räumungen. So haben die 150 bis 
200 Klagen aus diesem Bereich, die beim 
Klachtenburo eingereicht worden sind - 
individualisierbar formuliert, als auch in 
Bezug auf das gesamte Polizeiauftreten -
im Jahr 1980 noch nicht einmal eine 
einzige Disziplinarmaßnahme zur Folge 
gehabt. Auf Klagen wegen • Polizeiüber-
griffe reagiert die Staatsanwaltschaft re-
gelmäßig durch Einstellung der Verfah-
ren. Dieser zurückhaltende Umgang mit 
polizeilichen Übergriffen in gemeindepo-
litischen Konflikten erklärt das Klachten-
buro mit der wechselseitigen „Kompe-

tenzabschiebung" zwischen den beiden 
Verantwortlichen für die Polizeieinsätze: 
Staatanwaltschaft und Bürgermeister. 
Die Staatsanwaltschaft verbrenne sich 
nicht gerne die Finger an den Folgen der 
bürgermeisterlich öffentlichen Ord-
nungspolitik. Der Letztere fühle sich im 
Strafbereich nicht kompetent genug (sie-
he „Uw Rechtsorde is deonze niet", 1981). 
Die Angst der Betroffenen, ihre Anony-
mität aufzugeben und eine Gegenklage 
von Polizeibeamten zu riskieren, das Wis-
sen um die Schwierigkeit, den Namen des 
betreffenden Polizeibeamten zu erfahren, 
führen dazu, daß nur wenige Bürger die 
Möglichkeit einer Klage nutzen. 
Daß die Klagen in Amsterdam innerhalb 
der „Dreierkommission" besprochen 
werden, bietet also wenig Gewähr für eine 
im Interesse des betroffenen Bürgers rich-
tige Behandlung. (Zu dieser Problematik 
ausführlicher: CILIP 9/10, Schwer-
punktbeitrag unter 2.4). 

Mehr Gesetze - weniger Klarheit 

All die Probleme vermag der neue Gesetz-
entwurf' „Klagebehandlung" nicht zu lö-
sen. Die Neuregelung („Hoofdstuk I X" ) 
beschränkt sich auf untergeordnete 
Punkte und stellt außerdem einen Fremd-
körper in einem zentralistisch orientier-
ten Polizeiorganisationsentwurf dar. 
Es wäre tatsächlich besser gewesen, die 
Minister hätten auf eine solche Scheinlö-
sung verzichtet. Die Anerkennung von 
Seiten der Politiker, daß die Klagewege 
uneinheitlich sind und die Übergriffspro-
blematik ein strukturelles Problem dar-
stellt, war ein hoffnungsvoller Anfang, 
der (auch in CILIP 5, S. 46 f.) als positiver 
holländischer Stil der Problembearbei-
tung gewürdigt wurde. 
Der vorgelegte Entwurf fällt hinter diesen 
Anfang weit zurück: Er produziert neue 
Gremien und Verfahren mit großem bü-
rokratischen Aufwand und wenig wirkli-
cher Effektivität für den Schutz von Bür-
gerrechten. Die Polizei wird auf diese 
Weise eher legitimiert als kontrolliert. 

Literatur: „Handelingen der Eerste Ka-
mer vom 13.3.79", sowie Ontwerp Politie 
wet, Staatsuitgverij, Den Haag 1981 
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\im Datenschutz zum 
Datenschützle - zur Debatte 
um "Sicherheit und 
Datenschutz" in Baden-
Württemberg und im Bund 
Im Zusammenhang mit den Daten-
schutzberichten für 1981, die am Anfang 
des Jahres von den Beauftragten vorge-
legt wurden, gab es zwei heftige Debatten 
zwischen Datenschützern einerseits und 
Vertretern der Sicherheitsbehörden und 
Verteidigern ihrer Praktiken anderer-
seits. Ausgehend von der durch die Da-
tenschutzbeauftragten geübten Kritik an 
den Dateien des BKA und der Landeskri-
minalämter sowie am Verfassungsschutz 
und seiner Zusammenarbeit mit der Polizei 
entspann sich eine heftige Kontroverse 
über die Frage, was der den Datenschutz-
beauftragten zukommende Arbeitsbe-
reich sei und in welcher Form sie ihre 
Kritik vorzubringeli hätten. 

Bund: Bull kontro Rebmann 
Im Februra 1982 hatte Generalbundes-
staatsanwalt Rebmann sich mit einem 
Brief an den (damaligen) Bundesjustizmi-
nister gewandt mit dem Vorwurf, der 
Datenschutzbeauftragte (BfD) Bull "ge-
fährde mit seinen 'gegen die Tätigkeiten 
der Sicherheitsbehörden gerichteten Äuße-
rungen' die Strafverfolgungsaufgaben der 
Bundesanwaltschaft".' 

1. BKA-Dateien 
In seinem 4. Tätigkeitsbericht für 19812
hatte Bull im wesentlichen folgende Fe-
stellungen über die Dateien des BKA ge-
macht: 

- Aufgrund eines Beschlusses der In-
nenministerkonferenz aus dem Jahre 
1977 werden alle Personen, die "der 
Polizei bei der Erfüllung ihrer Aufgaben 
bekannt werden",' einer Fahndungs-
anfrage bei INPOT, unterzogen, auch 
dann, wenn es sich nur um Zeugen 
oder Geschädigter handelt. "Die fahn-
dungsmäßigen Überprüfungen sind 
Maßnahmen mit Eingnffscharakter."4
Generell zulässig sind die Uberptil= 
fungen nur bei Kontrollstellen oder 
Grenzübertritten. 

- Das BKA führte in einem "Vor-
gangsnachweis Personalien" (VNP) 
nicht nur, wie vorgeschrieben, "ver-
waltungsmäßig relevante Vorgänge", 
sondern nahm auch kriminalpolizei-
lich relevante Registrierungen vor. 
Dadurch wurden die 1980 von der 
IMK beschlossenen Richtlinien zum 
"Kriminalaktennachweis" (KAN) 
hintergangen. Mit diesen Richtlinien 
war das alte Konzept eines beim BKA 
gefürten zentralen Personenindex auf-
gegeben worden. Im KAN sollten nur-
mehr Personaldaten zu überregional 
relevanten und schwerwiegenderen 
Fällen gesammelt werden. 
- Die wichtigsten Beanstandungen er-
hebt Bull gegen die Tätigkeiten des 
BKA im Bereich Staatsschutz. Schon 
in früheren Berichten war die von der 
Abteilung Staatsschutz geführte Or-
ganisationskartei gerügt worden. 
Mittlerweile war diese Kartei auf-
grund einer neuen Dienstanweisung 
geschmälert worden. Daten über aus 
der Kartei ausgesonderte Organisatio-
nen fanden sich aber nun teilweise in 
anderen Dateien. 
- Schwerwiegende Kritik erregte die 
Datei PIOS Terrorismus (Personen, 
Institutionen, Objekte, Sachen). 
PIOS ist die zentrale Fundstellenda-
tei, in der alle zum Thema Terroris-
mus anfallenden Informationen ge-
sammelt sind. Eine zweite PIOS-Da-
tei existiert im Bereich Rauchgift. 
PIOS enthält zum Teil "unbewertete 
Daten, d.h. Angaben über Personen, bei 
denen eine Verbindung zum Terreris-
mus zwar vermutet wird, aberhodeein 
konkreter Verdacht... besteht".' 
Es seien ferner auch Anzeigaerstat-
ter, Hinweisgeber und Zeugen gespei-
chert. "Als Beispiel fit,. äußerst fragwür-
dige Speicherungen von Daten im Sy-
stem PIOS"6 hebt Bull die Datei 
"Häftlingsüberwachung" hervor. 
Darin werden Daten von Personen 
erfaßt, die in brieflichem Kontakt mit 
inhaftierten Terroristen stehen oder 
diese in der Haft besucht haben. 
Aber nicht nur, daß solche Daten er-
faßt werden: Aus der Datei sind auch 
Auskünfte an dazu Unberechtigte ge-
geben worden; die Daten sind auch zu 
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anderen Verwaltungszwecken be-
nutzt worden. Die Speicherung sol-
cher unsicherer Daten könnte, so Bull, 
"unter besonderer Berücksichtigung 
der Methoden und der besonderen Ge-
fährlichkeit des Terrorismus,., noch 
hingenommen werden, bekommt aber 
eine andere Qualität, wenn diese Daten 
für andere Verwaltungszwecke benutzt 
werden."' 

Die Kritik Rebmanns an Bull beginnt mit 
einem taktischen Argument, mit dem der 
oberste Strafverfolger der BRD, dessen 
Zuständigkeit insbesondere große Teile 
der Ermittlungen in Sachen Terrorismus 
umfaßt, zugleich seine Berechtigung zur 
Datenschutzkritik von Amtswegen be-
gründet: Selbst in Bezug aufdie BKA-Da-
teien trennt Rebmann zwischen der straf-
verfolgerischen und der präventivpolizei-
lichen Tätigkeit der Polizei; eine Tren-
nung, die selbst bei konventioneller poli-
zeilicher Tätigkeit kaum (noch) möglich 
ist, wie etwa die Durchlöcherung der 
strafprozessualen Regeln bei "Gefahr im 
Verzuge'ieigt. 

Rebmann behauptet, trotz der Berüh-
rungspunkte zwischen strafverfolgerischer 
und präventivpolizeilicher Tätigkeit könn-

ten "im Strafverfolgungsbereich (d.i. der 
Berich seiner Zuständigkeit - d. Verf.) 
ernstzunehmende Einwände gegen die Da-
teien des BKA nach Art und Umfang nicht 
erhoben werden."' 
In Bezug auf deriVorgangsnachweis Per-
sonalien erklärt Rebmann, die Regelung 
sei eine bloß interne Organisationsmaß-
nahme. Bull habe "das Bundeskriminalamt 
gebeten, den Vorgangsnachweis Persona-
lien, nur bestimmten Amisangihörigen zu-
gänglich zu machen... 'Damit gibt er nicht 
nur fachliche Beurteilungen ab; er nimmt 
auch gestaltend auf die Organisation und die 
Personalgestaltung des BKA Einfluß und 
mischt sich in interne Angelegenheiten die-
ser Behörde ein'."' 
"Daß hei dem PIOS-System ungesicherte 
Daten erfaßt, Möglichkeiten und Vermutun-
gen mit einkalkuliert werden müssen", sei, 
laut Rebmann, 'für Kriminalisten und 
Strafverfolger absolut nichts Neues".' Das 
Wesen ihrer Arbeit bestünde seit jeher in 
der Kombination von Vermutungen und 
Hinweisen. Rebmann weist auf die Erfolge 
der Terrorismus- und Rauschgiftfahn-
dung durch die neue•Informationstechnik 
hin, insbesondere die Rasterfahndung. 
Den Ausführungen Bulls sei "deutlich zu 
entnehmen, daß ihm die wichtigsten Aufga-
ben des polizeilichen Staatsschuztes nicht 
bewußt sind"" 
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In Bezug auf die Speicherung in PIOS, die 
Häftlingsüberwachung u.ä. fährt Reb-
mann pauschal fort: "Die Bestände der Ab-
teilung Staatsschutz beim Bundeskriminal-
amt müssen unbedingt volltändig sein, schon 
um unvermutet auftauchende Verdachts-
gründe alsbald klären zu können. " 12

2. Verfassungsschutz 
Beim Verfassungsschutz hatte Bull im 4. 
Tätigkeitsbericht zu allererst gerügt, daß 
"Altbestände" nicht bereinigt worden sind-
, daß die Datei NADIS nach wie vor Daten 
enthält, bei denen längst die Löschfristen 
überschritten worden sind oder sie ge-
löscht werden müßten, weil sich die Ver-
dachtsmomente erledigt hätten. 
"Hier sind unter dem Eindruck terroristischer 
Gewalttaten Speicherungen vorgenommen 
worden, die zumindest heute nicht mehr auf-
rechterhalten werden können. " 12 Über die 
Frage der Altbestände hinaus-stellt sich 
aber das Problem, welche Daten über-
haupt in NADIS gespeichert werden sollen 
und damit: welche Aufgabe der Verfas-
sungsschutz hat." 
"Nach meiner Auffassung haben die Ver-
fassungsschzubehörden im Extremismus-
bereich nicht primär die Aufgabe, perso-
nenbezogene Sammluingen anzulegen 
und zu führen, sondern Bestrebungen des 
im Verfassungsschutzgebungsgesetz nä-
her geschilderten Inhalts zu beachten und 
hierüber der Regierung und, soweit mög-
lich, der Ofentlichkeit Bericht zu erstat-
ten."' 

Die Speicherung personenbezogener Da-
ten käme infolgedessen nur dann in Be-
tracht, wenn die betreffenden Personen 
Funktionär einer derartigen Organisation 
oder Bestrebung sei, nicht aber bei bloßer 
Teilnahme an Veranstaltungen etc. 
Die Frage, welche Daten in NADIS ge-
speichert werden sollen, erhält insbeson-
dere da eine erhebliche Bedeutung, wo 
diese Daten Grundlage für Überprüfun-
gen von Bewerbern des öffentlichen 
Dienstes oder sog. sicherheitsempfindli-
cher Betriebe sind. Die Anfrage in der 
Datei NADIS wurde 
auch benutzt, um "vor Beginn der Sicher-
heitsüberprüfungen und ohne Einhaltung der 
dafür vorgesehenen Modalitäten von den 
Sicherheitsbehörden verwertet werden. In 

vielen Fällen geschah dies ohne Wissen des 
Betroffenen. Waren mehrere Bewerber vor-
handen, so war es möglich, die Auswahl auch 
unter dem Gesichtspunkt zu treffen, ob ge-
gen einen Bewerber 'etwas vorlag oder 
nicht. Da die Bewerber von der Überprüfuing 
- auch wenn sie mit einer Überprüfung rech-
nen mußten - in diesem Stadium noch nichts 
wußten, wurden ihnen bei einer Absage auch 
nicht deren Gründe eröffnet. Waren dafür 
Sicherheitsbedenken maßgebend, so war 
dem Bewerber die Chance zur Rechtferti-
gung genommen."' 
In einer öffentlichen Kritik läßt sich Reb-
mann auf diese Einzelfragen nicht ein. 
"Daß darüberhinaus die Beanstandungen 
der sachlichen Arbeit des Bundesamts für 
Verfassungsschutz nicht gerechtfertigt sind 
daß vielmehr nur unverzichtbare Daten ge-
speichert, inaktuelle Daten hingegen ge-
löscht werden, hat bereits dessen Präsident 
unmißverständlich erklärt."'' 
Auch die Aufgabe des Veffassungsschut-
zes sieht Rebmann anders. Für ihn besteht 
sie nicht in der Berichterstattung über ver-
fassungsfeindliche Tendenzen und Orga-
nisationen, sondern sehr wohl im Sam-
meln von Personendaten. Er beruft sich 
auf das Verfassungsschutzgesetz, das des-
sen Aufgabe als Sammlung und Auswer-
tung von Auskünften, Nachrichten und 
sonstigen Unterlagen bestimmt. "Die Un-
terschlagung der Worte Sammlung und Aus-
wertung erklärt die Auffassung Bulls, in ei-
ner Reihe von Fällen hätten die Vorausset-
zungen für eine Speicherung nicht vorgele-
gen. Am Gesetz geht diese Meinung vor-
bei'."17

3. Zusammenarbeit Verfassungsschutz und 
Polizei 
Was die Amtshilfe besonders zwischen 
BKA und Verfassungsschuti betrifft, lie-
gen die Kontroversen ähnlich. 
Der Beschluß der IMK von 1978, den 
Datenverbund der Polizei von der Daten-
verarbeitungsanlage der Nachrichten-
dienste abzukoppeln, wird, 

so Bull, durch konventionellen Informa-
tionsaustausch unterlaufen. Polizeiliche 
Informationen aus Hausdurchsuchungen 
und Telefonbelauschungen wurden an den 
Verfassungsschutz übermittelt. Der Ver-
fassungsschutz, dessen Abhörtätigkeit an 
das G-10-Gesetz gebunden ist und von der 
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entsprechenden Kommission kontrolliert 
wird, "würde bei einer Verwendung polizeili-
cher Unterlagen die Kontrollkompetenz-
der G-10-Kommission unterlaufen."'s
Bull fordert, die Übermittlung von Post-
kontroll- und Abhörunterlagen des BKA 
an den Verfassungsschutz ebenfalls an die 

Regelung des § 7 Abs. 3 des G-10-Gesetzes 
zu binden. Danach sind Abhörmaßnah-
men des Verfassungsschuztes nurjn Fällen 
bestimmter polizeilicher Straftaten zugela-
seen. 
Diesen Vorschlag hält Rebmann für eine 
"unqualifizierte Behauptung". "Damit wird 
die mit Recht restriktiv gefaßte Ausnahme-
vorschrift für die Kontrolle des Post-, Tele-

SOMEONE 15 WAITING FOR 
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fon- und Fernmeldeverkehrs praktisch auf 
die.gesamte Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und Verfassungsschutz ausgedehnt mit 
dem Ergebnis, daß die Zusammenarbeit ent-
gegen gesetzlichen und grundgesetzlichen 
Vorschriften praktisch unterbunden wür-
de."19

. Baden-Württemberg 
Die Auseinandersetzung in Baden-Würt-
temberg ist ähnlich gelagert. Zentrale 
Punkte sind auch hier die Polizeidateien, 
der Verfassungsschutz und die Problema-
tik der Amtshilfe. 
Die Beanstandungen im Bereich Verfas-
sungsschutz betreffen auch hier die perso-
nenbezogenen Speicherungen. Gerügt hat-
te die Landesbeauftragte für den Daten-
schutz (LfD), Frau Leutze, u.a. die Über-
prüfung von Besuchern und Beschäftigten 
von Kernkraftwerken und die Weitergabe 
dieser Informationen an die Betreiber. In 
Bezug auf die Überprüfungen für die Be-
triebe im Sicherheitsbereich und im öffent-
lichen Dienst erhebt die LfD dieselben 
Bedenken wie ihr Kollege beim Bund. Im 
Bereich der Amtshilfe kritisierte die LfD 
vor allem die Einsichtsnahme des Verfas-
sungschutzes in kommunale Melderegi-
ster, die von den Verfassungschutzbeam-
ten mit einer Undenklichkeitsbescheini-
gung des Innenministeriums vorgenom-
men wurde. Ein generelles Zugriffsrecht 
auf Meldedateien steht dem Verfassungs-
schutz nicht zu. 
Schon in ihrem ersten Bericht für das Jahr 
198020 hatte die LfD die Speicherungen in 
der "Personenauskunftsdatei" (PAD) des. 
LKA beanstandet. Bis zu diesem Zeit-
punkt gab es in der PAD, einer Straftaten-
Straftäter-Datei, noch nicht einmal ein 
Sperrverfahren, Löschungen von Amts-
wegen kamen kaum vor und eine Rege-
laussoderung war noch nicht etabliert, da 
man, wie es heißt, die Verabschiedung der 
"Richtlinien für die kriminalpolizeilichen 
Sammlungen" (KPS-Richtlinien) abwar-
ten wollte. So wuchs die Datenmenge in 
der PAD permanent. 
Nachdem im ersten Halbjahr 1981 sowohl 
die K PS-Richtlinien als auch einige andere 
Verwaltungsvorschriften in Kraft getreten 
waren, begann in der zweiten Hälfte des 
Jahres eine Datenbereinigung. 

- In 3.504 Fällen gab es Einzelfallö-

schungen, in 1.284 davon aufgrund von 
Entscheidungen der Justiz. (Frei-
spruch und Verfahrenseinstellung auf-
grund erwiesener Unschuld...) 
- In 51.282 von 58.234 Fällen, bei denen 
Löschvorschriften ausgelaufen bzw. 
überschritten waren, wurden Datenge-
löscht. (Regellöschung"). 

Trotzdem mußte die LfD in ihrem Tätig-
keitsbericht" für 1981 weiteres an der 
PAD-Speicherung rügen: 

- Daten werden zu früh, noch bevor ein 
Verdacht wirklich gefestigt ist, eingege-
ben. 
- Auch in Bagatellfällen werden Perso-
nenbeschreibungen gespeichert. 
- Daten von Prostituierten werden ge-
sammelt, auch wenn sie weder eine 
Straftat begangen noch verdächtigt 
sind. Die PAD ist aber eine Straftaten-
Straftäter-Datei, in der nur dann Anga-
ben gespeichert werden dürfen, wenn 
ein Zusammenhang mit einer Straftat 
vorliegt. 

"Auch das Innenministerium sieht dieses 
rechtliche Problem. Es soll in der Weise 
gelöst werden, daß der Zweck der Personen-
auskunftsdatei erweitert wird. In ihr sollen 
künftig nicht nur Straftaten und Straftäter 
gespeichert werden, sondern auch reine Ge-

fahrenabwehrdaten erfaßt werden,""- An-
passung des Rechts an den Rechtsbruch! 

- Kritik äußerte die LID auch an der 
Planung für den Meldedienst "Gewalt-
tätige Störer", in der Presse fälschlich 
als "Rocker-Datei" veranschlagt. In-
formationen über den 1979 aufgelösten 
und seit der Sitzung der IMK Ende 
April 1982 endgültig wieder eingefer-
ten Meldedienst" wurden Frau Leutze 
verweigert. 

Die baden-württembergische Kampagne 
gegen den Datenschutz begann im Novem-
ber 1981 mit einem offenbar von der Poli-
zeiführung lancierten Artikel in der "Stutt-
garter Zeitung": "Schützt der Datenschutz 
den Mörder?"' 
Darin werden u.a. zwei Fälle angeführt, in 
denen offensichtlich unrechtmäßig gespei-
cherte Daten zur Aufklärung eines Mord-
falls geführt hatten. Voll des Verständnis-
ses für die vom Datenschutz angeblich bis 
zur Unbeweglichkeit eingeschränkte Poli-
zei zitiert der Artikel den Kripo-Chef eines 
Landeskreises: "Wir müssen zunehmend 
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nach amerikanischem Muster arbeiten: et-
was abseits der Legalität. Kann ich das mei-
nen Beamten zumuten?"" 
Der Bund Deutscher Kriminalbeamter 
kann nicht mehr "zusehen wie Kriminalpoli-

zeiliche Unterlagen... unrechtmäßig ver-
nichtet werden. " 26 Und auch Baden-Wür-

tembergs Polizeipräsident Stümper kon-
statiert den Gegensatz von Datenschutz 
und Sicherheit.27

Datenschutz und Sicherheit 
Die Sicherheitsbehörden wehren sich also 
trotz der ständigen Zurückhaltung, die der 
Leser bei der Lektüre der Datenschutzbe-
richte spürt, sehr heftig. Weder Bull noch 
Leutze hatten bewußte Verstöße gegen den 
Datenschutz behauptet, obwohl die ange-
häuften Beispiele das sehr wohl nahe-le-
gen. Neuerungen aufgrund ihrer Beanstan-
dungen werden stets sehr lobend hervorge-
hoben. Frau Leutze führt die Schwierigkei-
ten und die Voreingenommenheit der Poli-
zei gegen den Datenschutz auf Informa-
tionslücken zurück. Sowohl Bull als auch 
Frau Leutze heben bei ihrer Kritik an den 

überzogenen Altbeständen stets hervor, 
wie hilfreich eine Bereinigung der Dateien 
für die Effektivität der polizeilichen Arbeit 
sei. In Bezug auf die Sicherheitsüberprü-
fungen durch den Verfassungsschutz for-
dern weder Bull noch Leutze deren grund-
sätzliche Abschaffung. Beide haben die 
Arbeit der Sicherheitsbehörden nie grund-
sätzlich angezweifelt. 

Wenn die Vertreter der Sicherheit also 
behaupten, es wäre "sehr schädlich, Pro-
blempunkte mit publizistischen Schlagwor-
ten in der Offrntlichkeit "kämpferisch" 
vorzutragen"," so treffen sie damit sicher 
weder den Ton noch die Einstellung der 
Datenschutzbeauftragten. Öffentlich-
keit, die eine wesentliche Voraussetzung 
für eine demokratische Kontrolle der Po-
lizei ist, kann von Rebmann nur argwöh-
nisch betrachtet werden. 
"Die Mobilisierung der Öffentlichkeit ge-
gen behördliche Maßnahmen kann nur 
das letzte außergewöhnliche Mittel zur 
Behebung wirklicher Notstände sein. Sol-
che Noststände sind nicht gegeben."" 
Diese Behandlung der Datenschutzbe-
auftragten ist Ausdruck eines Begriffs 
von Sicherheit, der nicht die Sicherheit 
des Bürgers im Auge hat, sondern die des 

Staates. Es ist deshalb von diesem Stand-
punkt aus nur konsequent, wenn Reb-
mann, Stümper u.a. weniger Öffentlich-
keit wollen; wenn Rebmann etwa die Fra-
ge der Speicherung im Vorgangsnach-
weis Personalien • etwa als interne 
Angelegenheit betrachtet und die Daten-
schützer von dieser "gestaltenden Einfluß-
nahme auf Organisation und Personalge-
staltung"' fernhalten will; wenn er for-
dert, sich mit der Erklärung des Verfas-
sungsschutzpräsidenten zufrieden zu ge-
ben, u.ä.m. 
Die Datenschutzberichte, d.h. die öffent-
liche Darlegung, die die Datenschutzbe-
auftragten bei ihrer stellvertretenden Ein-
sichtnahme in die Arkanbereiche der Si-
cherheitsbehörden geben, haben der Öf-
fentlichkeit ein Mittel an die Hand gege-
ben, sich gerade nicht mehr nur behördli-
chen Versicherungen abgeben zu müssen. 
Dieses Instrument der Öffentlichkeit soll 
nun eingeengt werden: 
Der Neuentwurf der CDU/CSU zum ba-
de n-wü ntembergischen Da tenschut zge-
set z hebt wesentliche begrenzende Regeln 
auf und schränkt die Kontrollkompetenz 
der LfD erheblich ein: 

- Wegfallen sollen die sog. Plausibili-
tätskontrolle: Eine nach Daten be-
fragte Behörde hätte danach keine Be-
rechtigung mehr, wie bisher zu prüfen 
, ob die ersuchende Stelle berechtigt 
ist, jene Informationen zu erhalten, ob 
also ihre Ansprüche gerechtfertigt 
und ihre Begründungen plausibel sind. 
D.h., "daß allein die anfragende Stelle 
die Verantwortung für die Datenüber-
mittlung hat,... daß die Stelle, die etwas 
wissen will, sich selbst kontrolliert."3' 
- Bei Auskunftsersuchenden soll in 
Zukunft "das zuständige Ministerium-
... eine andere als die speichernde Stelle 
zur Auskunftserteilung ermächtigen 
(können)"." 
Von der lästigen Pflicht, auf Aus-
kunftsersuchen der Bürger antworten 
zu müssen, soll damit vor allem der 
Verfassungsschutz befreit werden, "... 
weil alles im Geheimen laufen soll"?" 
- Die Befugnisse der LfD sollen be-
grenzt werden auf elektronische und 
automatisierte Dateien. Die Landes-
regierung war auch bisher schon der 
Auffassung gewesen, daß die Befug-
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nisse der LfD nur für elektronische 
Daten gelten. Die LID hatte ihr da 
widersprochen: "Die Grundsätze gel-
ten wegen des beschränkten Anwen-
dungsbereiches des Landesschutzgeset-
zes nur für in Dateien oder Karteien 
gespeicherte Daten. Sind diese Daten 
zugleich in Akten, gilt das Landesdaten-
schutzgesetz auch für sie. Nur auf diese 
Art und Weise läßt sich ein Umgehen 
des Gesetzes verhindern.' Wäre dem 
nicht so, könnte die Polizei Daten in 
einer Akte weiterführen und nutzen, die 
sie in ihrer Datei löschen oder sperren 
müßte." 

Bei der Menge an Daten, die die Poli-
zei nach der Bereinigung 1981 löschen 
mußte, war diese Befürchtung durch-
aus angebracht. 
Diese Streitfrage soll jetzt durch das 
Hackebeil der absoluten Mehrheit ent-
schieden werden. Weder soll die LID 
zuständig sein für manuelle Dateien, 
noch sollen diese meldepflichtig sein. 

Damit ist der Weg "et was abseitsder Lega-
lität" legalisiert. Die erste Lesung des Ent-
wurfs ist bereits geschehen, im Mai befaß-
te sich auch der Innenausschuß schon im 
Eilverfahren mit dem Entwurf. 
„Niemand käme auf die Idee, die Sicherheit 
der Bürger vor ihre Grundrechte zu setzen,' 
so hatte Bull seinen Begriff von Sicherheit, 
der keine Alternative zum Datenschutz ist, 
hoffnungsvoll formuliert. 

"Es wäre eine irrige Auffassung", belehrt 
ihn Rebmann stattdessen, "etwa anneh-
med zu wollen, die Kontrolle staatlichen 
Handelns sei wichtiger als das staatliche 
Handeln selbst. Gerade im Sicherheitsbe-
reich geht es um - dem Datenschutz weit 
überlegene - vitale Gemeinschaftsinteres-
sen. Diesen gegenüber hat der Datenschutz 
seinen Aufgabenbereich und seinen Stellen-
wert peinlich genau zu beachten."" Zumin-
dest im Entwurf der baden-württember-
gischen CDU hat sich Rebmanns Begriff 
von Staatssicherheit durchgesetzt. 
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Das Sozialgeheimnis und die 
Polizei in der Superdemokratie 

Am 13.9.1982 sprach das Landgericht 
Berlin in einem Berufungsverfahren ei-
nen Abteilungsleiter des Kreuzberger Ar-
beitsamtes von der Anklage der Strafver-
eitelung im Amt frei. Der Angeklagte 
hatte im Mai 1981 einen wegen Raubes 
gesuchten und später verurteilten türki-
schen Arbeitslosen vor dem Eintreffen 
der Polizei weggeschickt. Eine Mitarbei-
terin des Amtes hatte ohne Wissen des 
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Abteilungsleiters der Polizei auf telefoni-
sche Anfrage hin mitgeteilt, der gesuchte 
Türke halte sich gerade in dem 'Gebäude 
auf. Der Angeklagte hatte sein Verhalten 
mit dem notwendigen Schutz des Sozial-
geheimnisses begredet. Das Gericht gab 
ihm nun in der zweiten Instanz recht: 
„Auch die Anwesenheit des Türken in seiner 
Irenschaft als Antragsteller auf dem Ar-
feitsamt sei nämlich als Information im 
Sinne des Datenschutzgesetzes zu schüt-
Zen. Eine umfassende Aufklärungspflicht, 
die auch den momentanen Aufenthalt ein-
schließe, könne nur durch eine richterliche 
Anordnung begründet werden". 
Mit dieser Regelung aus § 73 Sozialge-
setzbuch habe der Gesetzgeber die „Kolli-
sion zwischen dem Strafanspruch des Staa-
tes und dem Datenschutz" erkannt. Da die 
richterliche Anordnung hier aber gefehlt 
habe, sei die Mitteilung an die Polizei 
„eine unzulässige Offenbarung" gewesen. 
Dagegen „habe der Angeklagte seiner 
staatlichen Verpflichtung zur Beseitigung 
des für den Türken eingetretenen Nachteils 
nachkommen müssen". (Der Tagesspie-
gel, 14.9.1982) 

In einer ersten Stellungnahme hatte der 
Berliner Datenschutzbeauftragte Kerkau 
das Urteil gerechtfertigt. 
„Wenn ein Gericht feststellt, daß Sozialda-
ten zu Unrecht offenbart wurden, so heißt 
dies zumindest bei der Verfolgung von Ver-
brechen ..., daß die Polizei nicht das gesetz-
lich  vorgesehene Verfahren eingehal-
ten hat." (Kerkau: Datenschutz steht 
Strafverfolgung nicht entgegen, Der Ta-
gesspiegel, 19.9.1982) 
Die gesetzlichen Regeln, die Daten über 
bestimmte Lebensbereiche der einfachen 
Amtshilfe entziehen, sie als „amtshilfe-
fest" definieren, seien älter als die Daten-
schutzgesetze: die ärztliche Schweige-
pflicht, das Steuergeheimnis, Zeugnisver-
weigerungsrechte etc. Auch solche Daten 
stünden allerdings in besonderen Situa-
tionen der Polizei zur Verfügung. „Da sie 
genau betrachtet Sandetformen eines an 
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der ganzen Person orientiertenDatenschut-
zel sind, werden Probleme, die die Polizei 
(und andere Behörden) mit ihnen hat, seit 
neuem ebenfalls den Datenschutzgesetzen 
angelastet. 2.(Kerkau, ebd.) 
Mit dem zehnten Buch des Sozialgesetz-
buches habe der Gesetzgeber dem Drän-
gen der Polizei nachgegeben und für das 
Sozialgeheimnis ebenfalls bestimmte 
Ausnahmen festgelegt: 
„Die Offenbarung bedarf einer richterli-
chen Anordnung (die bei bestimmten Daten 
dann entfallen kann, wenn andere polizeili-
che Zwecke, etwa die Gefahrenabwehr, im 
Vordergrund stehen)". (Kerkau). 
Daß es Fälle gebe, in denen der Daten-
schutz zum „Tatenschutz" ausufere, wür-
de nur immer behauptet, aber nie bewie-
sen. 

Sowohl Innensenator Lummer als auch 
der Vorsitzende des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamten, Herrmann, sprachen 
dagegen von „überzogenen Gesetzesrege-
lungen auf dem Gebiete des Datenschut-
zes" (Lummer, zit. nach Die Tageszei-
tung-Berlin, 15.9.1982), die schnellst 
möglich zu bereinigen wären„.damit der 
Strafanspruch des Staates in wirksamer 
Weise durchgesetzt werden kann". (Lum-
mer, ebda.) 
„Die schnelle Ergreifung von gesuchten Tä-
tern werde praktisch unmöglich, wenn die 
Polizei jeweils gehalten sei, eine richterli-
che Anordnung herbeizuführen, ohne dabei 
die Mithilfe von Sozialbehörden direkt in 
Anspruch nehmen zu können". (ebda.) 

Der BDK-Vorsitzende argumentiert mit 
der Auffasung der Bürger, „denen es 
kaum einleuchten" könne, „daß ein wegen 
Raubes gesuchter Tatverdächtiger bewußt 
von einem staatlichen Amtsträger dem Zu-
griff entzogen wird, nur weil der Aufenthalt 
auf dem Arbeitsamt ... unter das Sozialge-
heimnis fallen solr . (Herrmann, Daten-
schutz ja - Tatenschutz nein, Der Tages-
spiegel, 26.9.1982) Immer öfter gingen 
Behörden vor Gericht, um prüfen zu las-

sen, ob das Datenschutzrecht die Weiter-
gabe einer Information an die Polizei er-
laube. Herrmann beklagt, daß das Fi-
nanzamt im Unterschied zur Polizei für 
seinen Zugriff auf bei anderen Behörden 
gespeicherte Daten keiner richtlichen An-
ordnung bedürfe. 
Er schließt mit den Worten: „Warum muß 
man eigentlich in Deutschland nach Über-
windung des 'Tausendjährigen Reiches', 
die wir nicht einmal uns selbst zu verdanken 
haben, immer wieder so tun, als hätten wir 
die Superdemokratie erfunden? In gewach-
senen demokratischen Staaten sieht man in 
Gesetzgebung und Praxis den Datenschutz 
realistischer. Es muß endlich damit aufge-
hört werden, daß in gewissem Umfang not-
wendiger Datenschutz ausufert und zum 
Tatenschutz wird'. (ebda) 

Ganz im Gegenteil hierzu fordert der 
Post-Datenschutzbeauftragte G.Fezer: 
„Das Sozialgeheimnis muß 'polizeifest' 
bleiben" (Der Tagesspiegel, 5.10.1982). 
„Es darf zunächst nicht übersehen werden, 
daß Auskünfte anderer Behörden an die 
Finanzämter hauptsächlich im Besteue-
rungsverfahren, also nicht in einem Straf 
vetfahren, und erst dann erfolgen, wenn der 
Steuerpflichtige von sich aus zur Sachauf-
klärung nicht bereit ist" (ebda.). 
Die Weitergabe von Sozialdaten berühre 
„den fundamentalen rechtsstaatlichen 
Grundsatz, daß niemand gehalten sein soll, 
sich selbst der staatlichen Strafgewalt aus-
zuliefern". (ebda) Wenn Sozialdaten un-
bedenklich weitergegeben würden, würde 
das Vertrauen des hilfsuchenden Bürgers 
- und dazu könne im modernen Sozial-
staat jeder werden - in den Sozialarbeiter 
bzw. die Sozialbehörde untergraben, weil 
er nicht sicher sein könne, ob der Sozialar-
beiter seine Schweigepflicht wahren wür-
de. Die Forderung der Polizei ihre Aus-
kunftsrechte bzw. die Amtshilfe zu erwei-
tern, liefen darauf hinaus, daß der Bürger 
dazu gezwungen würde, entweder auf das 
ihm zustehende Recht, sich nicht selbst 
auszuliefern, sein Aussageverweigerungs-
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recht, oder auf die ihm ebenfalls zustehen-
de Sozialleistung zu verzichten. „In Zei-
ten, in denen die gesetzesvorbereitende Mi-
nisterialbürokratie und die überforderten 
Parlament sich offenbar immer schwerer 
damit tun, die Sicherheitsbehörden mit 

überzogenen Forderungen in die rechts-
staatlichen Schranken zu verweisen (vgl. 
die aktuelle Novellierung des Landesmelde-
rechts), können solch mutige und rechts-
treue Behörden im Gegenteil nicht hoch 
genug gelobt werden." (ebd.) 



eile 12 79 

URTEILE 

"Objektschutz" 
Die Landespolizeigesetze erlauben Iden-
titätskontrollen (und weitere Rechtsein-
griffe) unter anderm bei Personen, die 
sich in oder in unmittelbarer Nähe einer 
Verkehrsanlage aufhalten, wenn außer-
dem "Tatsachen die Annahme rechtferti-
gen, daß in oder an Objekten dieser Art 
Straftaten begannen werden sollen". Der 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-
temberg hat mit Urteil vom 31.3.81 eine 
derartige Polizeikontrolle gebilligt und 
dabei exemplarisch aufgezeigt, wie ohne-
hin weitgehende gesetzliche Ermächti-
gungen durch ihre gerichtliche Handha-
bung nicht etwa präzisiert, sondern noch 
diffuser gemacht werden können. 
Eine Polizeistreife hatte den PKW der 
Kläger auf einem Parkplatz, der in der 
Einflugschneise eines Flughafens lag, be-
merkt; der PKW wurde später auf einer 
nahegelegenen Bundesstraße angehalten, 
die Insassen kontrolliert und nach Waf-
fen durchsucht. Das Gericht stellt zu-
nächst ohne weiteres fest, die Straße falle 
wegen ihrer Nähe (?) "Noch in den Kon-
trollbereich"p "des Flughafens". In dem 
Urteil heißt es weiter, nach dem Vorbrin-
gen der Polizei "gingen beim Bundeskri-
minalamt in November 1977 Hinweise 
ein, nach denen als Reaktion auf die Er-
eignisse in Mogadischu bei der Entfüh-
rung eines deutschen Passagierflugzeuges 
im Oktober des gleichen Jahres terroristi-
sche Anschläge mit SAM-Raketen auf 
startende und landende Flugzeuge ge-
plant waren. Der Senat hat keinen Anlaß, 
an der Richtigkeit dieser Darstellung zu 
zweifeln. Die dem Bundeskriminalamt 
zugegangenen Hinweise waren Tatsa-
chen, die die Annahme rechtfertigten, 
daß in nächster Zeit mit Straftaten auch in 
oder am Flughafen gerechnet werden 
mußte." Erinnert man sich an die par-
anoiden Erscheinungen des "deutschen 
Herbstes", so ist durchaus zu glauben, 
daß das BKA behauptet hat, irgendein 
anonymer Hinweisgeber habe derartiges 
behauptet; das Gericht hätte allerdings 
Anlaß gehabt zu zweifeln, ob dies "Tatsa-

chen" im Sinne des Gesetze sind. Es fährt 
stattdessen fort, es sei unerheblich, daß 
sich diese Gefahr später nicht realisiert 
habe, denn die Polizei habe damals an 
eine solche Tat glauben dürfen, und we-
gen der besonderen Störanfälligkeit des 
Fulgverkehrs hätten an "die Wahrschein-
lichkeit des Schadenseintritts keine be-
sonders hohen Anforderungen gestellt" 
werden dürfen. Polizeilicher Phantasie 
wird mit derartigen Ausführungen keine 
Grenze gesetzt. 
Obwohl das Gesetz keine weiteren Vor-
aussetzungen für die Zuläsigkeit der Per-
sonenkontrolle aufstellt, überprüft das 
Gericht, wie häufig in derartigen Fällen, 
noch weiter, ob die Polizeimaßnahme 
dem verfassungsrechtlichen Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit entsprochen hat 
(und bejaht dies, wie üblich). Erst hier, 
sozusagen am Rande, erweist sich, war-
um die Kläger kontrolliert worden sind. 
Den Polizeibematen war nämlich be-
kannt, daß Monate zuvor gegen einen der 
PKW-Insassen in Sachen Buback und 
Schleyer sog. Alibikontrollen durchge-
führt worden waren. Warum dies so war, 
wußten sie nicht; erst die mündliche Ver-
handlung ergab, daß "Erkenntnisse" dar-
auf hinweisen, daß der Betroffene "in 
Kontakten zu Personen stand, gegen die 
strafrechtliche Ermittlungen liefen, weil 
sie ihrerseits Verbindungen zu dem der 
Beteiligung an den terroristischen Aktie,-
nen und Gewalttaten des Jahres 1977 
verdächtigen... L. hatten". Nach der 
Überzeugung des Gerichtei dürften die 
Polizeibeamten ihn daraufhin als einen 
möglichen Verursacher der zu bekäm-
pfenden Gefahr von Anschlägen auf ein 
zu schützendes Objekt einstufen und des-
halb die gesetzlich vorgesehenen Sicher-
heitsmaßnahmen anordnen. 
(AZ. 1 S 2031/80, NPA Allg. Polizei- und 
Ordnungsrecht 770, Personalienfestel-
lung BI. 7) 



80 

Auskunftserteilung durch den Verfassungs-
schutz 
Das Verwaltungsgericht Köln hat mit 
dem Urteil vom 5.5.82 (Az. 14 K 8/81) 
Maßstab für die Auskunftserteilung 
durch das Bundesamt für Verfassungs-
schutz über bei ihm gespeicherte Daten 
aufgestellt. Einer Journalistin war wegen 
einer angeblichen abfälligen Äußerung 
vom Berliner Justizsenator der Zutritt zu 
den Berliner Straf- und Untersuchungs-
anstalten untersagt worden; sie vermute-
te, daß diese Äußerung vom Bundesamt 
für Verfassungsschutz kolportiert wor-
den war, und verlangte von diesem Aus-
kunft über die dort zu ihrer Person gespei-
cherten Daten. Das Bundesamt verwei-
gerte die Auskunftserteilung mit der pau-
schalen Begründung, daß öffentliche In-
teresse an der Geheimhaltung seiner Er-
mittlungsarbeit habe Vorrang vor dem 
Auskunftsinteresse der Betroffenen. 

Das Verwaltungsgericht führt aus, daß 
die Sicherheitsbehörden nach geltendem 
Recht nicht zur Auskunftserteilung ver-
pflichtet sind, ebensowenig aber zur Aus-
kunftsverweigerung, sondern daß die 
Auskunftserteilung in ihrem pflichtmäßi-
gen Ermessen steht. Das Bundesamt habe 
bei seiner Ermessungsausübung fehler-
haft gehandelt und müsse deswegen neu 
entscheiden, denn es habe den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz und das Verfas-
sungsgebot der Gewährung effektiven 
Rechtsschutz' ignoriert. Die Entschei-
dung legt ausführlich dar, daß die Daten-
speicherung durch das Bundesamt ein 
Rechtseingriff ist: Es werden Informatio-
nen über Personen und deren Verhaltens-
weisen gespeichert, und zwar nicht erst 
bei konkretem Nachweis sicherheitsge-
fährdender Bestrebungen, sondern "auf 
Verdacht hin", und über die so Observier-
ten werden Geheimdienstdossier und 
Persönlichkeitsprofile erstellt. Gerade die 
Tatsache, daß dies geheim erfolgt, mache 
die Speicherung zu einem Rechtseingriff, 
denn sie verschaffe dem Staat jederzeit 
abrufbares öffentliches Wissen und um-
fassende Zugriffsmöglichkeiten, ohne 
daß der Betroffene davon weiß und sich 
gerichtlich zur Wehr setzen könnte. Das 
Gericht formuliert hier ein "Recht auf 
Freiheit, grundrechtsgefährdender und 

öffentlicher Anteilnahme". Der Grund-
satz der Verhältnismäßigkeit gebiete, den 
Rechtseingriff der Datenspeicherung nur 
so lange geheimzuhalten, wie eine Ge-
fährdung des Zewcks der Speicherung 
und des Bestands der Bundesrepublik 
und ihrer Verfassungsordnung bestün-
den. Auch das Recht auf richterliche 
Überprüfung staatlicher Eingriffsakte 
nötige zur Auskunftserteilung. Die Ein-
richtung des Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz vermöge gerichtlichen 
Rechtsschutz nicht zu ersetzen. Im Falle 
der Auskunftsverweigerung müßte das 
Bundesamt mindestens darlegen, daß es 
einzelfallbezogene Prüfung vorgenom-
men hat und welche Gründe es zur Zu-
rückweisung des Auskunftsbegehrens be-
wogen habe. 
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LITERATUR 

Jan Erhardt, Catharina Kunze, Ordnungs-
verwaltung - im Schatten der Polizei, (Un-
tersuchungen zum Verhältnis und zur Zu-
sammenarbeit von Ordnungsbehörden und 
Polizei), Berlin 1982 (Berlin Verlag), 273 
S. 
Rolf Gössner, Uwe Herzog, Der Apparat - 
Ermittlungen in Sachen Polizei, Köln 1982 
(Kiepenheuer & Witsch), 365 S. 
Heinz Wagner, Polizeirecht - Kritisch dar-
gestellt am Berliner ASOG, am Muster-
entwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes 
und an der StPO, Berlin 1982 (Berlin Ver-
lag), 178 S. 

Hinzuweisen ist auf drei neue Buchpubli-
kationen, die sich mit der Polizei unter 
unterschiedlichen Aspekten beschäfti-
gen. Gleichzeitig ist jede dieser Arbeiten 
für einen spezifischen Leserkreis geschrie-
ben worden. 

ERHARDT/KUNZE legen einen For-
schungsbericht vor, der sich mit den Aus-
wirkungen des Musterentwurfs eines ein-
heitlichen Polizeigesetzes des Bundes und 
der Länder (folgend kurz ME) auf die 
'entpolizeilichte' Gefahrenabwehr be-
schäftigt. Es geht mithin speziell um die 
Frage, wie weit der ME und die durch ihn 
ausgelöste Novellierung des Polizeirechts 
der Länder das Verhältnis der Institution 
Polizei zu den anderen Behörden der Ord-
nungsverwaltung mit gefahrenabwehren-
den Aufgaben beeinflußt hat. Für Berlin 
wurde zudem mit Hilfe einer Umfrage 
empirisch zu ermitteln versucht, in wel-
chem Umfang sich die Behörden der Ord-
nungsverwaltung der Hilfe der Polizei 
beim Vollzug ihrer sachgebietsspezifi-
schen Aufgaben bedienen. 
Sich streng im Rahmen einer rechtswis-
senschaftlichen Untersuchung bewegend 
und bestimmt durch den Charakter eines 
Forschungsberichts, verlangt das Ver-
ständnis der Studie detaillierte Kenntnis-
se des Verwaltungsrechts und zudem spe-
zifisches Interesse an den Fragen der Ver-
waltungsorganisation. 

WAGNER hat mit seiner Arbeit gerade 
das Ziel, detaillierte Kenntnisse des Poli-
zeirechts erst zu vermitteln, wendet sich 
an den juristischen Laien bzw. an Jura-
Studenten. Konsequent orientiert an ei-
nem materiellen Rechtsstaatsverständ-
nis, wird die Dartellung des positiven 
Rechts, das in den letzten Jahren durch 
den ME und Polizeibefugnisse betreffen-
de StPO-Novellierung arg in Bewegung 
gekommen ist, immer wieder verknüpft 
mit der bundesdeutschen Politik „innerer 
Sicherheit" seit Beginn der siebziger Jah-
re. Dieses darin unkonventionelle Lehr-
buch des Polizeirechts ist mithin nicht nur 
ein Propädeutikum in Rechtsstaatlich-
keit (und die Rechtsstaatlichkeit tragen-
den rechtsdogmatischen Begriffe des Po-
lizeirechts) sondern vermittelt gleichzeitig 
ein Stück Strukturwandel der Polizei in 
den siebziger Jahren. Erst auf diesem Hin-
tergrund erschließt sich auch der Sinn 
jener systematischen Preisgabe freiheitssi-
chernder rechtsdogmatischer Figuren im 
Polizeirecht der siebziger Jahre - von 
WAGNER systematisch und detailliert 
am Berliner ASOG, am ME und an den 
StPO-Novellierungen belegt. 

GÖSSNER/HERZOG versuchen mit ih-
ren „Ermittlungen in Sachen Polizei" ein 
möglichst breites Publikum zu erreichen. 
In einer Kombination von Reportagetei-
len und authentischen Zeugenberichten 
mit stärker systematischen, den Struktur-
wandel und Ausbau der Polizei in den 
siebziger Jahren betreffenden Abschnit-
ten wird der Versuch unternommen, den 
einzelnen Polizeiübergriff oder -skandal 
nicht als letztlich zufällig oder beliebig 
dastehen zu lassen. Es geht den Autoren 
vielmehr darum, die Typik oder Exem-
plarizität solcher Ereignisse für das bun-
desdeutsche Polizeisystem und seinen 
dramatischen Ausbau „auf dem Hinter-
grund wachsender wirtschaftlicher, sozia-
ler und politischer Krisen" (S. 11) auszu-
weisen. Neben einer ganzen Reihe beein-
druckender und in der Tat exemplari-
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scher Fälle und Ereignis- sowie Polizei-
millieu-Schilderungen liefert das Buch ei-
ne Fülle von Details zum Ausbau und 
Wandel der Polizei ab Anfang der siebzi-
ger Jahre. Ohne daß dergesellschaftspoli-
tischen Einordnung bzw. der Art und 
Weise der Einordnung dieser Entwick-
lung immer gefolgt werden kann, ist esein 
lesenswertes Buch. 

Martin Kutscha, Norman Peach (Hrsg.), 
Im Staat der 'Inneren Sicherheit', Polizei, a 
Verfassungsschutz, Geheimdienste, Da-
tenkontrolle 

•• 
im Betrieb, Beiträge und Do-

kumente, Röderberg Verlag Frankfurt, 
1981, DM 13,80 

Das Buch enthält Beiträge zu den einzel-
nen Appa raten ( B KA, Verfassungs-
schutz, BND, MAD) und zum Daten-
schutz mit recht unterschiedlichem Infor-
mationsgehalt. Kutscha und Paech versu-
chen jeweils in ihren Beiträgen ( „innere 
Sicherheit für den Bürger" bzw. „Rechts-
staat oder Polizeistaat") sekundiert von 
Wolfgang Abendroth, der mit einem 
überarbeiteten Artikel aus der „Deut-
schen Volkszeitung" vertreten ist, die heu-
tige Form der „Disziplinierung der um 
ihre soziale Emanzipation ringenden 
Kräfte" (Kutsch a, S. 22) generell zu erfas-
sen. Auch wenn dies analytisch keines-
wegs zwingend ist, sondern dem politi-
schen Credo der um die „Vereinigung 
demokratischer Juristen angesiedelten 
Autoren entspringt, beruht die Hoffnung 
der Autoren auf einer „Kraftentfaltung 
der Gewerkschaften" (S. 24). 

Peter Schneider, Unrecht für Ruhe und 
Ordnung. Ein Lehrbuch, Limmat-Verlag 
Genossenschaft, Zürich 

Die Tränengasschwaden in der Züricher 
Altstadt haben sich schon lange verzo-
gen, das AJZ ist abgerissen, Ruhe scheint 
wieder in Zürich eingekehrt. Gleichwohl 
kommt das Buch von Peter Schneider 
nicht zu spät, denn es dokumentiert und 
analysiert nicht nur, mit welch fragwürdi-
gen Methoden die Justiz. die Unruhen 
langsam, aber sicher aufzuarbeiten sucht, 

sondern es geht auch den Rückwirkungen 
auf die zukünftige polizeiliche Strategie 
und 'rechtsstaatliche Normalität' nach. 
Gerade für den Leser, der mit den kompli-
zierten schweizerischen und ziiricher Be-
stimmungen polizeilicher Rechte (Fest-
nahme, Beschlagnahme, ED-Behand-
lung), des Untersuchungsverfahrens und 
des Strafrechtes nicht vertraut ist, der sich 
aber für Krawalljustiz ä la Zürich interes-
siert, ist Schneiders Buch wärmstens zu 
empfehlen. Denn der Autor, selbst fünf 
Jahre Untersuchungrichter, Mitglied 
der Demokratischen Juristen und mit der 
Praxis gut vertraut, versucht nicht, diese 
Praxis juristisch zu legitimieren, sondern 
die Abweichung derselben von den vor-
handenen rechtsstaatlichen Verfahrens-
grundsätzen und Normen auch dem juri-
stischen Laien deutlich zu machen. 

William A.Geller, Deadly Force — What 
we know 
in: Journal of Police Science and Admini-
stration, vol. 10, No.2, June 1982 (S.151-
177) 
Geller gibt eine Übersicht über die im 
Vergleich zur Bundesrepublik viel reich-
haltigere empirische Literatur zum The-
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ma tödlicher Schußwaffengebrauch der 
Polizei. Interessant ist der Artikel insbe-
sondere wegen der präsentierten Zahlen: 
In den 4 Jahren von 1974-1978 wurden in 
Chicago 132, und in Los Angeles 139 
Zivilisten von der Polizei erschossen. In 
der gesamten BRD erschoß die Polizei im 
selben Zeitraum 53 Zivilisten. 

Lco Schuster, Dieter Kettelhöhn, 5. Cran-
field-Konferenz in Roskilde, Kriminalist 
Nr. 10/1982 S.449-454 
„Die Cranfield Konferenz ist ein loser Zu-
sammenschluß von Wisseeschaftlern Po-
lizeipraktikern und Ministerialbeamten eu-
ropäischer Staaten mit dem Ziel, durch 
einen intensiven !WMmalions- und Erfah-
rungsaustausch über Ländergrenzen hin-
weg die praktische Arbeit der Sanktionsor-
gane — speziell die der Polizei — im Be-
reich der Kriminalitätskontrolle zu verbes-
sern." Die Bedeutung der Konferenz in 
den letzten Jahren bestand in der vor 
allem grundsätzlicheren Diskussion von 
Problemen der Prävention in den Polizei-
en Westeuropas. Gegenstand der diesjäh-
rigen Konferenz war die "crime control 
policy". In dem kurzen Tagungsbericht 
werden eine ganze Reihe von Modellen 
der Kontrolle und Prävention dargestellt. 
Wesentlicher Grundzug der wichtigsten 
Beispiele ist die Verklammerungvon poli-
zeilicher Prävention mit der Arbeit ande-
rer Bürokratien aber auch mit politischen 
und kommunalen Zusammenhängen. 
Der vorliegende Artikel gibt leider nur 
einen kurzen und wenig zusammenhän-
genden Bericht über die dargestellten Er-
fahrungen, der allenfalls für einen ersten 
Überblick reicht. 

Was Sie immer schon über Israels -
Geheimdienste wissen wollten; Dokumente 
der CIA aus der besetzten Teheraner US-
Botschaft, Verlag `Need to know', 86 Sei-
ten. 
„Die geheimen Dokumente des CIA und 
des US-Außenministeriums, hahen ei-
nen langen Weg hinter sich. Sie wurden von 
den 'iranischen Studenten' entdeckt, die 
am 4.November 1979 die US-Botschaft in 
Teheran besetzten... 

Diese Dokumente, die "Conter Spy" 
zugänglich gemacht wurden, sind lediglich 
ein Bruchstück einer dreizehnhändigen Pa-
perhack-Ausgabe, die mit Kommentaren 
versehen im Iran käuflich ist... 
Das hier übersetzte Hauptdokument ist ei-
ne Tiefenanalyse des CIA über die israeli-
schen Geheimdienste, die im März 1979 
verfaßt wurde und als 'geheim' klassifiziert 
wurde. Andere Dokumente sind Telegram-
me zwischen dem US-Außenministerium 
und der US-Botschaft in Teheran, in denen 
meistens die amerikanisch-israelisch-irani-
schen Beziehungen erörtert werden (wo-
durch auch die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Mossad und dem Geheimdienst des 
Schah, Savak, belegt wird)."
Die CIA-Studie bietet eine Ubersicht der 
israelischen Geheimdienste in ihrer Ent-
wicklung, Zielsetzung und des "Arbeits-
niveaus". Ausführlich werden Funktio-
nen, Organisation, Verwaltung und Ar-
beitsweise des Mossad-Geheimdienstes, 
von Shin Beth (Spionageverkehr und In-
landssicherheit) und des Militärischen 
Nachrichtendienstes dargestellt). 

Dr. Herbert Schäfer, Direktor dtv LKA 
Bremen, Ein Königreich für eine Strategie. 
Ein "Seminarbericht" 
in: Kriminalistik 8-9/1982, S.468-471 
Schäfer berichtet teilweise subjektiv von 
einem Seminar in der Polizeiführungs-
akademie in Hiltrup vom 29.1-2.4.82. 
Thema des Seminars: „Bewältigung von 
Demonstrationen". Bei der ‚Lektüre des 
Berichts erhält der Leser allerdings den 
Eindruck, es ginge um etwas ganz ande-
res, nämlich um die erste Stufe eines im 
Inneren zu führenden Krieges. Nicht nur, 
daß die Darstellung der an den Auseinan-
dersetzungen beteiligten Gruppen —
Stichwort "guerrilla diffusa" — reichlich 
diffus ist. Da werden dumme Sprücheaus 
der Phase um den Reagan-Besuch zum 
"langfristig organisierten Widerstand ge-
gen den Staat" aufgepäppelt. Da wird 
aber auch eine Theorie aufgekocht, die 
die "Kriegswissenschaftler" nach dem 
zweiten Welt krieg entwickelt haben: 
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Die Polizei muß während die-
ser Zeitspanne besonders aus-
dauernd sein, denn auf ihren 
Schultern lastet zunehmend die 
Wucht der ersten Stufe eines 
neuen Krieges. In diesem Krie-
ge drückt sich der gegnerische 
Wille nicht in Schlachten her-
kömmlicher Art aus, sondern in 
einer Unzahl psychologischer 
Schachzüge, in zahllosen ver-
deckten, mittelbaren Maßnah-
men. Nach dem zweiten Welt-
krieg erkannten die Kriegswis-
senschaftler drei Kriegsstufen: 
als früheste erste Stufe galt der 
Partisanenkrieg, dem in der 
zweiten Stufe der Krieg mit kon-
ventionellen Waffen und Einsät-
zen und schließlich in der drit-
ten Stufe mit A-B-C-Waffen fol-
gen würde. Damals wurde über-
sehen, daß das Ziel eines mo-
dernen Krieges weniger die Ver-
nichtung des Gegners ist, son-
dern vielmehr die Übertragung 
des eigenen politischen Willens 
auf den Gegner mit psychologi-
schen Methoden. Dieser Vor-
gang läuft in einer Vorstufe der 
bisher vorgestellten Kriegsfor-
men ab und kann diese — ist er 
erfolgreich — 'überflüssig ma-
chen. Daher ist diese »Vorstufe« 
wegen ihrer Ausschließbarkeit 
und Dauer als eigenständige 
Hauptstufe einer langanhalten-
den Auseinandersetzung einzu-
schätzen, als einer neuen 
Kriegsform. In dieser Kriegs-
phase 1 ist die Polizei als Ord-
nungsfaktor zuständig. Sie hat 
den inneren Frieden aufrecht-
zuerhalten, der gleichzeitig eine 
außenpolitische Dimension ge-
winnt. Das größere Präventions-
Instrument, die Bundeswehr, 
steht gleichzeitig hochgerüstet, 
aber unzuständig und tatenlos 
•außerhalb des Krieges•. 

Als Vergleichslektüre sei empfohlen: 
Frank Kitson, Im Vorfeld des Krieges, 
Stuttgart (Seewald) 1974. Kitson war ei-
ner der führenden englischen Militärs im 
Bürgerkrieg in Nordirland. 

Kommitee für Grundrechte und Demokra-
tie — Arbeitsgruppe Demonstrationsrecht, 
Demonstrationsbeobachtung: Bericht und 
Einschätzung zu den Auseinandersetzun-
gen am 11.Juni 1982 in Berlin, August 1982 
(erhältlich bei Kommitee.., An der Gasse 
1, 6121 Sensbachtal) 
Ähnlich wie in der Broschüre zur Demon-
stration in Brokdorf im Februar 1981 hat 
das Kommitee auch hier einen detaillier-
ten Bericht vorgelegt. Die Broschüre ist 
gegliedert in 
- eine Einleitung, in der die wesentlichen 
Kriterien der Demonstrationsbeobach-
tung dargelegt werden: 
Das Demonstrationsrecht ist ein "politi-
sches Kommunikationsrecht", dessen de-
mokratischer Sinn im Ersatz von gewalt-
samen Auseinandersetzungen durch poli-
tische Konfliktaustragung beruht. Es ist 
da bedroht, wo staatliche Stellen es recht-
lich oder faktisch einschränken. Aber 
auch da drohen Gefahren, „wo Minderhei-
ten dazu neigen. gewaltförmige Mittel ein-
zusetzen, weil ihre Interessen an den beste-
henden Verhältnissen abprallen" (S.30. 
- die Darstellung der Vorgeschichte der 
Demonstration: der verleumderischen 
Stellungnahmen der Politiker lange vor 
der Demonstration, des "Lappenkrie-
ges", der Beschlagnahme von Transpa-
renten, Aufklebern etc., den Auseinan-
dersetzungen im Lager der Demonstran-
ten und der Aufspaltung in zwei Demon-
strationen, von denen die eine am 11.6. 
verboten wurde, bis hin zu den Vorbeuge-
haftmaßnahmen am Tage vor der An-
kunft Reagans. Das Kommitee wertet die 
Maßnahmen des Senats und das auch 
gerichtlich bestätigte Demonstrations-
verbot als Mißbrauch rechtlicher Rege-
lungen zu "eindeutig und einseitig politi-
schen Absichten" (S.14) 
„Diejenigen, die am 11.6. friedlich demon-
strieren wollten, mußten sich nicht allein 
mit dem Verbot auseinandersetzen. Sie sa-
hen sich auch mit Gruppen konfrontiert, 
'die Ronnie durch Begeisterungsstürme 
umblasen' wollten bzw. vor derDemonstra-
tion Reflexionen über den Sinn des Barrika-
denbaus anstellten"(S.15). 
- Die Darstellung des Demonstrations-
verlaufs, sowohl am 10. als auch am 
11.Juni. Die Polizei habe mit ihrer Vorge-
hensweise am 1L6. — der Einkesselung 
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von etwa 2500 Demonstranten auch mit-
hilfe von Stacheldrahtrollen — die Situa-
tion nur noch mehr verschärft. Sie habe 
zwar das von ihr propagierte Ziel — die 
Demonstranten vom Schloß, dem Auf-
enthaltsort Reagans, fernzuhalten — er-
reicht, aber nur um den Preis von erheb-
lich mehr Gewalt, unter der vor allem 
auch Unbeteiligte und solche Personen zu 
leiden hatten, die zum Nollendorfplatz 
gekommen waren, um friedlich ihr Recht 
auf Demonstration trotz Verbots wahr-
zunehmen. 
- die Reaktionen in der Presse, wo nur 
selten noch von den Ereignissen selbst die 
Rede war, wo bis auf wenige Ausnahmen 
Gewalt nur noch den "Gewalttätern" zu-
geschoben wurde und der Bezug zu der 
Vorgeschichte und zu den Gewaltverhält-
nissen verwischt wurde; 
- und eine abschließende Bewertung, in 
der erneut das Verhältnis von Gewalt und 
Demonstrationsrecht aufgeworfen wird. 

Ruhe 
oder Chaos 

2. Auflage! 

Der aktuelle Reader über Polizei-
entwicklung, innere Aufrüstung, 
CS und, Gummigeschosse, Demon-
strationsrecht u.a. 
Beiträge von 13 Autoren und Au-
torengruppen, u.a. Fabig, Schar-
mer, Schrempf, Werkentin, KB, 
Ökoinstitut, Sanitätergruppen, 
WISK 
Hrsg.: Gesundheitsladen Hamburg 
136 S., 48 Abb., DM 7,50 (plus 1,— DM Porto) 
Vertrieb: BUU, Bartelsstr. 26, 2 H1-1 6 

Demokratie und Recht 
Redaktion: Prof. Dr. Helmut Ridder 

Heft 3/82 

•M. Breitenhach: Die Studentenschaften im Strudel der Kriminalisierung • P. 
Römer: Die Friedenspflicht im Grundgesetz • B. Zypries: Vergewaltigung und 
Gewalt im Sinne des § 177 StGB • G. Struck: Ungleichzeitigkeit im Zivilrecht • 
Berichte und Entscheidungen: • Neue Entwicklungen im Asylrecht • Politische 
Strafjustiz in der Türkei als Asylgrund 

Heft 2/82 
• D. Dreiseroth: Das Volksbegehren gegen die Startbahn 18-West • A. Roßnagel: 
Verfassungsänderungen und politischer Prozeß • H. Vetter. Mietpreisbindung und 
Bürgerbegehren in Berlin (West)• H. Dux: Psychiatrie und deutscher Faschismus 
• H. Paech: „Juristen gegen Kriegsgefahr" - Ein Kongreß bericht • Entscheidungen: 
• Meinungsfreiheit im Betrieb • Beschlagnahme des Buches „I..2ßt mich bloß in 
Frieden" • Dokumentation zum „Falkland-Konflikt" 

10. Jahrgang 1982, Redaktion: Prof. Dr. Helmut Ridder- vierteljährlich - Einzelheft 
DM 8,-, im Jahresabo DM 7,-, für Studenten DM 6,-
Pahl-Rugenstein Verlag, Gottesweg 54, 5 Köln 51 
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SUMMARIES 

Police use of Firearms 
The purpose of the minor casc study is to 
identify trends m the police use of fire-
arms on the basis of official statistics and 
press reports. 
A central question ist whether the struc-
tural transition that took place within the 
police Torces of the Federal Republic of 
Germany during the Seventies had any 
influence on the frequency and causes 
leading to police use of firearms. 
The first section presents the available 
official statistics for twostates of the Fede-
ral Republic: Hessia and North Rhine/ 
Westphalia over the past twenty ycars. 
Analysis indicates that no statistically si-
gnificant increase or decrease in the police 
use of firearms took place during this 
time-span. There is also no statistically 
significant increase or decrease in the 
number of cases involving the use of fire-
arms with lethal consequences. On the 
contrary, during this time-span there are 
major dilferences in the total number of 
incidents from year to year. 
Statistics on the police use of firearms for 
all agencies in the Federal Republic (state 
and federal units) available since 1976 
reflect the same pattern detected in the 
20-year survey of Hessia and North Rhi-
ne/Westphalia — i.e. no statistically si-
gnificant increase or decrease in the fre-
quency of use of firearms, nor in the 
number of cases with lethal consequences 
is cliseemible. A further section of the 
study attempts to identify on the basis of 
press reports the typen of incidents in 
which police use of firearms resulted in 
lethal consequences subsequent to the pu-
blication of national statistics since 1976. lt 
appears significant that roughly half ofall 
of the lethal shots fired did not take place 
in ad-hoc situations, but rather during 
situations in which the police were in a 
position to pre-determine the time, place 
and means to be employed in conflict 

• resolution (apprehensions resulting from 
Iengthy preparation, hostage situations 
extending over longer time periods, etc.). 
lt further becomes apparent that the spe-
cial units such asiprecision-fire squads 

and special attack unitscreated during the 
course of the Seventies have scored an 
increasing number of lethal shots fired 
annually although the total statistics have 
remained relatively constant. The speei-
ne characteristic of diese units — the 
precise use of firearms - would tend to 
indtcate a trend toward lethal conflict 
resolution. 

The Royal Ulster Constabulary 
In the course of its history the RUC has 
gone through a number of different pha-
ses. The once rough-shod, club-happy 
RUC has developed into one of the most 
sophisticated police Torces in the world; 
today it has become a model agency för 
"security"-planners, particularly for the 
"motherland" Great Britain. On the one 
hand, the Protestant dominated RUC has 
acted in a manner such as to proctect the 
privileges of this religious majority, while 
simultaneously providing jobs predomin-
antly for Protestants. For the Catholics, 
on the other hand, it was never anything 
else than the armed force of the ruling 
Protestant Unionist Party. The reform 
proposals presented by the Hunt-Com-
mission (following the upheavals and sy-
stematic repression at the end of the Six-
ties and the resulting significant loss of 
image as a legitimate agency of force) 
aimed at correcting the militaristic image 
of the RUC were ultimately a failure. 
In 1976 a new security policy was adopted 
under the motto of "Ulsterisation" and 
"normalisation" aimed at gradually re-
placing the army with the RUC. The 
newly created interrogation centers led in 
1978 to a number of allegations brought 
forth predominantly by Amnesty Inter-
national which were never refuted. 
Viewed as a whole the new security policy 
has proven a failure. Activity at present 
concentrates on thecollection ofinforma-
tion and evidence to be used in future 
trials. 
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Criminai inteingence Unns similar to the 
German State Protections sectionsas well 
as the so-called anti-terror unit "Special 
Patrol Group" and plainclothes forces in 
the so-called "Regional Crime Squads" 
augment and support the efforts of the 
RUC. The RUC has been granted encom-
passing legal authority. Competition and 
differences of opinion exist between the 
RUC and the British Army. 

Stephen W.Smith: 
The Revision of the "Securite et Liberte" 
Act 
The abolition of the „Securite et Liberte"-
Act announced by left wing forces in 1981 
during the national elections in France 
has yet to become a complete reality. 
According to the concept of the former 
Minister of Justice, Peyrelitte, the com-
plete culpability and responsibility for 
any illegal act rests clearly upon theindivi-
dual delinquent. The alternative concept 
developed by the socialist Minister ofJu-
stice, Badinter, is diametrically opposed 
to the idea of penal retribution. Whereas a 
specific criminal act would be met with 
individual sanctions, it would also be con-
ceivecl of as a social problem in general. 
Final judgement on die justice reform 
projects of die new socialist administra-
tion in France will only become possible 
after presentation of the penal reforms 
announced for 1983. 
It is now clear that the authority to con-
duct preventive police identity controls 
will remain on the books. Increased preci-
sion and additional legal security through 
limitation of this authority to "endange-
red areas" is hardly to be expected. 

Equipping the police with CS-Gas 
A survey article dealing with: 
-the decision of the Conference of the 
State Ministries of the Interior empowe-
ring the individual states (Länder) to inde-
pendently opt for incorporating CS gas 
into their arsenals, 
- the current state of arsenal development 
in the individual states: Bavaria, Baden-
Wurttemberg, Lower Saxony, Rhine-
land-Palatinate and Silesia-Holstein have 
already incorporated CS-gas into their 

arsenals; only ihe state 01 North Rhinc/ 
Westphalia has clearly rejected the adop-
tion of CS-gas into its arsenal, 
- the current debate within the police. 

Right to Demonstrate 
A presentation of the recommendations 
of the CDU/CSU, the Federal Council 
(Bundesrat), the Policemen's Union 
(GdP), and the Berlin Police Commissio-
ner, Huehner. Key points are: 
- re-introduction of the breach of the 
peace clause of the pre-1970 era. 
- the prohibition of calls to illegal assemb-
lies, 
- the prohibition of "masking" as well as 
"passive armament", 
- legal authority to conduct state investi-
gations of prosecutions in cases of dama-
ge of property. 
The counter-proposals presented by the 
SPD and the FDP suffer from the wea k-
ness of failing to deal with civil rights 
issues and concentrate too heavily on 
problems of police practicability. 

Notes on the "Data Protection and Securi-
ty" Debate 
The data protection reports for 1981 sub-
mitted by the data protection commisio-
ner of the state of Baden-Wurtemberg 
and the federal commisioner contained 
reservations with respect to: 
- police data banks, in prticular with refe-
rence to the data bank maintained by the 
Federal Crime Agency (Bundeskriminal-
amt) for investigative information on ter-
rorism and the central police data bank in 
Baden-Wurtemherg, 
- the collection of information and data in 
the data banks of the domestic intelligen-
cc agency (Verfassungsschutz) as well as 
the manner in which this information is 
used in aiding decision-making on job-
applicants for employment in public ser-
vice and plants and factories involved in 
security areas (nuclear energy and arms 
production), 
as well as with respect to 
- cooperation between the domestic intel-
ligence agency (Verfassungsschutz) and 
other agencies, particularly the policeand 
registration authorities. 
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The rebuttals presented by leading police 
representatives and Federal Attorney Ge-
neral Rebmann (Generalbundesanwalt) 
reveal a concept of security which clearly 
subjugates civil rights under the interests 
of criminal apprehension and prosecu-
tion and the interests of the state in gene-
ral. The‘i reject any authority on the part 
of data protection commissioners to con-
trol their data collection activities as an 
intrusion into the organisation of the poli-
ce. They have accused the data protection 
commissioners of having unleashed a Pu-
blic witch-hunt directed at the security 
agencies of the state. 
In Baden-Wurtemberg the CDU, cur-
rently? in power with an absolute majority, 
has introduced a legislative proposal 
which closely corresponds to police and 
security agency thinking on the question. 
In addition to other restrictive stipula-
tions, the authority of the data protection 
commissioners is to be limited to electro-
nic data banks. This would make it possi-
ble for the police to set up illegal data 
banks beyond the controf and scrutiny of 
public data protection officials. 

STARTBAHN-WEST 

FOTOS & INTERVIEWS 
dokumentiert mit 270 Fotos 2 J. Platzbeset• 
zung, das Hüttendorf, die Räumungsaktio-
nen 1981/82, die erneuten Platzhesetzungs• 
versuche, die Volksbegehren-Demo der 
150.000, die Flughafenblockaden bis zu den 
Aktionen gegen die Flughafen-„Schandmau-
er" im Frühling 1982. Acht Interviews be-
schreiben Erfahrungen, Lernprozesse und 
Radikalisierung aktiver Bürger. — 108 Seiten 

Vierferb-Umschleg, 15 DM — in 
linken Buchläden, oder direkt bei: 
B. Kretschmenn, Jungstr. 11, 

FFM 90, Tel.: 0811,77 13 84 

Verlag 2000 
Postfach 591 
6o5o Offenbach 4 

"Keine Startbahn West" 
Argumente, Bilder und Berichte 

JILIK•11 

.1 
Mali, 

Das Buch gibt einen Überblick über den öko-
nomischen Nutzen der Startbahn West, mög-
liche Alternativen zur Erweiterung der be-
stehenden Bahnen und die ökologischen Folgen 
des Projektes. Es informiert über die Breite 
der Bewegung, über die Lernprozesse inner-
halb des jahrelangen Kampfes der Bürgerini-
tiativen sowie über das Verhalten der Parteien 
und Verbände in dieser Auseinandersetzung. 
Wir, die im Kampf gegen die Flughafenerwei-
terung stehenden Bürger der Region, wollen 
mit dem Aufzeigen der Widerstandsformen, 
die vom Hüttenbau bis zum Volksbegehren 
reichen, zugleich all denen Mut machen, die 
an anderen Orten der Bundesrepublik im 
Kampf gegen menschen- und umweltfeind-
liche Entwicklungen stehen. 
204 Seiten, DM 13,-
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Solidaritätsaufruf für 
Alexander Schubart 
Ini Oktober 1982, kurz nach den hessi-
schen Landtagswahlen, soll der Strafpro-
zeß gegen den Sprecher der „Arbeitsge-
meinschaft Volksbegehren - Keine Start-
hahn-West". Alexander Schubart, vor 
dern Staatsschutzsenat am Urankruder 
Oberlandesgericht eröffnet werden. Ge-
neralbundesanwalt Rebmann beschul-
digt ihn in der Anklageschrift, im Zusam-

menhang mit der Demonstration vom 
15. 1 1.1981 am Frankfurter Flughafen 
„Nötigung von Verfassungsorganen" (§ 
105 StGB) und „Landfriedensbruch in 
einem besonders schweren Fall" (§ 125 
StGB) begangen zu haben. Dafür drohen 
ihm bis zu 10 Jahren Gefängnis! Alexan-
der Schubart hat vor eineinhalb Jahren 
das Volksbegehren über den Bau der 
Startbahn-West initiiert. Mit diesem 
Volksbegehren machte die Bürgerbewe-
gung gegen die Flughafenerweiterung 
den Versuch, den Konflikt mit der hessi-
schen Landesregierung auf friedliche und 
demokratische Weise zu lösen. Über 
300.000 Bürgerinnen und Bürger unter-
schrieben - wie in der hessischen Verfas-
sung vorgesehen - den Antrag auf Zulas-
sung des Volksbegehrens. Der Landesre-
gierung und der Öffentlichkeit war be-
kannt, daß ein solches Verfahren nach 
den gesetzlichen Vorschriften eingeleitet 
worden war und die Unterschriften am 
14.11.1981 dem Landeswahlleiter in 
Wiesbaden übergeben werden sollten. 

Dennoch (oder vielleicht sogar deshalb?) 
begann man kurz zuvor, auf der für den 
Bau vorgesehenen Waldtrasse mit Holz-
fällertrupps, Motorsägen und Polizei voll-
endete Tatsachen zu schaffen. Diese 
Maßnahme der Landesregierung bewirk-
te eine unerträgliche Zuspitzung der Si-
tuation, schien sie doch eine Entschei-
dung vorwegzunehmen, über die die hes-
sischen Bürger in einem Volksentscheid 
selbst abstimmen sollten. 

Anläßlich der Übergabe den Unterschrif-
ten demonstrierten in Wiesbaden 150.000 
Menschen aus ganz Hessen. Auf der 
Abschlußkundgebung forderte Alexander 
Schuhart die Landesregierung auf, nun 
endlich die Rodungsarbeiten einzustellen 
und für den Fall, daß sie das Volksbegeh-
ren als „unzulässig" zurückzuweisen ge-
denken, wenigstens eine Entscheidung 
des Hessischen Staatsgerichtshofs abzu-
warten. (Diese Forderung wurde vier 
Wochen später auch vom Statsgerichts-
hotspräsident Nieders selbst an die Lan-
desregierung gestellt, was zu einem Bau-
stopp auf der Start bahntrasse bis zum 
Urteil des Hessischen Staatsgerichtshofs 
am 20.1.1982 führte.) Die Regierung solle 
ihre Entscheidung über einen Baustopp 
bis zum Mittag des folgenden Tages be-
kanntgeben. Die Bürgerinitiative gegen 
die Startbahn-West hatte beschlossen, ei-
ne friedliche Demonstration am Flugha-
fen zu veranstalten, um dagegen zu prote-
stieren, daß die hessische Landesregie-
rung die Anordnung eines Moratoriums 
ablehnte. Diesen Beschluß gab Alexan-
der Schubart namens der Bürgerinitiative 
auf der Wiesbadener Kundgebung be-
kannt. 

Aufgrund eines harten polizeilichen Ein-
greifens gegen die Demonstranten kam es 
einen Tag später teilweise zu Auseinnder-
setzungen und Verkehrsstauungen rund 
um den Flughafen. Von Medien und 
Strafverfolgungsbehörden wurden diese 
Vorfälle in einer regelrechten Kampagne 
zu einer bürgerkriegsähnlichen Situation 
hochstilisiert. Viele Startbahngegner(in-
nen) wurden in der Folge mit Strafverfah-
ren überzogen. Alexander Schubart wur-
de bereits am 16.11.1981 ohne die gering-
ste Prüfung des Sachverhaltes von Ober-
bürgermeister Wallmann, der damit seine 
Kompetenzen überschritt, vom Dienst 
suspendiert. 

Obgleich Alexander Schubart an der De-
monstration vom 15.11.1981 nicht teilge-
nommen hatte, wird er - einmalig in der 
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Bekleidung 
deutschen Justizgeschichte - der Rädels-
führerschaft bezichtigt. Dies weisen wir 
entschieden zurück. Gerade er hat sich 
stets für eine demokratische, argumen-
tative und gewaltfreie Auseinanderset-
zung um die Startbahn-West eingesetzt. 
Wenngleich späte Volksbegehren und 
Volksentscheid von Landesregierung 
und Justiz nicht zugelassen wurden, kann 
davon ausgegangen werden, daß breite 
Kreise der hessischen Bevölkerung diese 
Vorstellung einer demokratischen Aus-
tragung gesellschaftlicher Konflikte teilte 
und bis heute teilt. 

Die Verfolgung Alexander Schubarts mit 
Mitteln der Strafjustiz und des Dienst-
rechtes kann nur als Einschüchterung un-
botmäßigen Engagements verstanden 
werden. Eine Verurteilung Alexander 
Schubarts wäre ein Präjudiz für die noch 
anhängigen über 1000 Strafverfahren ge-
gen Startbahngegner und käme einer Kri-
minalisierung der gesamten Bürgerbewe-
gung gegen dieStartbahn-West, ihrer Ide-
en und ihrer Arbeit gleich. Man kann 
über die Notwendigkeit der Erweiterung 
des Frankfurter Flughafens gegensätzli-
cher Auffassung sein. Doch diese Ausein-
andersetzung muß politisch und nicht mit 
Mitteln justizieller Disziplinierung und 
Bestrafung stattfinden. Deshalb ist zu 
Recht von der breiten Bürgerbewegung 
die Forderung erhoben worden, keine 
Startbahngegner zu kriminalisieren. Wir 
fordern: Freispruch für Alexander Schu-
bart - Aufhebung der dienstlichen Su-
spendierung - kein Berufsverbot für Alex-
ander Schubart! 

Initiatoren und Erstunterzeichner: Bund 
für Umwelt und Naturschutz, Landesver-
band Hessen e.V.; Bunte Hilfe Frankfurt; 
Komitee für Grundrechte und Demokra-
tie e.V.; Komitee „Solidarität mit Alexan-
der Saubart"; Republikanischer An-
waltsverein Hessen; Vereinigung Hessi-
scher Strafverteidiger. 

Wer trägt 
modische Hemden? 
Günter Röthig, Italshirt Tex-
tilvertrieb GmbH & Co KG, 
6451 Mainhausen: 

Wir beschäftigen uns mit der 
Herstellung und dem Vertrieb 
von Herrenoberhemden. Bei 
welchen staatlichen Dienst-
stellen können wir anbieten? 

Antwort: 
Ein großer, aber auch um-
kämpfter Markt sind die Län-
derpolizeien. Bayern vergibt 
Aufträge nur an weißblaue 
Firmen. Die meisten Bundes-
länder schreiben ihren Bedarf 
nicht öffentlich aus. Nur Hes-
sen und Berlin machen eine 
rühmliche Ausnahme und 
kaufen deshalb erheblich gün-
stiger ein. 
Der zentrale Dienst des Berli-
ner Polizeipräsidenten kauft 
jährlich Bekleidung/persönli-
che Ausrüstung für 5,6 Millio-
nen Mark. Für die rund 20000 
Polizisten werden jedes Jahr 
zwischen 10000 und 20000 
OherhemdeniDamenblusen 
beschafft. Um Aufträge be-
werben sich mehr ausländi-
sche Anbieter. Aber deren 
Angebote enttäuschen. 

Für alle Bedarfsartikel verfü-
gen die Berliner über Lei-
stungsbeschreibungen, die sie 
Firmen gern überlassen. 
Neue Bewerber werden um 
persönlichen Besuch gebeten. 
Die drei Einkäufer: Hartmut 
Wolf (030/699-2345), Robert 
Kock und Horst Fuhrmann 
(beide 030/699-2347). 

eh 

c4. 
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Inhalt: Zur Begründung 
und Funktion der Thesen 
• Friedensbedrohende 
und friedenssichernde 
Elemente der bürokrati-
schen, "realsozialisti-
schen" Gesellschaften des 
Warschauer Paktes • In-
nerimperialistische Kon-
kurrenz der kapitalisti-
schen Metropolen • Ost-
West-Konflikt mit Frie-
densbedrohung • Frie-
densgefährdende Ten-
denzen in Rüstung und 
Militärstrategien • 
Aspekte sozialistischer 
Politik der Friedenssiche-
rung • Friedens- und Si-
cherheitspolitik in Über-
einstimmung bringen • 
Gesellschaftliches Inter-
esse, Ideologien und Be-
wußtseinsstrukturen in 
der Bundesrepublik als 

Bindungen an Rüstungs- und Abschreckungspolitik und gleichzeitig als Ansatz-
punkte des Ausscherens aus dem Wettrüsten • Aufgaben der Friedensbewegung in 
der Bundesrepublik. — 88 Seiten, DM 6,50 

Weitere Materialien: 
• "links"-Sondernummer "Kriegsgefahr und Friedensbewegung". 
Mit Beiträgen u.a. zu 3. Welt und 3. Weltkrieg, Antikommunismus und Antiameri-
kanismus, Sozialdemokratie und Friedenspolitik, Pazifismus und Militarismus. 
54 Seiten, illustriert, DM 3,—. 
• A nti-Kriegsausstellung 
(18 Kunstdruckplakate DIN A 2, Aufstellplan und weitere Texte und Grafiken) 
DM 40,—. 

• Anti-Militaristische Soldatenarbeit 
104 Seiten, DM 7,—. 

Alle Materialien sind über Vertag 2000, Postfach 591,6050 Offenbach 4, nurgegen 
Vorauszahlung zu beziehen (portofreie Zusendung). 
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Erscheint viermal Im Jahr. Bezugspreise (incl. Porto und MwSt.) : 

- Im Abonnement für Institutionen DM 50,00 
- im Abonnement für EInzelperoonen DM 28,00 
- als Einzelheft DM 8,00 
- bei Sammelbestellung ab 10 Expl. DM 8,50 
- bei Sammelbestellung ab 25 Expl. DM 5,50 

Bisher erschienene Hefte der MILITÄRPOLITIK Dokumentation: 
Heft 1/78 Die deutsche Rüstungwvirtacheft und die Dritte Welt (107 S.) - vergr. 
Heft 2/78 Entwicklung der Militär- und Sozialausgaben der Welt (105 S.) - vergr. 
Heft 1/77 Zur Problematik der taktischen Nuklearwaffen in Europa (112 S.) 
Heft 2/77, Das Anti-Militarismus-Projekt des ökumenischen Weltrates der 

Kirchen (118 S.) - vergr. 
Heft 3/77 Weißbücher des Auslandes: Italien, Großbritannien, Südafrika; 

Militärische und zivile Kernenergie in Zahlen (94 S.) - vergr. 
Heft 4-5/77 Rüstungskontrolle in Europa — MBFR (1.89 S.) 

Dieses Heft wird zum Preis von DM 7,00 abgegeben. 
Heft 6/77 Militär und Umwelt. Probleme militärischer Raumnutzung (85 S.) 
Heft 7 Kriegsdienstverweigerung und Zivildienst in der Bundeirepublik 

Deutschland (117 S.) 
Heft 8 Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen des Rüstungswettlaufes. 

Bericht des Generalsekretärs der Vereinten Nationen (65 S.) 
Heft 9/10 Rüstungswerbung in der Bundesrepublik (125 S.) 
Heft 11/12 Die Friedensarbeit der Kirchen der Bundesrepublik Deutschland und 

der DDR (168 S.). Einzelheft DM 9,50; ab 10 Expl. DM 8,50; 
ab 25 Expl. DM 7,50 

Heft 13 SIP R I-Jahrbuch 1979 (Auszüge) (56S.) 
Heft 14/15 Rüstungstransfers und Dritte Welt (136 S.). Einzelheft DM 9,50; 

ab 10 Expl. DM 8,50; ab 25 Expl. DM 7,50 
Heft 16 Atomkriegsfolgen (B8 S.) 
Heft 17 SIPRI-Jahrbuch 1980 (Auszüge) (110 S.) 
Heft 18 Rechtliche Grenzen von Rüstungsproduktion und Rüstungshandel. 

Vorwort von Norbert Gansel, MdB. (90 S.) 
Heft 19 Militär und Gewalt im südlichen Afrika (134 S.) 
Heft 20 Frauen und Militär (124 5.) 
Heft 21 Rüstungspreise, Rüstungsprofite, Rüstungsinflation (124 S.) 
Heft 22 Die Illusion der Kriegsverhinderung durch Abschreckung (133 S.) 
Heft 23/24 Gewerkschaften und Bundeswehr (156 S.) 
Heft 25 Der Streit um die atomare Bewaffnung (113 S.) 
Heft 26 M. T. Klare: Jederzeit, überall, mit alle Waffen. . . (112 S.) 

EXTRA 1: Entwicklung der Militär- und Sozialausgaben in 140 Ländern der Erde. 
Hrsg. v. Ruth Leger Sivard. Vorwort v. Karsten D. Voigt, MdB. 
(Großformat, 36 S.). Einzelheft DM 6,80; ab 2 Expl. DM 5,80; 
ab 5 Expl. DM 4,50; ab 10 Expl. DM 4,00; ab 20 Expl. DM 3,50 

EXTRA 2: USA — UdSSR / Supermächte zwischen Intervention und Selbst-
überschätzung. Dokumentation der inneramerikanischen Diskussion. 
Vorwort v. Gart Krell. (152 S.). Einzelheft DM 9,50; ab 10 Expl. 
DM 8,50; ab 25 Expl. DM 7,50 

EXTRA 3: Frieden schaffen ohne Waffen oder Wie es in Wiesbaden gelang, 
geweitfrel die Rüstungslobby zu vertreiben. Eine Dokumentation 
der Beteiligten. Mit einem Vorwort von Reiner Steinweg. (182 S.) 
Einzelheft DM 9,50; ab 10 Expernplaren DM 8,50; ab 25 Expl. DM 7,50 
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Freiheit + Gleichheit 
Streitschrift für Demokratie und Menschenrecht 
Mit dieser Streitschrift sollen Geschichte und Gegenwart der Bundesrepublik im 
Spiegel der Menschenrechte als unmittelbar geltende Normen gezeigt werden. Die 
gewordene Wirklichkeit der Menschenrechte aufzuspüren heißt aber, sie in den 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen aufzusuchen, sprich: hei den Majoritä-
ten und Minoritäten der Bundesrepublik. Die Gefährdung der Grund- und Men-
schenrechte hat viele Dimensionen, vom Betrieb bis zur Polizei, vom 'Atomstaat' 
bis zur Friedensfrage, von der Meinungsfreiheit bis zu den Berufsverboten, von 
den zahlreichen 'Minderheiten' . (Alte, Kinder, Strafgefangene, Obdachlose, 
Homosexuelle, Ausländer, Demonstranten, Kranke. Arbeitslose . . .) bis zur längst 
nicht verwirklichten Gleichberechtigung der Frau. 
Die bisher erschienenen Hefte 1 - 3 der Schriftenreihe "Freiheit + Gleichheit" 
bringen u.a. folgende Beiträge • Ulrich Albrecht: Soldaten und Demokraten — 
einebleibende Differenz• Bernhard Blanke: Schutz der Verfassung durch Spaltung 
der Demokratie? • Thomas Blanke: Der 'innere Feind' in der Geschichte der BRD 
• Wolfgang Däubler: Menschenrechte im Betrieb • Mechthild Düsing/Uwe Wesel: 
Die Feste der freien Advokatur wird gestürmt • Ute Gerhard/Eva Senghaas-
Knobloch: Was heißt Gleichberechtigung? • D. Helmut Gollwitzer: Der Kampf 
für die Menschenrechte — heute noch zeitgemäß? • Albrecht Funk: Welche Sicher-
heit schützt die Polizei? • Michael Th. Greven: Sozialstaat und Freiheitsrechte • 
Klaus-Martin Groth: Asylrecht • Klaus Horn: Medizinische Versorgung und Men-
schenrechte • Erich Küchenhoff: Hausbesetzungen als Menschenrecht? • Rüdi-
ger Lautmann: Homosexuelle als Indiz • Christine Morgenroth: Arbeitslosigkeit 
ist grundgesetzwidrig • Hannelore Narr: Altsein im gesellschaftlichen Abseits • 
Roland Narr: Kinder und ihre halberwachsenen Rechte • Wolf-Dieter Narr/Klaus 
Vack: Menschenrechte, Bürgerrechte, aller Rechte • Oskar Negt: Menschenrech-
te als Selbstverwirklichungsrechte • Helmut Ortner: Wer bestraft wird, verliert 
sein Bürgerrecht • Ulrich K. Preuß: Grundrechte in der Demokratie • Roland 
Roth: Bürgerinitiativen — ein demokratisches Ornament am Gebäude des Sicher-
heitsstaats? • Ozean Saglam: AusländiSche Arbeiter • Jürgen Seifert: Die Ver-
fassungsschutzberichte • Dorothee Sölle: Menschenrechte in Lateinamerika —
Zum Problem der Verschwundenen • Peter Schlotter: Die Politik -der Angst —
Rüstung als Thema in der Bundesrepublik • Außerdem Dokumente des Komitees, 
so unter anderem — Brokdorf 28.2.1981 — Vorschläge für eine alternative Sicher-
heitspolitik — Ziele und Aufgaben des Komitees — Berufsverbote — Peter Bruck-
ner — Konzept für ein Symposion Menschenrechte. 

Herausgeber und Prospekt: 
Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V., 
An der Gasse 1. 6121 Sensbachta I. 


